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Vorwort 
Die hier vorliegende Bachelorarbeit zu dem Thema „Zwangssterilisation während der 
NS-Zeit - eine Betrachtung der damaligen Rechtslage im Kontext des Grundgesetzes“ 
dient einer neutralen und unvoreingenommenen Darstellung der damaligen Sterilisati-
onspolitik des nationalsozialistischen Regimes. Die Begriffe, wie Rasse, Minderwertig-
keit, Volk, Fremdvolk, Vernichtung, Ausmerzung, etc. und die damaligen Aussagen von 
den Angehörigen der Ideologie werden ausschließlich in einem neutralen Kontext ver-
wendet. Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden diese politisch behafteten Fachter-
mini nicht in Anführungszeichen gesetzt. Weiterhin wurde auf die Angabe von weibli-
chen und männlichen Bezeichnungen verzichtet, um eine angemessene Lesbarkeit zu 
erhalten. Diese geschlechtsneutralen Bezeichnungen sollen keinesfalls eine Diskrimi-
nierung darstellen. 
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1 Einführende Worte 
„Wir sehen heute nicht mehr in dem damaligen Bierspießer das Ideal des deutschen 
Volkes, sondern in Männern und Mädchen, die kerngesund sind, die straff sind. Was 
wir von unserer deutschen Jugend wünschen, ist etwas anderes, als es die Vergan-
genheit gewünscht hat. In unseren Augen da muss der deutsche Junge der Zukunft 
schlank und rank sein, flink wie ein Windhund, zäh wie Leder und hart wie Kruppstahl. 
Wir müssen einen neuen Menschen erziehen, auf dass unser Volk nicht an den Dege-
nerationserscheinungen der Zeit zugrunde geht.“ 

Dies betonte der Diktator des Deutschen Reiches Adolf Hitler am 14. September 1935 
vor rund 50.000 HJ-Jungen in dem Nürnberger Stadion in einer seiner Reden zu den 
Erziehungszielen der NSDAP . Um die Reinhaltung des gesunden deutschen Volks1 -
körpers zu gewährleisten, verabschiedeten die Nationalsozialisten am 14. Juli 1933 
das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses (Abk.: GzVeN) . Mit diesem Ge2 -
setz wurden die Ziele formuliert, minderwertiges Erbgut auszuschalten und die hem-
mungslose Fortpflanzung dieser Personengruppen zu unterbinden. Das Gesetz war für 
einen Zeitraum von 11 Jahren wirksam. Innerhalb dieser Zeit wurden Zwangssterilisa-
tionen auch außerhalb der gesetzlichen Grundlage ohne die Kenntnis und das Einver-
ständnis der Opfer angeordnet und durchgeführt. Damit wurde der Grundstein für die 
systematische Verfolgung, die Ausgrenzung und die spätere Ermordung von Menschen 
mit physischen und psychischen Erkrankungen gelegt. Dieser komplexe Vorgang wird 
mit den gesundheitspolitischen Maßnahmen der nationalsozialistischen Rassenhygie-
ne in Verbindung gebracht. 

Doch was genau wird unter dem zentralen Begriff der Zwangssterilisation verstanden? 
Die Zwangssterilisation setzt sich aus zwei begrifflichen Teilen zusammen, die einer 
Trennung bedürfen. Die Sterilisation umfasst die medizinische und die chirurgische Un-
fruchtbarmachung . Im Gegenzug gestaltet sich die generelle Definition von dem 3

Zwang komplexer. Im Allgemeinen beschreibt der Zwang die Ausübung von Druck auf 
jemanden . Der Zwang im juristischen Sinn ist die „Einwirkung auf einen Menschen 4

oder auf eine Sache mit Gewalt“ . Daher verhalten sich die Grenzen zwischen der 5

Freiwilligkeit und dem Zwang fließend. In der vorliegenden Bachelorarbeit wird der 
Zwang in einem allgemeinen Verständnis angewandt. Denn es liegt auch gewiss eine 
Ausprägung von Zwang vor, wenn auf einen Menschen ein derartiger Druck ausgeübt 
wird, dass sich dieser freiwillig sterilisieren lässt. 

 Kopperschmidt: Hitler der Redner, 2003, S. 64.1

 Vgl. Anhang 1.2

 Vgl. Duden: Das Fremdwörterbuch, 2015, S. 772.3

 Vgl. Duden: Das Stilwörterbuch, 2017, S. 862.4

 Köbler: Juristisches Wörterbuch, 2018, S. 497.5
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Während der nationalsozialistischen Diktatur von 1933 bis 1945 wurden in dem gesam-
ten Gebiet des Deutschen Reiches nach den aktuellen Schätzungen circa 400.000 
Menschen zwangssterilisiert . Darüber hinaus gab es neben den legalen Eingriffen 6

auch illegale Sterilisationen, die in die Schätzungen einfließen. Einerseits waren die 
Betroffenen Insassen von Heil- und Pflegeanstalten, die ohne vorher sterilisiert worden 
zu sein, die Anstalt nicht verlassen durften, andererseits auch Arbeiter aus dem Aus-
land. Mehrere Tausend Sterilisationsopfer starben an den Folgen des Eingriffes. Von 
den Opfern waren 90 Prozent weiblichen Geschlechts. Obwohl dieser Prozess eine 
große Anzahl an Betroffenen aufwies, ist es in der Literatur strittig, ob die Zwangssteri-
lisation als der erste Teil der nationalsozialistischen Massenvernichtung anzusehen ist. 
Nach der herrschenden Meinung der zeitgenössischen Autoren wird die Sterilisations-
politik als ein wichtiger Teil des nationalsozialistischen Mordregimes verstanden, da 
diese Politik ähnlich wie die Euthanasie der Ausmerzung von rassisch Minderwertigen 
diente . Eine gegenteilige Auffassung vertraten die Autoren zu der Zeit des Nationalso7 -
zialismus’. Die Sterilisation sei humaner als die Euthanasie. Sie sei schonend und lie-
bevoll und mache Euthanasie langfristig überflüssig . 8

Um diese spezifische Thematik exakt darzustellen, wird zunächst ein historischer 
Rückblick bezüglich der eugenischen Entwicklung aufgearbeitet. Daraufhin wird der 
Aufbau der Verwaltung und der Justiz in der Zeit des Nationalsozialismus’ beschrieben. 
Hierbei wird der Fokus auf die Gesundheitsämter, die Erbgesundheitsgerichte sowie 
die Erbgesundheitsobergerichte gelegt. In diesem Zusammenhang werden die gericht-
lichen Verfahrensgrundsätze erörtert. Im vierten Kapitel erfolgt eine Erläuterung des 
Ablaufes einer Zwangssterilisation hinsichtlich des behördlichen und gerichtlichen Ver-
fahrens. 

Der Schwerpunkt dieser Bachelorarbeit liegt in der juristischen Betrachtung der dama-
ligen Rechtslage. Diesbezüglich werden die nationalsozialistischen Gesetze, Rechts-
verordnungen und deren Änderungen auf ihre Vereinbarkeit mit der heutigen Rechts-
ordnung geprüft. In erster Linie bilden die Vorgaben des Grundgesetzes (Abk.: GG) 
den Rahmen für die aktuelle Rechtssystematik. Ergänzend werden die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (Abk.: BGB) und des Strafgesetzbuches (Abk.: StGB) her-
angezogen. Weiterführend wird die Vereinbarkeit mit dem höherrangigen Recht hin-
sichtlich der Vorgaben der Vereinten Nationen und der Europäischen Union untersucht. 
Das Ergebnis aus der juristischen Betrachtung fließt in den wissenschaftlichen Beitrag 
ein. Den Abschluss der Untersuchung bildet eine ethische und moralische Auswertung 
der Rechtsgrundlagen. 

 Vgl. Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Frauenpolitik, 1986, S. 8.6

 Vgl. Ebenda, S. 12 ff..7

 Vgl. Gaupp: Die Unfruchtbarmachung geistig und sittlich Kranker und Minderwertiger, 1925, S. 2.8
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2 Historischer Rückblick 

2.1 Entwicklung der Eugenik 

Der Begriff der Eugenik lässt sich auf das griechische Wort eugenes zurückführen. 
Dies bedeutet von einer edlen Abstammung oder auch edel geboren. Hierbei wird die 
Wissenschaft von dem guten menschlichen Erbe verstanden . Es wird zwischen der 9

positiven Eugenik oder positiven Rassenhygiene im Sinne einer Verbesserung des 
Erbgutes und der negativen Eugenik unterschieden. Die positive Eugenik erfolgte 
durch diverse züchtige Maßnahmen, bspw. die Förderung von kinderreichen Familien 
mittels einer Kinderbeihilfe. Im Fokus standen die Werte wie höhere Intelligenz, besse-
re körperliche Konstitution, Schönheit oder rassische Reinheit . Hingegen war die ne10 -
gative Rassenhygiene die Entfernung des unerwünschten Erbgutes aus dem Genpool 
einer Bevölkerung zugunsten der künftigen Generationen. Die Vorstellung, die Verbrei-
tung von Erbkrankheiten durch erbschädigende Eingriffe verhindern zu können, war 
keine innovative Erfindung der Nationalsozialisten. Ferner war die Eugenik nicht nur 
auf Deutschland und Österreich beschränkt. Die Vertreter dieser Ideologie stammten 
aus Nordamerika, Australien und vielen europäischen Ländern. 

Die historischen Spuren der Erbgesundheitslehre lassen sich bis in das 19. Jahrhun-
dert zurückverfolgen. Im Jahr 1859 erschien das Buch On the Origins of Species von 
Charles Darwin. Dieser formulierte eine neue Theorie über die Entwicklung der Natur, 
die Evolutionstheorie . Darwin ging davon aus, dass die Arten von Lebewesen nicht 11

unverändert fortbestehen, sondern sich spezifisch weiter entwickeln. Den Mechanis-
mus, den er dafür als Ursache definierte, bezeichnete er als natürliche Selektion. Im 
Zuge der fortschreitenden Industrialisierung mit all ihren sozialen Folgeerscheinungen 
wurden diese naturgesetzlichen Prinzipien des biologischen Darwinismus’ auf den so-
zialen Bereich übertragen. Sir Francis Galton entwickelte den Sozialdarwinismus und 
damit die ideale Grundlage für die in den Folgejahren entstehende neue Wissenschaft 
der Rassenhygiene . Galton hob drei natürlich ererbte Fähigkeiten hervor, die einen 12

Menschen besonders auszeichneten: Intellekt, Fleiß und Arbeitseifer. Durch die prakti-
sche Anwendung der Selektion wollte Galton stärkere, intelligentere und attraktivere 
Menschen züchten. 

Mit seinem Buch Die Welträtsel verbreitete der Zoologe Ernst Haeckel Darwins Evolu-
tionstheorie in Deutschland und Österreich. Über 500.000 verkaufte Exemplare sind 
ein Indiz für das damalige große Interesse an dem Thema Eugenik. Haeckel entwickel-
te die Menschenpyramide. Er stellte den weißen Menschen an die Spitze. Die niedrige-

 Vgl. Gaupp: Die Unfruchtbarmachung geistig und sittlich Kranker und Minderwertiger, 1925, S. 7.9

 Vgl. Weingart et al.: Rasse, Blut und Gene, 1992, S. 16.10

 Vgl. Darwin: Über die Entstehung der Arten, 2000, S. 35.11

 Vgl. Galton: Genie und Vererbung, 1910, S. 45.12
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ren Menschenrassen wie Papua-Menschen und Hottentotten siedelte er nahe bei den 
Menschenaffen an. „Diese Naturmenschen stehen in psychologischer Hinsicht näher 
den Säugetieren wie Affen und Hunden als den hochzivilisierten Europäern; dafür ist 
auch ihr individueller Lebenswert ganz verschieden zu beurteilen.“  Aus dieser Rang13 -
ordnung der Menschenrassen schlussfolgerte Haeckel, dass die Vormachtstellung der 
deutschen Rasse nur durch eugenische Maßnahmen gesichert werden könne. 

Ähnliche Ideen und Gedankengänge formulierte Alfred Ploetz. Der Eugeniker gab sehr 
konkrete Anweisungen, wie man die deutsche Rasse sichern und evaluieren könne. 
„Stellt es sich trotzdem heraus, dass das Neugeborene ein schwächliches oder miss-
gestaltetes Kind ist, so wird ihm von einem Ärztekollegium, das über den Bürgerbrief 
der Gesellschaft entscheidet, ein sanfter Tod bereitet, sagen wir durch eine kleine Do-
sis Morphium. Die Eltern, erzogen in strenger Achtung vor dem Wohl der Rasse, über-
lassen sich nicht länger rebellischen Gefühlen, sondern versuchen frisch und fröhlich 
ein zweites Mal, wenn Ihnen dies nach ihrem Zeugnis über die Fortpflanzungsfähigkeit 
erlaubt ist.“  Einige der wesentlichen rassenhygienischen Grundlagen sind die Schrif14 -
ten von dem Leipziger Jura-Professor Karl Binding und dem Psychiater Alfred Hoche. 
Die Wissenschaftler schrieben von leeren Menschenhülsen, Ballastexistenzen, De-
fektmenschen sowie geistigen Toten . 15

Der Nationalsozialismus nahm die Ergebnisse der eugenischen Diskussion auf und 
entwickelte sie weiter. Gesunde Eltern - Gesunde Kinder! stand unter anderem auf den 
Propagandaplakaten der Nationalsozialisten, vgl. Anhänge 2 und 3. Demnach war die 
kleinste Zelle der Volksgemeinschaft die Familie, die besonders gefördert werden soll-
te. Die Trennung derer, die Mitglieder der deutschen Volksgemeinschaft sein sollten 
und jener, die davon auszuschließen waren, war die Voraussetzung für die Auslö-
schung der minderwertigen Menschen. Um die Rassennachweise zu erstellen, ver-
wendeten die Ärzte und Eugeniker umfangreiche Instrumentarien. Dazu gehörten 
Schädelvermessungsgeräte, Anthropometer, Tasterzirkel, Stangenzirkel, Nasentiefen-
messer sowie Haut-, Augen- und Haarfarbentafeln . Dadurch wurde der arische Ras16 -
sestandard festgelegt. Die weitergehenden erbbiologischen Untersuchungen sollten 
die Minderwertigen aufspüren. Für diese Ermittlungsaufgabe wurde ein Netz von Insti-
tutionen und Maßnahmen geschaffen. An dem Ende dieser Erfassung von Asozialen, 
Erbkranken oder rassisch Minderwertigen standen oftmals die Zwangssterilisation, das 
Arbeitserziehungslager, die Einweisung in eine Heil- und Pflegeanstalt oder die endgül-
tige Tötung. 

 Haeckel: Die Lebenswunder, 1904, S. 450.13

 Ploetz: Die Tüchtigkeit unserer Rasse und der Schutz der Schwachen, 1895, S. 144 f..14

 Vgl. Binding, Hoche: Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens, 1922, S. 58.15

 Vgl. Kepplinger: Wert des Lebens, 2003, S. 54, Anhang 4.16
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2.2 Nationalsozialistische Propaganda 

Die Zwangssterilisationen sollten dazu führen, die Minderwertigen von der Fortpflan-
zung auszuschließen. Als Begründung wurde angeführt, dass in einigen Generationen 
die wertvolle Schicht von der minderwertigen Schicht völlig überwuchert ist, da die erb-
lich Minderwertigen doppelt so viele Kinder bekommen wie die erblich Hochwertigen. 
Darüber hinaus werden für die Geistesschwachen und die Asozialen jährlich Millionen-
werte verbraucht, die den gesunden noch kinderfrohen Familien durch Steuern aller Art 
entzogen werden . In der Fortpflanzung der erblich Minderwertigen wurde nicht nur 17

eine immense finanzielle Belastung gesehen, sondern auch die Gefahr eines Werte-
verfalles in der deutschen Bevölkerung. 

Insbesondere wurde durch Filme Propaganda betrieben. Der Film Das Erbe  sollte die 18

Bevölkerung auf das bevorstehende Erbgesundheitsgesetz vorbereiten. Das Zielpubli-
kum des Filmes waren die Schulen, Universitäten und berufsbildenden Lehrgänge. An-
hand von verschiedenen Beispielen aus der Pflanzen- und Tierwelt wurde die Verer-
bungslehre erklärt. So wie in der Natur nur die stärksten Pflanzen überlebten und sich 
folglich nur solche fortpflanzen könnten, sollte es auch bei den Menschen sein. Jedoch 
sei die natürliche Auslese durch die moderne Zivilisation abhandengekommen. Diese 
Auslese habe nun der Staat zu übernehmen, indem er die Minderwertigen von der 
Fortpflanzung ausschließt. Weiterhin könnte man durch die Zucht von verschiedenen 
Haustierrassen die besten Ergebnisse erreichen. Dies sei auch bei den Menschen 
möglich. Wichtig dafür waren die genaue Aufzeichnung des Stammbaumes und die 
richtige Gattenwahl. Nur so könnte die Stärke des deutschen Volkes gesichert werden. 

Das zweite wichtige Propagandamittel waren die Statistiken und Rechenbeispiele, mit 
denen der Bevölkerung unkompliziert gezeigt wurde, wie erheblich die Erbkranken die 
gesamte deutsche Volksgemeinschaft belasten würden. Die folgenden zwei Rechen-
beispielen stammen aus einem Mathematikbuch von Adolf Dorner . Bereits den 19

Jüngsten wurde auf diese Art das eugenische Gedankengut näher gebracht: 

Der Bau einer Irrenanstalt erfordert 6.000.000 RM. Wie viele Siedlungshäuser zu je 
1.500 RM hätte man dafür bauen können? 

Nach vorsichtigen Schätzungen sind in Deutschland rund 300.000 Geisteskranke, Epi-
leptiker und Schizophrene in einer Anstaltspflege. Was kosten diese jährlich bei einem 
Satz von je vier RM? - Wie viele Ehestandsdarlehen zu je 1.000 RM könnten von die-

sem Geld jährlich ausgegeben werden? 

 Vgl. Gütt, Rüdin, Ruttke: Zur Verhütung erbkranken Nachwuchses, 1934, S. 60.17

 Vgl. Makowski: Eugenik, Sterilisationspolitik, „Euthanasie“ und Bevölkerungspolitik in der nationalsozialisti18 -
schen Parteipresse, 1996, S. 174 f., Anhang 5.

 Dorner: Mathematik im Dienste der nationalpolitischen Erziehung, 1935, S. 45 ff., Anhang 6.19
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3 Verwaltung und Justiz 

3.1 Gesundheitsämter 

3.1.1 Errichtung und Tätigkeitsbereiche 

Nur wenige der Ehe- und Sexualberatungsstellen, die in der zweiten Hälfte der Zwan-
zigerjahre gegründet wurden, sind stillgelegt worden. Ein großer Anteil wurde umstruk-
turiert und konnte mit dem bestehenden Personal für die Sterilisationspolitik weiterge-
führt werden . Doch erst nach der Einführung des Gesetzes über die Vereinheitlichung 20

des Gesundheitswesens vom 03. Juli 1934 fand die Massensterilisation ihren Rege-
lungsbereich. Das Ziel des Gesetzes bestand darin, das Gesundheitswesen in dem 
Kontext der Gleichschaltung zu verstaatlichen und zu zentralisieren. Die Hauptrege-
lung des Gesetzes war die Errichtung von den staatlichen Gesundheitsämtern in den 
Gemeinden und Landkreisen, um die aktuellen und potenziellen Sterilisationskandida-
ten zu erfassen und deren Sterilisationen zu beantragen. Die bereits bestehenden Be-
hörden wurden verstaatlicht und mit einem staatlichen Amtsarzt besetzt. Besaßen die 
Kommunen genügend Erfahrungen in der eugenischen Praxis, konnten deren Ge-
sundheitsämter ihre kommunale Selbstverwaltung fortführen. Die Gesundheitsämter 
und ihre Amts- und Hilfsärzte erfüllten zwei Hauptaufgaben. Zwar wurden Schwange-
renberatungen, Mütterberatungen und Kinderfürsorge angeboten, aber in erster Linie 
lag die weit bedeutendere Zuständigkeit in der Sterilisation. 

Die Gesundheitsämter waren die zentralen Sammelstellen für Daten über die gesamte 
Bevölkerung. Es wurden Informationen von den Schulen, den Krankenhäusern, den 
Heil- und Pflegeanstalten, der Fürsorge, der nationalsozialistischen Volkswohlfahrt, den 
Polizeibehörden und den Strafanstalten gebündelt. Der Zweck der Datensammlung 
bestand darin, einen Überblick über die künftige Entwicklung des deutschen Erbstro-
mes  zu gewährleisten. Dahingehend wurden die Gesundheitsämter zu den Zentral21 -
stellen für die Registrierung der negativen Auslese. Am 18. März 1942 meldete Leo-
nardo Conti  Heinrich Himmler , dass es gelungen sei „alle ärztlichen Untersu22 23 -
chungsergebnisse festzulegen und dadurch eine lückenlose Beurteilung des Gesund-
heitsablaufes und Erbwertes zu ermöglichen“ . Bis zu diesem Zeitpunkt waren circa 24

10.000.000 Karteikarten bereits fertiggestellt. 

 Vgl. Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Frauenpolitik, 1986, S. 20

186 f..

 Vgl. Ebenda, S. 189.21

 Leonardo Conti war Reichsgesundheitsführer und Chef der Abteilung Gesundheitswesen im Reichsministerium 22

des Innern. Vgl. Wistrich: Wer war wer im Dritten Reich, 1994, S. 42 f..

 Heinrich Himmler war Reichsführer-SS, Chef der deutschen Polizei und von 1943 bis 1945 Reichsminister des 23

Innern. Vgl. Wistrich: Wer war wer im Dritten Reich, 1994, S. 125 ff..

 Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Frauenpolitik, 1986, S. 191.24
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3.1.2 Historisches Beispiel der Stadt Leipzig 

Die damals bezeichnete Reichsmessestadt weist eine umfängliche Geschichte hin-
sichtlich des historischen Kapitels der Zwangssterilisation während der nationalsozialis-
tischen Diktatur auf. Diesbezüglich wird auf die in den Anhängen 7 und 8 vorzufinden-
de Zeittafel und statistische Erhebung verwiesen. Die Heil- und Pflegeanstalt Leipzig-
Dösen, die Universität Leipzig und die Stadtverwaltung, insbesondere das Gesund-
heitsamt mit der Abteilung IV Hygiene und Rassenpflege, spielten hier eine unrühmli-
che Rolle . Zwischen 1934 und 1943 wurden in der Anstalt Leipzig-Dösen 538 Patien25 -
ten zwangssterilisiert sowie 551 Kinder und Jugendliche in dem Rahmen der national-
sozialistischen Kindereuthanasie ermordet. Für die als Behandlung deklarierte Tötung 
der Kinder erhielten einige des Klinikpersonals Sonderzuwendungen von dem Reichs-
ausschuss zur wissenschaftlichen Erfassung von erb- und anlagebedingten schweren 
Leiden. 

3.2 Erbgesundheitsgerichtsbarkeit 

3.2.1 Struktur der Gerichte 

„Die Einbettung der Zwangssterilisation in ein pseudogerichtliches Verfahren sollte den 
legal-rechtsstaatlichen Schein wahren und die Entrechtung der Opfer vertuschen.“  26

Generell umfasste das gerichtliche Verfahren zwei Instanzen. Als erste Instanz fungier-
te das Erbgesundheitsgericht. Auf der höheren Ebene existierte als Berufungsinstanz 
das Erbgesundheitsobergericht. Insgesamt wurden 225 neue Erbgesundheitsgerichte 
und 18 Erbgesundheitsobergerichte eingerichtet. Da die erstinstanzlichen Gerichte an 
ein Amtsgericht angegliedert wurden, stand diesen ein Amtsrichter vor. Weiterhin um-
fassten die Beisitzer der ersten Instanz einen Amtsarzt und einen weiteren für das 
Deutsche Reich approbierten nicht beamteten Arzt, der in der Erbgesundheitslehre be-
sonders kundig sein musste. 

Das Erbgesundheitsobergericht wurde an ein Oberlandesgericht angegliedert. Es be-
stand aus einem Mitglied des Oberlandesgerichtes, einem beamteten Arzt und einem 
weiteren für das Deutsche Reich approbierten Arzt. Das Berufungsgericht entschied 
endgültig. Die Gaugesundheitsbehörde schlug die ärztlichen Mitglieder im Einverneh-
men mit dem NSDAP-Gauamt für Volksgesundheit vor. Die Präsidenten der jeweiligen 
Landesgerichte bestellten die Mitglieder der Erbgesundheitsgerichte. Die ärztlichen 
Mitglieder des zweitinstanzlichen Gerichtes, deren Vorschläge zusätzlich auch der Zu-
stimmung des Reichsministeriums des Innern bedurften, wurden von dem Präsidenten 
des Oberlandesgerichtes bestellt. Für die vorsitzenden Richter waren ausschließlich 
die Gerichtspräsidenten zuständig. 

 Vgl. Stadtarchiv der Stadt Leipzig: Gebündelte Aufzeichnungen 5, 1978, S. 56.25

 Goldberger: NS-Gesundheitspolitik in Oberdonau, 2004, S. 145.26
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3.2.2 Gerichtliches Verfahren und Verfahrensgrundsätze 

Das generelle Verfahren vor dem Gericht sollte in der Bevölkerung den Eindruck erwe-
cken und wahren, dass es sich hierbei um ein Gericht mit unabhängigen Richtern han-
delte. Diesbezüglich wollte man in dieser Weise jegliche Auflehnung in dem Volk ver-
meiden . Demgegenüber diente gerade das Erbgesundheitsgerichtsverfahren aus27 -
schließlich dem Wohl der Volksgemeinschaft. Es ist geschaffen worden, um die Forde-
rungen, die die Volksgemeinschaft auf dem Gebiet der Erbpflege stellen musste, zu 
einem Teil durchzusetzen . 28

Das Gericht musste alle Angelegenheiten, die für das gerichtliche Verfahren von Be-
deutung waren, von sich aus prüfen. Dies wird im Prozessrecht als Untersuchungs-
grundsatz bezeichnet. „Dies ergibt sich daraus, dass das Verfahren ein reines Amtsver-
fahren ist und nicht den Schutz des Einzelnen, sondern den Schutz der Allgemeinheit 
bezweckt. Der Antragsteller selbst hat auf den Gang des Verfahrens keinen Einfluss.“  29

Um alle erforderlichen Ermittlungen anzustellen, wurden die Gerichte mit einer umfas-
senden Vollmacht betraut. Die Ermittlungen erfolgten durch dienliche Beweismittel, wie 
die Befragungen von Zeugen und Sachverständigen. 

Die angehörten Personen unterlagen einer Aussagepflicht, welche weiterführend für 
die Ärzte, die Anstalten und die Behörden galt. Das Verfahren vor dem Gericht verlief 
nicht öffentlich. Daher betraf die Schweigepflicht sowohl die Sitzungen der Erbgesund-
heitsgerichte als auch alle weiteren am Verfahren beteiligten Personen. Das Gericht 
hatte nach einer freien Überzeugung zu entscheiden. Die Beschlussfassung erfolgte 
aufgrund einer mündlichen Beratung mit einer einfachen Stimmenmehrheit. Der Be-
schluss musste die tatsächlichen und rechtlichen Gründe angeben, aus denen die Un-
fruchtbarmachung beschlossen oder abgelehnt worden war. 

Gegen einen Beschluss gab es das Rechtsmittel der Beschwerde, die eine aufschie-
bende Wirkung besaß. Über die Beschwerde entschied das Erbgesundheitsgericht. Die 
Beschwerde war innerhalb einer Notfrist bei dem Erbgesundheitsgericht einzulegen. Zu 
Beginn der Sterilisationspolitik umfasste diese Notfrist einen Zeitraum von einem Mo-
nat. Durch das Erste Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses vom 26. Juni 1935 wurde die Frist auf zwei Wochen beschränkt. Einer-
seits wollte man auf diese Weise das Verfahren beschleunigen. Weiterhin wollte man 
die Gefahr der Fortpflanzung der Erbkranken währen dieser Notfrist reduzieren. 

 Vgl. Link: Eugenische Zwangssterilisationen und Schwangerschaftsabbrüche im Nationalsozialismus, 1999, S. 27

91.

 Vgl. Gütt, Rüdin, Ruttke: Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 nebst Ausfüh28 -
rungsverordnungen, 1936, S. 227.

 Ebenda, S. 243.29
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4 Verfahren 

4.1 Auswahl, Anzeige und Antrag 

Zunächst musste bei der jeweiligen Person eine Erbkrankheit vorliegen . Aufgrund der 30

großen Anzahl von Menschen, die theoretisch unter die scharfen Sterilisationsbestim-
mungen fielen, erfolgte die erste einschränkende Bestimmung in dem Bereich der Un-
fruchtbarmachung schon nach der Einführung des Sterilisationsgesetzes. Dies wurde 
in den Ausnahmetatbeständen des Art. 1 der Ersten Verordnung zur Ausführung des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses (Abk.: 1. AVO GzVeN) geregelt, vgl. 
Anhang 10. 

Antragsberechtigt war derjenige, der unfruchtbar gemacht werden sollte und bei des-
sen Geschäftsunfähigkeit sein gesetzlicher Vertreter, vgl. Anhänge 11 und 12. Der be-
amtete Arzt und der Anstaltsleiter konnten für die Insassen einer Kranken-, Heil- und 
Pflegeanstalt oder Strafanstalt eine Unfruchtbarmachung beantragen. Nach Art. 3 der 
1. AVO GzVeN galten als beamtete Ärzte der örtlich zuständige Amtsarzt, sein Stellver-
treter, der Gerichtsarzt sowie sein Stellvertreter. Gemäß Art. 3 Abs. 5 der 1. AVO 
GzVeN musste die Antragstellung folgendermaßen ergehen: Hält der beamtete Arzt die 
Unfruchtbarmachung für geboten, so soll er dahin wirken, dass der Unfruchtbarzuma-
chende selbst oder sein gesetzlicher Vertreter den Antrag stellt. Unterbleibt dies, so hat 
er selbst den Antrag zu stellen. 

Die Rangfolge der Benennung der Antragsberechtigten erweckt den Eindruck, dass der 
Selbstantrag die Regel und der Fremdantrag die Ausnahme waren. Allerdings war in 
der Praxis genau das Gegenteil zutreffend. Als einen Grund für das Anzeigerecht der 
Ärzte und Anstaltsleiter wurde in der von Gütt, Rüdin und Ruttke verfassten Begrün-
dung zu dem GzVeN das Interesse der Allgemeinheit an der Sterilisierung  genannt. 31

Der Gesetzkommentar empfand die Wahrung des Grundsatzes der Freiwilligkeit für 
erstrebenswert. Durch die obige Bestimmung wird die weite Auslegung des unbe-
stimmten Rechtsbegriffes der Freiwilligkeit eindeutig. Dahingehend sollte der in erster 
Linie Antragsberechtigte von dem Amtsarzt erfolgreich überzeugt werden. Das 
Reichsministerium des Innern empfahl den Amtsärzten, sich den freiwilligen Anträgen 
der erbkranken Personen anzuschließen . Dies sollte eine doppelte Absicherung des 32

Antrages bezwecken. Zunächst wurde dadurch die Rücknahme des Antrages unmög-
lich. Weiterhin wurde die Voraussetzung für die Anwendung von Zwang erfüllt. Vor al-
lem in Hinblick auf die Beschwerde vor dem Erbgesundheitsgericht war die Antragsbe-
rechtigung von Bedeutung. Dieses Rechtsmittel konnte nur derjenige ergreifen, der an-
tragsberechtigt war. 

 Vgl. Anhang 9.30

 Vgl. Gütt, Rüdin, Ruttke: Zur Verhütung erbkranken Nachwuchses, 1934, S. 61.31

 Vgl. Reichsministerium des Innern: Rundschreiben II 1079/26.6, 1934, S. 815.32
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Die Anzeigepflicht umfasste die Ärzte und alle sonstigen Personen, die sich mit der 
Heilbehandlung, der Untersuchung oder der Beratung von kranken Personen befass-
ten, vgl. Anhang 13. Nach Art. 3 Abs. 4 der 1. AVO GzVeN hatten diese Personengrup-
pen die Verpflichtung inne, dem Amtsarzt erbkranke Personen unverzüglich anzuzei-
gen. Der Arzt sollte ein Erfüllungsgehilfe und ein Hüter an dem Erbstrom der Deut-
schen sein . Es sollten alle erbkranken Personen angezeigt werden, mit denen der 33

Anzeigepflichtige seit dem 01. Januar 1934 in dem Rahmen seiner Berufstätigkeit in 
einer Beziehung stand. Auch die Erbkranken, die dem Anzeigepflichtigen vor dem In-
krafttreten des Gesetzes aufgefallen waren, konnten nach seinem Ermessen angezeigt 
werden. Daher existierte eine begrenzte Anzeigelegitimation nicht. Der weiterführenden 
Antragspflicht unterlag nur der Amtsarzt. Dieser musste die Unfruchtbarmachung bean-
tragen, wenn ihm ein Erbkranker durch eine Anzeige oder auch anderweitig gemeldet 
wurde . Somit lag die Antragstellung nicht in dem Ermessen des Amtsarztes. Im Ge34 -
genteil wurde er dazu gesetzlich verpflichtet. 

4.2 Ärztliches Gutachten und gerichtliche Entscheidung  35

Die dem Antrag zugrunde liegenden Tatsachen waren durch ein ärztliches Gutachten 
zu belegen. Das dafür vorgesehene Formular sollte von dem Amtsarzt oder dem An-
staltsleiter ausgefüllt werden. Primär diente der Vordruck der Einheitlichkeit, der leich-
teren Durchführung und der besseren Auswertung der Befunde. Zusätzlich musste bei 
den schwachsinnigen Personen eine Intelligenzprüfung erfolgen. Hierbei wurde ebenso 
ein Vordruck mit standardisierten Fragen angewandt. Allerdings konnten die Ärzte und 
Leiter von den vorgegebenen Fragen abweichen und eigene Methoden zur Feststel-
lung der Schwachsinnigkeit entwickeln. Hatte das Gericht die Unfruchtbarmachung 
endgültig beschlossen, so hatte der beamtete Arzt den Unfruchtbarzumachenden 
schriftlich aufzufordern, den Eingriff binnen zwei Wochen vornehmen zu lassen. Dabei 
war die in Betracht kommende Anstalt der jeweiligen Person zu benennen. War der 
Eingriff bei Fristablauf noch nicht erfolgt und hatte sich die Person nicht in eine ge-
schlossene Anstalt begeben, so war der Eingriff mithilfe der Polizeibehörde gegebe-
nenfalls unter der Anwendung von unmittelbarem Zwang auszuführen. 

5 Rechtsgrundlagen für die Sterilisationen 

5.1 Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 

5.1.1 Entstehungsgeschichte 

 Vgl. Gütt, Rüdin, Ruttke: Zur Verhütung erbkranken Nachwuchses, 1934, S. 65.33

 Vgl. Makowski: Eugenik, Sterilisationspolitik, „Euthanasie“ und Bevölkerungspolitik in der nationalsozialisti34 -
schen Parteipresse, 1996, S. 133 f..

 Vgl. Anhänge 14 und 15.35
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Das Gesetz basierte auf einem bereits vor der nationalsozialistischen Machtübernah-
me geplanten Entwurf, welcher 1932 von dem preußischen Gesundheitsamt unter der 
Federführung von Medizinern und Eugenikern ausgearbeitet wurde . Obwohl dieser 36

Gesetzesvorschlag eine breite Unterstützung erhielt, wurde er aufgrund des politischen 
Chaos’ infolge der Absetzung der preußischen Regierung nicht mehr verwirklicht. Mit 
der Machtergreifung von Adolf Hitler fanden die demokratischen Strukturen der Weima-
rer Republik ihr Ende. In diesem Rahmen bereiteten die nationalsozialistischen Politi-
ker die Einführung eines Sterilisationsgesetzes vor. Die Verfasser des ersten Entwurfes 
waren der Medizinalreferent in dem Reichsministerium des Innern Arthur Gütt, der 
Psychiater und Erbforscher Ernst Rüdin sowie der Jurist Falk Ruttke. Am 14. Juli 1933 
wurde der Gesetzesentwurf in dem Reichskabinett beraten. Noch in der gleichen Sit-
zung wurde das Erbgesundheitsgesetz beschlossen, welches am 01. Januar 1934 in 
Kraft trat. Mit dem Gesetz wurde die Zwangssterilisation auf einer eugenischen Basis 
legalisiert. Damit wurde ein Wandel in der Medizin, von der Heilung von Leiden zu ei-
ner Unterbindung der erbkranken Fortpflanzung, eingeläutet. 

Die Besonderheit dieses Gesetzes lag darin, dass die Verfasser zu dem Gesetzestext 
auch einen Kommentar erarbeiteten, der 1934 erschien und 1936 neu und bereichert 
um die zwischenzeitlichen Erfahrungen herausgegeben wurde. In dem Kommentar 
wurde als Rechtfertigung für den Gesetzeserlass angeführt: „Während die erbgesun-
den Familien größtenteils zu dem Ein- und Kleinkindersystem übergangen sind, pflan-
zen sich die unzähligen Minderwertigen und erblich Belasteten hemmungslos fort, de-
ren kranker und asozialer Nachwuchs der Gesamtheit zur Last fällt.“ . Die Sterilisation 37

sei das einzig sichere Mittel, um die weitere Vererbung von den Geisteskrankheiten 
und schweren Leiden zu verhüten. Demnach müsste sie als eine Tat der Nächstenliebe 
und der Vorsorge für die kommende Generation angesehen werden. 

5.1.2 Erläuterungen 

Nach § 1 Abs. 1 GzVeN kann derjenige, der erbkrank ist, durch einen chirurgischen 
Eingriff unfruchtbar gemacht bzw. sterilisiert werden, wenn nach den Erfahrungen der 
ärztlichen Wissenschaft mit einer großen Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass sei-
ne Nachkommen an schweren körperlichen oder geistigen Erbschäden leiden werden. 
Primär diente für die konkrete Bestimmung einer Erbkrankheit die Aufzählung im § 1 
Abs. 2 und 3 GzVeN. Weiterführend konkretisierten die Autoren das Vorliegen einer 
Erbkrankheit in dem dazugehörigen Kommentar: 

„Erbkrank ist, wer selbst und persönlich, ein Leiden [eine Krankheit, einen Defekt, ei-
nen krankhaften Zustand, eine Missbildung] besitzt oder besessen hat, dessen Anlage 

 Vgl. Detzel: Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933. Seine Entstehungsge36 -
schichte, 1992, S. 32 f..

 Gütt, Rüdin, Ruttke: Zur Verhütung erbkranken Nachwuchses, 1934, S. 60.37

11



a) nachgewiesenermaßen, sich nach irgendeiner durchschlagenden oder überdeck-
baren Form der Mendel’schen Regeln vererbt […], oder 

b) nach sonstigen systematischen, erbprognostischen Untersuchungen an einer gro-
ßen Zahl von kranken Familien als zweifellos erblich übertragbar erwiesen ist oder 

c) in einer einzelnen bestimmten Familie schon einmal bei Verwandten sich sichtbar 
zu einem abnormen Zustand entwickelt hat.“ . 38

In ihren Ausführungen der Grundsätze für die Durchführung des Gesetzes hielten Gütt, 
Rüdin und Ruttke fest, dass die Erberkrankung einwandfrei durch die ärztlichen Unter-
suchungen festgestellt werden musste. Für diese Untersuchungen sollten zwar Richtli-
nien durch den Gesetzgeber vorgegeben, aber den Ärzten dabei ein weiter Ermes-
sensspielraum eingeräumt werden. Führten die Untersuchungsmethoden zu keinem 
eindeutigen Ergebnis, musste die Sippenforschung herangezogen werden. Für die Be-
urteilung einer erblichen Veranlagung genügte eine ärztliche und einmalig einwandfrei 
festgestellte Erbkrankheit, die im Gesetz aufgeführt war.  39

5.1.3 Rechtlich problematische Kernpunkte 

Der § 11 Abs. 1 S. 2 GzVeN regelt, dass der Eingriff erst vorgenommen werden darf, 
wenn der die Unfruchtbarmachung anordnende Beschluss endgültig geworden ist. Die 
Endgültigkeit umfasst die im heutigen Rechtsverständnis analoge Bestandskraft. Daher 
ist das gerichtliche Urteil des Sterilisationsgerichtes bestandskräftig, wenn keine weite-
ren Rechtsmittel zulässig sind. Ein im Gesetz benanntes Rechtsmittel ist die Be-
schwerde nach § 9 GzVeN. Zu diesem Mittel ist die Person legitimiert, der der Be-
schluss zugestellt wurde. Jedoch war der Beschluss nur dem Antragsberechtigten zu-
zustellen. Somit waren alle Erbkranken, die nicht selbst antragsberechtigt waren, von 
der Beschwerdelegitimation ausgeschlossen. Nach § 9 S. 4 GzVeN ist gegen die Ver-
säumung der zunächst einmonatigen Beschwerdefrist die Wiedereinsetzung in den vo-
rigen Stand in entsprechender Anwendung der Vorschriften der Zivilprozessordnung 
zulässig. In der Praxis wurde die Möglichkeit der Beschwerde bzw. der Wiedereinset-
zung nur in wenigen Fallkonstellationen in Anspruch genommen, da die betroffenen 
Personen nicht die Adressaten der Zustellung waren. Daher führte der Beschluss des 
Sterilisationsgerichtes unmittelbar zu einem medizinischen Eingriff. 

Gemäß § 11 Abs. 1 S. 4 GzVeN darf der Eingriff nicht durch den Arzt vorgenommen 
werden, der den Antrag gestellt oder in dem Verfahren als ein Beisitzer mitgewirkt hat. 
Dies sollte eine potentielle Befangenheit in der Ärzteschaft unterbinden, da sowohl der 
antragstellende als auch der beisitzende Arzt bereits weitergehende Informationen 
über den Patienten gesammelt haben. Aufgrund der zunehmenden Ärzteknappheit, 

 Gütt, Rüdin, Ruttke: Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 nebst Ausführungsver38 -
ordnungen, 1936, S. 108 f..

 Vgl. Ebenda, S. 115 ff..39
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insbesondere in den Kriegsjahren nach 1939, wurde diese personelle Unabhängigkeit 
zunehmend praktisch durchbrochen. In diesem Kontext traten vermehrt Szenarien auf, 
in denen der antragstellende, der beisitzende und der chirurgisch tätige Arzt in einer 
Person vereint waren. Dadurch erübrigte sich die Regelung über die Auskunft nach § 
11 Abs. 2 GzVeN. 

Dies wirft ein Problem hinsichtlich der Gewaltenteilung auf. Bei den Zwangssterilisatio-
nen waren oft Kläger, Richter und Vollstrecker in einer Person vereint. So waren fast 
alle antragstellenden Amtsärzte und viele Anstaltsleiter auch als Beisitzer bei einem 
Erbgesundheitsgericht tätig. Kurz erwähnt sei hier die Funktion der Anzeigenden, der 
Antragsteller, der Begutachtenden, der Beisitzer in den Gerichten und letztlich der 
praktisch Ausführenden: die Chirurgen, Gynäkologen und Radiologen. Zum anderen 
konnte man in der Praxis oftmals eine Verwischung dieser klaren Trennung innerhalb 
eines Falles beobachten. Diesbezüglich erlaubte das Erbgesundheitsgesetz in den 
Notfällen sogar die Heranziehung von nicht ermächtigten Ärzten . Des Weiteren gab 40

es bei den Gerichten vermehrt Probleme mit der Besetzung. Es kam durchaus vor, 
dass ein Entscheidungsträger sowohl dem Erbgesundheitsgericht als auch dem Erb-
gesundheitsobergericht angehörte . Somit hatten die Richter praktisch die Möglichkeit, 41

über die Berufungen gegen ihre eigenen Urteile zu entscheiden. 

Nach § 12 Abs. 1 S. 1 GzVeN ist die Unfruchtbarmachung auch gegen den Willen des 
Unfruchtbarzumachenden auszuführen, wenn das Gericht dies endgültig beschlossen 
hat, sofern dieser nicht allein den Antrag gestellt hat. Dass eine Person einen Antrag 
selbstständig gestellt hat und dadurch einer konkreten Zwangssterilisation widerspre-
chen konnte, bildete in der Ausführung des Gesetzes einen marginalen Ausnahmefall. 
Bedingt durch die Empfehlung des Reichsministeriums des Innern, sich den freiwilligen 
Anträgen der erbkranken Personen anzuschließen, lag in der Regel stets ein doppelter 
Antrag vor. 

Ein wesentlicher rechtlicher Problempunkt liegt in der Bestimmung des § 14 GzVeN: 
Eine Unfruchtbarmachung, die nicht nach den Vorschriften des Gesetzes erfolgt, sowie 
eine Entfernung der Keimdrüsen sind nur dann zulässig, wenn ein Arzt sie nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst zu der Abwendung einer ernsten Gefahr für das Leben 
oder die Gesundheit desjenigen, an dem er sie vornimmt, und mit dessen Einwilligung 
vollzieht. Hierbei handelte es sich um einen totalen Auffangtatbestand, der die Rege-
lungen über die Auswahl, die Anzeige, den Antrag und das Gerichtsverfahren umging. 
Der Paragraf eröffnete einen weiten Ermessensspielraum für die praktizierenden Ärzte, 
eine Sterilisation nach den Regeln der ärztlichen Kunst durchzuführen. Die ärztliche 
Kunst umschreibt lediglich die Anwendung der damaligen medizinischen Grundvor-
schriften. In diesem Sinne war die Abwendung einer ernsten Gefahr für das Leben oder 

 Vgl. Goldberger: NS-Gesundheitspolitik in Oberdonau, 2004, S. 110.40

 Vgl. Ebenda, S. 115.41
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die Gesundheit der zu sterilisierenden Person nicht direkt auf die Person selbst bezo-
gen, sondern auf das Wohl der Volksgemeinschaft. Aus diesem Grund griff der Auf-
fangtatbestand für die Härtefälle, bei denen der Aufwand eines gerichtlichen Verfah-
rens unverhältnismäßig hoch wäre. 

5.2 Ergänzende Vorschriften 

Am 05. Dezember 1933 wurde die erste Rechtsverordnung beschlossen und von dem 
Reichsminister des Innern Frick und dem Reichsminister der Justiz Gürtner unter-
zeichnet. Im Art. 1 der 1. AVO GzVeN wurden die Ausnahmetatbestände für eine Un-
fruchtbarmachung thematisiert. Die Tatbestände griffen für Patienten, wenn für diese 
eine Lebensgefahr bestand, der Patient aufgrund seines fortgeschrittenen Alters keine 
Kinder mehr bekommen könnte sowie der Anstaltsbedürftigkeit unterlag. Ferner sollte 
die Unfruchtbarmachung nicht vor der Vollendung des zehnten Lebensjahres vorge-
nommen werden. Weiterhin wurde im Art. 3 der 1. AVO GzVeN festgelegt, wer als be-
amteter Arzt im Sinne des GzVeN gelten sollte. In den Art. 6 und 7 der 1. AVO GzVeN 
wurden die Bestimmungen über das chirurgische Verfahren und die Kostenfrage des 
operativen Eingriffes aufgenommen. 

Am 26. Juni 1935 wurde das Änderungsgesetz zu dem GzVeN  beschlossen. Unter 42

anderem handelte es sich dabei um die Freigabe der Abtreibung aus einer medizini-
schen, eugenischen und ethnischen Indikation bis zu dem sechsten Schwanger-
schaftsmonat. Bereits in einem vertraulichen Rundschreiben vom 13. September 1934 
an die Ämter für Volksgesundheit der Partei und an die Teile der Ärzteschaft  teilte 43

Wagner  den Adressaten mit, dass Hitler als oberster Gerichtsherr eine Straflosigkeit 44

für die Abtreibungen angeordnet hatte, wenn ein erbkranker Nachwuchs erwartet wur-
de. Die Abtreibungen wurden nicht nur dann freigegeben, wenn die Schwangere selbst 
erbkrank war. Dies traf auch dann zu, wenn sie erbgesund aber der Erzeuger erbkrank 
war . 45

Bis dahin war nach einer Entscheidung des Reichsgerichtes aus dem Jahr 1927  nur 46

die Unterbrechung der Schwangerschaft aus einer medizinischen Indikation als über-
gesetzlicher Notstand straffrei. Damit durchbrach das nationalsozialistische Regime 
erstmals den § 218 StGB. Die Voraussetzungen für den Schwangerschaftsabbruch wa-
ren die Zustimmung der betroffenen Frau und das Vorliegen einer Erbkrankheit im Sin-
ne des GzVeN. In der Begründung zu dem Gesetzestext wurde die Änderung als eine 

 Vgl. Anhang 16.42

 Vgl. Gütt, Rüdin, Ruttke: Zur Verhütung erbkranken Nachwuchses, 1934, S. 84.43

 Robert Wagner war ein deutscher Politiker der NSDAP, Mitglied des Reichstages, Reichsstatthalter in Baden 44

und Gauleiter. Vgl. Wistrich: Wer war wer im Dritten Reich, 1994, S. 53.

 Vgl. Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Geschlechterpolitik, 2010, 45

S. 99.

 Vgl. RG, Urteil vom 11. März 1927, AZ: I 105/26, Juris, RN: 34.46
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logische Schlussfolgerung aus dem Sterilisationsgesetz dargestellt. „Eine Abweichung 
von dem Grundsatz, dass die Schwangerschaftsunterbrechung nur aus gesundheitli-
chen Gründen gerechtfertigt ist, erschien hinsichtlich der Schwangerschaftsunterbre-
chung in solchen Fällen notwendig, in denen infolge der Erbkrankheit der Mutter mit 
einer erbkranken Nachkommenschaft zu rechnen ist.“  Der neu verabschiedete § 14 47

Abs. 2 GzVeN erlaubte die freiwilligen Entmannungen, wenn ein entarteter Ge-
schlechtstrieb vorlag. Daher wurde das bis dahin geltende Sterilisationsgesetz zu ei-
nem Abtreibungs- und Kastrationsgesetz erweitert. 

Am 04. Februar 1936 folgte das zweite Änderungsgesetz . Bis zu diesem Zeitpunkt 48

wurde der chirurgische Eingriff im Wege der Unfruchtbarmachung in dem GzVeN als 
einzige erlaubte Methode aufgeführt. In diesem zweiten Änderungsgesetz fand der 
Gebrauch von anderen Möglichkeiten seine Legitimation. So war es nun zulässig, 
Frauen, die älter als 38 Jahre waren und bei denen ein chirurgischer Eingriff als zu ris-
kant angesehen wurde, durch eine Röntgen- oder Radiumbestrahlung zu sterilisieren. 
Auch hierbei war eine Voraussetzung die Einwilligung der Patienten zu dem Verfahren, 
da erhebliche körperliche Nebenwirkungen zu erwarten waren. Durch die Unfruchtbar-
machung wurden nicht nur die Keimdrüsen zerstört, sondern gleichzeitig auch jegliche 
Form der geschlechtlichen Funktion. 

6 Juristische Betrachtung der damaligen Rechtslage 

6.1 Grundgesetz 

Im Folgenden wird eine Grundrechtsprüfung der zentralen Regelungen des GzVeN er-
folgen. Die Prüfungsgrundsätze, wie die Prüfung von Freiheitsrechten vor Gleichheits-
rechten sowie spezielle vor generelle Grundrechte, finden ihre Beachtung. Jedes fol-
gende Grundrecht wird in einem drei- bzw. zweistufigen Aufbau geprüft. Dies umfasst 
die Analyse des Schutzbereiches, des Eingriffes und schließlich der verfassungsrecht-
lichen Rechtfertigung. 

6.1.1 Grundsatz der Menschenwürde 

„In der freiheitlichen Demokratie ist die Würde des Menschen der oberste Wert. Sie ist 
unantastbar, vom Staat zu achten und zu schützen.“  Zunächst ist fraglich, ob der 49

Grundsatz der Menschenwürde gemäß Art. 1 Abs. 1 GG im Rahmen einer Grund-
rechtsprüfung als Prüfgegenstand herangezogen werden darf. Durch die Unbestimmt-
heit der in Art. 1 Abs. 3 GG festgelegten Bindung der öffentlichen Gewalt an die nach-
folgenden Grundrechte wird die Auffassung vertreten, Art. 1 Abs. 1 GG sei selbst kein 

 Gütt, Rüdin, Ruttke: Gesetz zur Verhütung erbranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 nebst Ausführungsver47 -
ordnungen, 1936, S. 81.
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Grundrecht . Allerdings findet sich diese Unbestimmtheit auch bei den folgenden 50

Grundrechten. Daher vertritt das Bundesverfassungsgericht, dass der Art. 1 Abs. 1 GG 
in seinem Wesen ein Grundrecht ist. 

Zu Beginn ist zu prüfen, ob der Schutzbereich des Art. 1 Abs. 1 GG eröffnet ist. Dies-
bezüglich muss der Leitbegriff der Menschenwürde konkretisiert werden. In der Litera-
tur bestehen drei Auffassungen, wie der Schutzbereich der Menschenwürde zu be-
stimmen ist. In diesem Kontext wird für die Opfer der nationalsozialistischen Zwangs-
sterilisationen die Mitgifttheorie  angewandt. Nach dieser schützt der Art. 1 Abs. 1 GG 51

das, was den Menschen als eine menschliche Existenz auszeichnet. Dies umfasst un-
ter anderem seine Gottesebenbildlichkeit, seine Vernunftbegabung, seine Willens- und 
Entscheidungsfreiheit sowie seine Mündigkeit. Die christlichen und aufklärerischen 
Wurzeln dieser Auffassung finden sich in der Philosophie von Kant über die sittliche 
Autonomie des Menschen wieder . Dahingehend ist der Mensch frei und zu einer ver52 -
nünftigen Selbstgesetzgebung begabt und auch verpflichtet. Die drei Auffassungen tref-
fen sich in dem Konsens, dass dem Schutzbereich drei vereinzelte Teilbereiche ange-
hören: die menschliche Subjektivität, d. h. besonders die körperliche und seelische 
Identität und Integrität, die prinzipielle rechtliche Gleichheit sowie die Gewährleistung 
des Existenzminimums . 53

Dem Begriff der Menschenwürde liegt die Auffassung zugrunde, dass jeder Mensch 
direkt nach dessen Zeugung allein durch seine Existenz wertvoll ist. Daher besitzt jede 
Person einen der Gesellschaft zugutekommenden Wert, der jedoch zumindest ethisch 
nicht beziffert und mit anderen Personen verglichen werden darf. Der Kern der Men-
schenwürde greift insofern, als dass die Opfer der Zwangssterilisationen währen der 
nationalsozialistischen Diktatur in ihrer Würde verletzt wurden. Die im § 1 GzVeN vor-
zufindende Bezeichnung als erbkranken Menschen verweist auf die Herabsetzung und 
Diffamierung zu den Menschen zweiter Klasse. Dass der Wert des Menschen anhand 
und allein nach dem Grad seiner eugenischen Nützlichkeit bemessen wurde, stellt eine 
unmittelbare Verletzung der Würde dar. 

Generell umfasst der Grundsatz der Menschenwürde die Prämisse, dass jeder Mensch 
aufgrund des Umstandes, dass er ein menschliches Lebewesen ist, wertvoll ist. In jeg-
licher Hinsicht ist es unerheblich, welche Herkunft, welches Geschlecht, welches Alter 
oder welcher Status der Person zugeschrieben wird. Speziell dieser Grundsatz wurde 
durch das GzVeN durchbrochen, da die Opfer anhand des Kriteriums der Erbkrankheit 
entwertet wurden. Durch die Zwangssterilisationen ist den betroffenen Personen der 
eigentlich unverlierbare und geistig-sittliche Eigenwert eines jeden Menschen um sei-

 Vgl. Enders: Die Menschenwürde in der Verfassungsordnung, 1997, RN: 60 ff..50
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ner selbst Willen abhanden gekommen. Ferner handelt es sich bei der Menschenwür-
de um einen sozialen Wert- und Achtungsanspruch, der es verbietet, den Menschen zu 
dem bloßen Objekt des Staates zu erniedrigen oder ihn einer Behandlung auszuset-
zen, die seine Subjektqualität hinterfragt . Diese Grundannahme entwickelte das Bun54 -
desverfassungsgericht zu seiner Objektformel. Damit besitzt jeder einzelne Mensch ein 
Mitwirkungsrecht, da er staatliches Handeln, welches ihn betrifft, selbst beeinflussen 
kann. Das Erbgesundheitsgesetz instrumentalisierte die Personen, sodass viele Auto-
ren von einer Verstaatlichung des Leibes  berichten. Die Betroffenen wurden zu den 55

Objekten des Deutschen Reiches, da über ihre individuelle Fortpflanzungsfähigkeit 
entschieden wurde. Das, was den Menschen als Menschen auszeichnet, kann auch 
auf die Mündigkeit bezogen werden, frei zu beschließen, ob man sich einer Sterilisation 
unterzieht. Dies liegt im Sinne der Menschenwürde als oberstes Verfassungsprinzip, 
als Leitmotiv und als Mittelpunkt des grundgesetzlichen Wertesystems, da diese Würde 
die personelle Selbstbestimmung, die Eigenverantwortung und die Willensfreiheit er-
fasst. Der Menschenwürdekern beinhaltet insbesondere für die Opfer die Willens- und 
Entscheidungsfreiheit, sich trotzt eines Beschlusses des Sterilisationsgerichtes nicht 
sterilisieren zu lassen. 

Weiterführend müssen die persönlichen Begrenzungen des Schutzbereiches festgelegt 
werden. Die Schutzverpflichtung des Staates gilt nicht nur gegenüber seinen eigenen 
Staatsbürgern, sondern gegenüber allen Menschen, die sich in dem Geltungsbereich 
des GG aufhalten. Der Art. 1 Abs. 1 GG besitzt auch eine postmortale Wirkung und 
entfaltet für das Andenken und den Ruf der Toten eine Rechtswirkung. So hat das 
Bundesverfassungsgericht in seiner Mephisto-Entscheidung  ausdrücklich betont, 56

dass der Mensch auch nach dem Tod nicht seinen persönlichen Achtungsanspruch 
verliert. Demnach greift die Menschenwürde in der Form eines Menschenrechtes be-
züglich ihres persönlichen Schutzbereiches auf die natürlichen Personen und damit auf 
die Opfer der Zwangssterilisierungen. 

Fraglich ist, ob in diese Garantie eingegriffen wurde. Zur Bestimmung bedient sich das 
Bundesverfassungsgericht der Objektformel. Der Mensch besitzt eine individuelle Wür-
de. Im Umkehrschluss widerspricht es seiner Würde, ihn zu dem bloßen Objekt des 
Staates zu instrumentalisieren. Dahingehend wird konkretisiert, dass der Mensch einer 
Behandlung ausgesetzt sein muss, die seine Subjektqualität prinzipiell infrage stellt 
oder in der eine willkürliche Missachtung der Würde liegt. Die Behandlung muss ein 
Ausdruck der Verachtung des Wertes, der dem Menschen kraft seines Personenseins 
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zukommt, sein . Die Objektformel stellt fest, dass der Zweck, für den der Mensch als 57

Objekt behandelt wird, nicht ausschlaggebend ist. Auch der beste Zweck führt nicht zu 
einer automatischen Vereinbarkeit mit der Menschenwürde. Subsumierend bestand der 
Eingriff in die Menschenwürde für die beteiligten Personen in der Form der gesetzli-
chen Regelungen des GzVeN. Mit diesem Gesetz wurden die körperliche und seeli-
sche Identität sowie Integrität verletzt. Die Ziele des Gesetzes lagen darin, der Über-
wucherung des Volkes mit krankhaften Erbanlagen und der Rassenvermischung Ein-
halt zu gebieten . 58

Nun ist zu hinterfragen, ob der vorliegende Eingriff in Form des Erbgesundheitsgeset-
zes verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist. Der Art. 1 Abs. 1 GG steht nicht unter einem 
Gesetzesvorbehalt, da er wegen des Art. 79 Abs. 3 GG nicht einmal durch eine Verfas-
sungsänderung berührt werden darf. Allenfalls ist die Eingriffsrechtfertigung durch eine 
Kollision mit den ebenfalls geschützten Verfassungsgrundsätzen denkbar. Die in Art. 20 
GG niedergelegten Grundsätze zu der Gestalt der staatlichen Gewalt scheiden für eine 
Rechtfertigung aus, da die staatliche Gewalt um der Menschenwürde Willen besteht 
und die Würde zu achten und zu schützen hat. Da somit kein Eingriff in die Menschen-
würde gerechtfertigt werden kann, stellt jeder Eingriff zugleich eine Verletzung der 
Würde dar . Aus diesem Grund erübrigt sich eine Prüfung der verfassungsunmittelba59 -
ren Schranken. Somit kann der vorliegende Eingriff in die Menschenwürde nicht ge-
rechtfertigt sein. Obwohl dies unter Bezug des damaligen Gedankengutes mit den fi-
nanziellen Aufwendungen von Erbkranken argumentiert wurde, ist dieser Zweck mit 
einem Eingriff unvereinbar. Denn die Würde des Menschen darf von keiner staatlichen 
oder kommunalen Instanz angetastet werden, gleichgültig welchem Zweck dieser Ein-
griff unterliegt. Eine Rechtfertigung des diktatorischen Vorgehens kann nicht auf den 
Schutz des Volkskörpers abstellen. Es wäre verfehlt, eine Kollision zwischen der Men-
schenwürde der Opfer und der Wahrung des künftigen Erbgutes anzunehmen und die 
Verletzung der Menschenwürde für die Verwirklichung der rassenideologischen Ziel-
setzungen zumindest billigend in Kauf zu nehmen. Daher verbietet die bedingungslose 
Verpflichtung des heutigen Rechtsstaates, die Würde seiner Einwohner nicht zu verlet-
zen, unbedingt die Durchführung von Zwangssterilisationen. 

Als Ergebnis lässt sich feststellen, dass die betroffenen Personen der nationalsozialis-
tischen Sterilisationspolitik dem Schutzbereich des Grundsatzes der Menschenwürde 
entsprechen. Der jeweilige Zugriff auf das Grundrecht liegt in der Diffamierung als erb-
krank basierend auf dem GzVeN. Allerdings ist dieser Eingriff unter den heutigen 
rechtsstaatlichen Grundsätzen keinesfalls gerechtfertigt, sodass in der Stigmatisierung 
der Opfer eine Verletzung der Menschenwürde verstanden wird. 

 Vgl. BVerfG, Urteil vom 15. Dezember 1970, AZ: 30 1/26, Juris, RN: 101.57
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6.1.2 Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit 

Nach Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG besitzt jeder das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit. Zu Beginn ist im Rahmen dieser Grundrechtsprüfung zu bestimmen, ob der 
Schutzbereich des Grundrechtes betroffen ist. Dahingehend werden die Leitbegriffe der 
Regelung, Leben und körperliche Unversehrtheit, analysiert. Das Recht auf Leben ist 
das Recht leben zu können. Unter dem Leben wird jedes menschliche Lebendigsein 
verstanden, um die einzelnen Lebensphasen erfahren zu können. Das Recht auf Le-
ben beginnt bereits vor der Geburt und endet mit dem Tod. Konkretisierend findet das 
Leben spätestens 14 Tage nach der Empfängnis seinen Anfang  und mit dem Erlö60 -
schen der Hirnströme als medizinischen Hirntod sein Ende. Einerseits zeichnet sich die 
körperliche Unversehrtheit durch die Gesundheit im biologisch-physiologischen Sinn 
und andererseits durch den geistig-seelischen Bereich aus. Daher umfasst die Ge-
sundheit generell die Freiheit von Schmerz. Dies bekräftigte die Weltgesundheitsorga-
nisation in ihrer Satzung vom 22. Juli 1946: „Die Gesundheit ist der Zustand des voll-
ständigen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur das Frei-
sein von Krankheit und Gebrechen.“ . 61

Für die jeweiligen Fallkonstellationen ist der Schutzbereich des Rechtes auf Leben be-
troffen, in denen die Zwangssterilisationen tödlich endeten. Bis zum Mai 1945 wurden 
durch das Erbgesundheitsgesetz nach den aktuellen Schätzungen mindestens 400.000 
Menschen zwangssterilisiert. An dem Eingriff starben etwa 5.500 Frauen und 600 
Männer. Die körperliche Unversehrtheit kommt den Sterilisationsopfern gleich, da diese 
ihrer Fortpflanzungsfähigkeit als eine elementare Körperfunktion beraubt wurden. Wei-
terführend begünstigten die Sterilisationen bei vielen betroffenen Personen eine Ent-
wicklung von psychischen Erkrankungen. Diese reichten von posttraumatischen Erfah-
rungen bis hin zu Depressionen. Darüber hinaus stellte sich insbesondere bei den jun-
gen Frauen ein existenzieller Selbstverlust heraus, da die bestehenden Kinderwünsche 
nicht auf dem natürlich-biologischen Weg verwirklicht werden konnten. Aus diesem 
Grund begingen viele der Frauen Suizid. Zu einer Zeit, in der das Frauenbild durch die 
Rolle einer kinderreichen Mutter geprägt war, entwickelte sich eine Bürde für die fort-
pflanzungsunfähigen Frauen. Selbst wenn die Zwangssterilisationen folgenlos verlie-
fen, so war deren Zustand eines vollkommenen physischen, seelischen und sozialen 
Wohlbefindens gestört. 

Nunmehr ist zu untersuchen, welche Zugriffsmöglichkeit auf das Grundrecht besteht. 
Hierbei liegt mangels eines speziellen Zugriffes ein Eingriff vor. Dies ist eine Wegnah-
me von einer Freiheit. Der Eingriff in das Leben liegt in der Durchführung der Zwangs-
sterilisation basierend auf dem GzVeN, die zu dem Tod des Patienten führte. Die Ein-
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 Weltgesundheitsorganisation: Satzung vom 22. Juli 1946, verfügbar unter: http://apps.who.int/gb/bd/PDF/bd47/61

EN/constitution-en.pdf, Stand vom 13. März 2020, um 18:03 Uhr.
19



griffe in die körperliche Unversehrtheit bestehen nicht nur dann, wenn Schmerzen zu-
gefügt oder empfunden werden. Sie schließen die Schädigungen und Gefährdungen 
der Gesundheit ein. Da durch die Zwangssterilisationen physiologische Veränderungen 
verursacht wurden, wurde ein Element des Schutzbereiches gemäß Art. 2 Abs. 2 S. 1 
GG zu dem Anknüpfungspunkt einer beeinträchtigenden staatlichen Maßnahme. Daher 
liegen Eingriffe in das Leben und in die körperliche Unversehrtheit vor. 

Das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit unterliegt einem einfachen 
Gesetzesvorbehalt nach Art. 2 Abs. 2 S. 3 GG. Der einfache Gesetzesvorbehalt stellt 
an das eingreifende Gesetz keine besonderen Anforderungen. Wegen der Intensität, 
die staatliche Eingriffe in den Schutzbereich des Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG haben können, 
ergibt sich aus der Wesentlichkeitslehre, dass Eingriffe in das Leben und regelmäßig 
auch Eingriffe in die körperliche Unversehrtheit durch ein Parlamentsgesetz gedeckt 
sein müssen . Lediglich unwesentliche Beeinträchtigungen können sich auf materielle 62

Gesetze stützen. Da die Zwangssterilisationen keineswegs ungefährlich und unwesent-
lich waren, müssen diese ein Parlamentsgesetz als Grundlage aufzeigen. Dieses findet 
sich im Erbgesundheitsgesetz vom 14. Juli 1933 wieder. 

Weiterführend sind die ungeschriebenen verfassungsimmanenten Schranken sorgfältig 
zu beachten, da dieses Grundrecht einer sensiblen Natur entspricht. Zu Beginn ist zu 
hinterfragen, ob der Eingriff ein legitimes öffentliches Interesse verfolgt. Dahingehend 
ist eine zeitgenössische Betrachtung des Regelungszweckes erforderlich. Die Wissen-
schaft der Rassenhygiene, aus der auch die nationalsozialistischen Überzeugungen 
und Gesetze mitsamt dem GzVeN entsprangen, verfolgte drei wesentliche Ziele: die 
Kontraselektion der unterschiedlichen Fortpflanzung zu demonstrieren, die Kriterien 
des menschlichen Wertes zu bestimmen und die Kriterien der Minderwertigkeit als erb-
lich zu erweisen . In diesem Kontext ist es fraglich, ob die Zielsetzungen des Geset63 -
zes als legitime öffentliche Interessen anzusehen sind. Aus der damaligen Betrachtung 
ergab sich eine Nachvollziehbarkeit für die nationalsozialistischen Anhänger. Die heuti-
ge juristische Auffassung schließt einen legitimen öffentlichen Zweck aus. Da die da-
malige Rechtslage im Kontext des heute anwendbaren GG betrachtet wird, kann der 
öffentliche Zweck verneint werden. 

Hilfsgutachterlich ist die in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes be-
deutsamste Schranken-Schranke, der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, zu analysie-
ren. Im Einzelnen verlangt dieser Grundsatz, dass der Mitteleinsatz des Staates zur 
Erreichung des Zweckes geeignet, erforderlich und angemessen ist. Die Geeignetheit 
bedeutet, dass der Zustand, den der Staat durch das Mittel des Eingriffes schafft und 
der Zustand, indem der verfolgte Zweck als verwirklicht zu betrachten ist, in einem 
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durch bewährte Hypothesen über die Wirklichkeit vermittelten Zusammenhang ste-
hen . In diesem Kontext ist eine Zwangssterilisation unter dem Aspekt der Eignung nur 64

dann verhältnismäßig, wenn bewährte Hypothesen einen Zusammenhang zwischen 
der Reduzierung des minderwertigen Erbgutes (Zustand, der durch das Mittel des Ein-
griffes geschaffen wird) und der Verbesserung des Volkskörpers (Zustand, indem der 
Zweck als verwirklicht zu betrachten ist) herstellen. Dieser Sachzusammenhang kann 
bestätigt werden, weil das Mittel den Zweck nicht ganz erreichen, aber zumindest för-
dern muss. Von daher kann unterstellt werden, dass durch die stufenweise Minderung 
der Erbkranken die Entwicklung einer gesunden Bevölkerung begünstigt werden kann. 

Die Erforderlichkeit umschreibt, dass der Zweck nicht durch ein gleich wirksames, aber 
weniger belastendes Mittel erreichbar sein darf. Fraglich ist, ob es weniger einschnei-
dende Maßnahmen gab, die den Zweck ebenso gut erfüllt hätten. Seit der Entwicklung 
der Erbgesundheitslehre existierte eine Vielzahl an anderweitigen eugenischen Maß-
nahmen. Neben den negativen ergab sich die Kategorie der positiven Maßnahmen. 
Um das Ziel eines arischen Volkskörpers zu erreichen, wurden Ehestandsdarlehen, 
Ehrenkreuze für deutsche Mütter sowie biologische Ehevermittlungszentralen angebo-
ten. Jede dieser einzelnen Maßnahmen stellt ein milderes Mittel zu der finalen 
Zwangssterilisation dar. 

Als letzte Stufe ist die Angemessenheit zu prüfen. Die Rechtsprechung und die herr-
schende Literatur gewinnen der Verhältnismäßigkeit in dem engeren Sinn noch ein 
letztes Kriterium ab und verlangen, dass der rechtliche Einschnitt und der mit dem Ein-
griff verfolgte Zweck in einem wohl abgewogenen Verhältnis zueinander stehen . Da65 -
hingehend müssen ein Gewichten und ein von dem Bundesverfassungsgericht formu-
liertes Jonglieren  zwischen den individuellen Interessen der Beschädigten und dem 66

Allgemeininteresse erfolgen. Eine gesetzliche Regelungsfolge, welche das Leben und 
die körperliche Unversehrtheit berührt, ist nur gerechtfertigt, soweit dadurch ein über-
ragendes Gemeinschaftsgut geschützt werden soll. 

Daher muss ein anderes und von einem höheren Rang gekennzeichnetes Gemein-
schaftsgut existent sein. Zu der damaligen Zeit entsprach dieses Kollektivgut der Erhal-
tung der arischen Rasse durch die Ausmerzung von anderen minderwertigen Rassen. 
Aus der heutigen Verfassungsperspektive können die rassenideologischen Grundüber-
zeugungen einem höherrangigen Gemeinschaftsgut nicht gerecht werden. Aus diesem 
Grund überwiegen die individuellen Interessen der Sterilisationsopfer. Ihre jeweiligen 
Interessen liegen insbesondere in einer individuellen Gesundheit, einer körperlichen 
Unversehrtheit, einer Fortpflanzungsfähigkeit und einem seelischen Wohlbefinden. 
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Das vorliegende Grundrecht besitzt einen besonders sichtbaren Menschenwürdege-
halt, der auch als sein Wesensgehalt im Sinne des Art. 19 Abs. 2 GG verstanden wird. 
Soweit dieser Gehalt wirkt, dürfen Leben und körperliche Unversehrtheit keinesfalls 
angetastet werden. Der Wesensgehalt umschreibt, dass das jeweilige Grundrecht auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit nicht in einem solchen Umfang eingeschränkt 
werden darf, dass es praktisch nicht mehr ausgeübt werden kann. Das Erbgesund-
heitsgesetz regelte die ausnahmslose Zwangssterilisation von den erbkranken Perso-
nen. Daher ist die körperliche Unversehrtheit insofern überbeansprucht, als dass den 
Personen bei jeder einzelnen Sterilisation nicht nur in die körperliche Unversehrtheit 
eingegriffen, sondern diese sogar ausgehöhlt wurde. Dies lässt sich damit begründen, 
dass jede Sterilisation entweder in einer Unfruchtbarmachung oder in dem Tod des Pa-
tienten resultierte. 

Abschließend ist bei den Grundrechten mit einem Eingriffsvorbehalt das Zitiergebot 
gemäß Art. 19 Abs. 1 S. 2 GG zu prüfen. Wenn ein Grundrecht eingeschränkt wird, 
muss ausdrücklich genannt werden, dass dieses konkret eingeschränkt wird. Den An-
forderungen eines Zitiergebotes liegt der Gedanke einer Rechtshierarchie zugrunde, 
wonach höherrangiges Recht vorgeht . Aus Gründen der Rechtssicherheit und der 67

Rechtsklarheit sollen die Anwendung und die Auslegung der höherrangigen Normen 
transparent gemacht werden. Subsumierend bedeutet dies, dass das Erbgesundheits-
gesetz in einem separaten Paragrafen die Einschränkung von Grundrechten kenntlich 
machen musste. Es ist strittig, ob die nationalsozialistische Gesetzgebung ein derarti-
ges Gebot bereits gekannt hat und so die Möglichkeit bestand, dagegen zu verstoßen. 
Diesbezüglich können die genannten Funktionen des Zitiergebotes nur für den heuti-
gen Gesetzgeber Geltung beanspruchen. Damit besitzt das Gebot keine Bindung für 
vorkonstitutionelle Gesetze . Aus der heutigen Verfassungsperspektive liegt kein Ver68 -
stoß gegen das Zitiergebot vor. 

Zusammenfassend sind die Opfer dem Schutzbereich des Grundrechtes auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit zuzuordnen. Der Eingriff zeigt sich in der Ausführung 
der Sterilisationen auf der Basis des Erbgesundheitsgesetzes. Allerdings ist dieser 
Eingriff durch die verfassungsunmittelbaren Schranken ungerechtfertigt, da Verstöße 
gegen einen legitimen öffentlichen Zweck, die Verhältnismäßigkeit und den Wesensge-
halt vorliegen. 

6.1.3 Freiheit der Person 

Gemäß Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG ist die Freiheit der Person unverletzlich. Einführend ist zu 
bestimmen, ob der Schutzbereich des Grundrechtes betroffen ist. Dafür ist eine Klä-
rung der Freiheit als Leitbegriff erforderlich. Vordergründig bedeutet die Freiheit der 
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Person eine körperliche Bewegungsfreiheit. In einer Positivauslegung umfasst dieses 
Grundrecht die Möglichkeit, jeden beliebigen Ort aufzusuchen und in einer Negativbe-
trachtung, jeden Ort zu meiden. Nach § 11 Abs. 1 S. 1 GzVeN darf der zur Unfrucht-
barmachung notwendige chirurgische Eingriff nur in einer Krankenanstalt von einem für 
das Deutsche Reich approbierten Arzt durchgeführt werden. Weiterhin sind gemäß Art. 
5 Abs. 1 S. 1 der 1. AVO GzVeN die staatlichen und kommunalen Kranken-, Heil- und 
Pflegeanstalten für die Ausführung des chirurgischen Eingriffes zu bestimmen. Da in 
der Vielzahl die Zwangssterilisationen in den Heil- und Pflegeanstalten vorgenommen 
wurden, befanden sich die Opfer für einen längeren Zeitraum gegen ihren Willen in ei-
ner speziellen Einrichtung. Hierbei kann die Negativauslegung herangezogen werden, 
da die Personen nicht das Recht besaßen, die Anstalten zu meiden. Im Gegenteil wur-
de der Anstaltsaufenthalt im äußersten Fall durch polizeiliche Maßnahmen gewährleis-
tet. Weiterführend fällt in den Schutzbereich, dass man dort, wo man nicht bleiben will, 
auch nicht bleiben muss. Dies ist durch den längerfristigen Aufenthalt in einer Heil- und 
Pflegeanstalt auf der Grundlage eines Gerichtsbeschlusses gegeben. 

Der erzwungene Aufenthalt wurde nicht nur zu dem Zwecke einer Sterilisation durchge-
führt. Zeitgleich wurden die psychiatrischen Anstalten zu einem Schulungsgelände für 
die Sterilisations- und die spätere Euthanasiepolitik. An den Insassen wurde demons-
triert, was lebensunwertes Leben sei. So berichtete ein Arzt in Bethel von jährlich 
30.000 bis 50.000 Besuchern, die aus Organisationen, Schulen und Gauführerschulen 
mit dem einen Gedanken kamen: „Jetzt sollt ihr Erbminderwertige vorgeführt bekom-
men.“ . Wenn eifrige Hörer den Anstaltsleiter fragten, warum man solche erbkranke 69

Personen überhaupt noch ernähre, war der Endzweck der Schulung erreicht . Auf70 -
grund der eingeschränkten Fortbewegungsfreiheit innerhalb einer Anstalt wurden die 
Patienten dazu genötigt, solche Führungen über sich ergehen zu lassen. Zudem ist der 
persönliche Schutzbereich eröffnet, da es sich bei dem vorliegenden Grundrecht um 
ein Menschenrecht handelt. Darauf verweist der Gesetzestext, da von Personen die 
Rede ist. 

Weiterführend ist zu prüfen, welche Zugriffsmöglichkeit auf dieses Grundrecht zur Ver-
fügung steht. Ein Eingriff in die Freiheit der Person liegt vor, wenn jemand durch Gebo-
te oder Verbote daran gehindert oder für einen bestimmten Zeitpunkt dazu verpflichtet 
wird, einen Ort aufzusuchen oder sich an einem Ort aufzuhalten. Ferner zählen zu den 
Eingriffen die zur Durchsetzung angewandten Vollstreckungshandlungen, insbesonde-
re der polizeiliche unmittelbare Zwang. In den extremsten Szenarien lagen zwei ver-
schiedene und voneinander zu trennende Eingriffe vor: die polizeiliche Festnahme der 
betroffenen Person und die Unterbringung in einer Anstalt. Diese Unterbringung ist als 
eine Eingriffsmöglichkeit auf das Recht der personellen Freiheit vorgesehen, da es sich 
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um ein Grundrecht mit einem Eingriffsvorbehalt handelt. Gemäß Art. 2 Abs. 2 S. 3 GG 
darf in dieses Recht nur aufgrund eines Gesetzes eingegriffen werden. Die Art. 2 Abs. 
2 S. 2 GG und Art. 104 GG schützen den gleichen Regelungsbereich, die Freiheit der 
Person. Eine selbstständige Bedeutung gewinnt der Art. 104 GG aber dadurch, dass er 
im Vergleich zu dem Art. 2 Abs. 2 S. 2 und 3 GG mit einem qualifizierten Gesetzesvor-
behalt als lex specialis versehen ist. Als besonders intensive Beschränkung der perso-
nellen Freiheit hebt der Art. 104 Abs. 2 bis 4 GG die Freiheitsentziehung hervor. Sie 
bedeutet die Aufhebung der körperlichen Bewegungsfreiheit nach jeder Richtung hin . 71

Subsumierend fällt der Aufenthalt in einer Heil- und Pflegeanstalt in den Geltungsbe-
reich einer Freiheitsentziehung, da die Personen durch einen gerichtlichen Beschluss 
an einem eng umgrenzten Ort untergebracht wurden. 

Darüber hinaus ist zu untersuchen, ob der vorliegende Eingriff verfassungsrechtlich 
zulässig ist. Der Art. 104 GG stellt verschiedene form- und verfahrensmäßige Anforde-
rungen an die Zulässigkeit von Eingriffen in die Freiheit der Person, die auf verschie-
dene Eingriffsarten und -situationen zugeschnitten sind. Sie sind als Spezial- und Aus-
nahmeregelungen ineinander verschachtelt. Die Absätze zwei bis vier, die die Frei-
heitsentziehung regeln, sind leges speciales zu dem ersten Absatz, der von der Frei-
heitsbeschränkung handelt . Gemäß Art. 104 Abs. 1 S. 1 GG gilt für alle Freiheitsbe72 -
schränkungen, dass sie nur unter Beachtung von Formen ergehen dürfen, die in einem 
Gesetz geregelt sein müssen. Hingegen besteht die zusätzliche Anforderung für die 
Zulässigkeit einer Freiheitsentziehung darin, dass vorher ein Richter entscheiden 
muss. Fraglich ist, ob die Freiheitsbeschränkung in einem förmlichen Gesetz geregelt 
wurde. Eine derartige Festlegung könnte auf die Regelungen des GzVeN zutreffen. Al-
lerdings umfasst dieses Gesetz ausschließlich das Sterilisationsverfahren in gerichtli-
cher und medizinischer Hinsicht. Etwaige Paragrafen, die sich mit der generellen Frei-
heitsbeschränkung befassen, sind im Gesetzestext nicht ersichtlich. Im heutigen 
Rechtsstaat wurden Landesgesetze über die Unterbringung von psychisch Kranken 
verabschiedet, die die Voraussetzungen und das Verfahren für das zwangsweise Ein-
weisen und das Festhalten in einer Krankenanstalt bestimmen. Dies hätte in der natio-
nalsozialistischen Gesetzgebung ebenso erfolgen müssen. 

Für die weiterführende Prüfung der Freiheitsentziehung müsste ein Gerichtsbeschluss 
vorliegen. Dahingehend ist zu hinterfragen, ob die Erbgesundheitsrichter über eine 
Freiheitsentziehung entschieden. In dem Tenor des Urteils wurden in der Vielzahl der 
Beschlüsse lediglich zwei Sachverhalte aufgegriffen. In dem ersten Punkt wurde die 
Unfruchtbarmachung der betroffenen Person angeordnet. Der zweite Punkt befasste 
sich mit den Kosten des gerichtlichen Verfahrens, die in der Regel die Staatskasse zu 
tragen hatte. Weder in dem Tenor, noch in der Begründung des Urteils ergibt sich die 
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Anordnung einer Freiheitsentziehung. Ausnahmsweise ist gemäß Art. 104 Abs. 2 S. 2 
und 3, Abs. 3 GG auch eine Freiheitsentziehung ohne eine vorherige richterliche Ent-
scheidung zulässig. Allerdings ist in diesem Fall unverzüglich eine richterliche Ent-
scheidung herbeizuführen. Es darf nur von der vorherigen richterlichen Entscheidung 
abgesehen werden, wenn der mit der Freiheitsentziehung verfolgte verfassungsrecht-
lich zulässige Zweck nicht erreichbar wäre, wenn der Festnahme die richterliche Ent-
scheidung vorausgehen müsste. Da keine richterlichen Entscheidungen vorlagen, 
könnte dieser Ausnahmetatbestand erfüllt sein. Die nachträglichen gerichtlichen Be-
schlüsse zu der Freiheitsentziehung sind nicht ersichtlich. Weiterhin wäre der Zweck 
einer Freiheitsentziehung auch mit einem gerichtlichen Urteil ebenso erreichbar. Daher 
scheidet eine verfassungsrechtliche Rechtfertigung aus. 

Da das Erbgesundheitsgesetz nicht dem qualifizierten Eingriffsvorbehalt entspricht, 
sind die verfassungsunmittelbaren Schranken hilfsgutachterlich zu untersuchen. Für 
die Freiheitsbeschränkungen und insbesondere die Freiheitsentziehungen gelten 
strenge Anforderungen hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit. Zunächst ist der legitime 
öffentliche Zweck zu ermitteln, der einen Eingriff in die Freiheit der Person rechtfertigen 
soll. Der Eingriff verfolgte das Ziel einer planvollen Durchführung der Sterilisation, in-
dem die zu sterilisierenden Personen in einer Heil- und Pflegeanstalt untergebracht 
wurden. Aus der heutigen Grundrechtsperspektive dient der Eingriff keiner verfas-
sungsmäßigen und hinreichend gewichtigen Zielsetzung. Im Gegenteil liegt ein Verstoß 
gegen das Rechtsstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 3 GG vor, da die Reichsregierung ge-
gen die verfassungsmäßige Ordnung und die Gesundheitsämter sowie Erbgesund-
heitsgerichte gegen Gesetz und Recht verstießen. Der häufigste Eingriff in die perso-
nelle Freiheit spielt sich in dem Kontext von Freiheitsstrafen in Strafvollzugsanstalten 
ab. Hierbei kann ein legitimer öffentlicher Zweck verfolgt werden, da die Allgemeinheit 
vor den Straftätern geschützt wird. Eine analoge Anwendung auf die betroffenen Per-
sonen der Sterilisationspolitik scheidet aus, da es sich um Menschen mit Behinderun-
gen und Süchten handelte, von denen zumindest in der Masse keine konkrete Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausging. 

Daran anknüpfend ist fraglich, ob sich der Eingriff in die personelle Freiheit im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeit befindet. In einem ersten Schritt ist die Eignung des Mittels für 
die Zielerreichung zu prüfen. Das eingesetzte Mittel ist geeignet, wenn das angestrebte 
Ziel mit seiner Hilfe erreicht oder die Zielerreichung gefördert werden kann. Durch die 
Unterbringung der betroffenen Person in einer Heil- und Pflegeanstalt konnte der 
Zweck einer optimalen Sterilisationsdurchführung zumindest gefördert werden. Das 
Mittel der Unterbringung ist erforderlich, wenn es kein anderes Mittel gibt, welches un-
ter geringeren Belastungen des Grundrechtsträgers zur Zielerreichung ebenso geeig-
net ist. Fraglich ist, ob keine weniger grundrechtseinschneidenden Mittel existieren, um 
eine Sterilisation durchzuführen, ohne dass die Personen ihrer Freiheit beraubt wer-
den. In jedem Fall mussten die betroffenen Personen nicht in einer Anstalt und gegen 
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ihren Willen untergebracht werden. Außerhalb einer Freiheitsberaubung hätten sich die 
Personen auch freiwillig sterilisieren lassen können, indem sie persönlich und eigenwil-
lig einen Arzt ihres Vertrauens aufsuchten. Daher überschreitet ein Aufenthalt in einer 
Anstalt den Rahmen der Erforderlichkeit, da es sich nicht um das mildeste Mittel han-
delt. 

Auf der letzten Stufe erfolgt die Prüfung der Angemessenheit. Die eintretenden Nach-
teile bei den Grundrechtsträgern müssen in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
bezweckten Vorteil stehen. Hinsichtlich der betroffenen Personen stellten sich Verlet-
zungen der personellen Freiheit ein. In erster Linie lagen in den Anstaltsaufenthalten 
Freiheitsbeschränkungen und weiterführend Freiheitsentziehungen vor, da die Patien-
ten auch an ihr Krankenbett fixiert wurden. Während des Aufenthaltes wurden die Pati-
enten als Objekte von zahlreichen Vorführungen misshandelt. Dies korreliert mit dem 
Grundsatz der Menschenwürde gemäß Art. 1 Abs. 1 GG. Diese wesentlich gewichtigen 
Nachteile können nicht mit den Vorteilen des Regelungszweckes abgegolten werden. 
Die Vorteile einer erbgesunden Bevölkerung, einer gesicherten Zukunft und einer Eta-
blierung des arischen Ideales können nicht überwiegen. Demnach dominieren die 
Rechtsgüter und individuellen Interessen der betroffenen Personen. 

Zusammenfassend sind die Opfer der Zwangssterilisationen dem Schutzbereich der 
personellen Freiheit zuzuordnen. Der Eingriff liegt in den Anstaltsaufenthalten zur Aus-
führung der Sterilisation auf der Basis des Erbgesundheitsgesetzes. Allerdings ist die-
ser Eingriff durch den qualifizierten Gesetzesvorbehalt und durch die verfassungsim-
manenten Schranken ungerechtfertigt, da sich Verstöße gegen den legitimen öffentli-
chen Zweck und gegen die Verhältnismäßigkeit ergeben. 

6.1.4 Schutz von Ehe und Familie 

„Der Ordnungskern der Institute Ehe und Familie ist für das allgemeine Rechtsgefühl 
und Rechtsbewusstsein unantastbar.“  Gemäß Art. 6 Abs. 1 GG stehen die Ehe und 73

Familie unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung. Die Absätze zwei bis 
fünf werden für die Grundrechtsprüfung nicht herangezogen, da sie Spezialrechte dar-
stellen und dem Sachverhalt nicht entsprechen. In dem Art. 6 Abs. 1 GG treffen ver-
schiedene grundrechtliche Funktionen aufeinander. So enthält der erste Absatz ein 
Abwehrrecht und sichert die Freiheit des ehelichen und familiären Zusammenlebens 
gegen staatliche Eingriffe. Weiterhin formuliert dieser Absatz mit der Verpflichtung von 
Schutz für Ehe und Familie auch ein Schutzrecht. Schließlich beinhaltet der Artikel In-
stitutsgarantien und beschränkt dadurch die gesetzgeberische Gestaltungsmacht . Zu 74

Beginn ist zu prüfen, ob die Opfer von dem Schutzbereich des Art. 6 Abs. 1 GG um-
fasst werden. Dahingehend sind die Leitbegriffe Ehe und Familie näher zu betrachten. 
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Bei der Ehe handelt es sich um ein soziales und rechtliches Gebilde. Als ein soziales 
Gebilde ist sie die Gemeinschaft, die einen Mann und eine Frau nach beiderseitiger 
Absicht und nach gegenseitigem Versprechen umfassend und lebenslang verbindet . 75

Bereits als ein soziales Gebilde erfasst der Ehebegriff des Art. 6 Abs. 1 GG allerdings 
nicht die gleichgeschlechtlichen Paare , auch wenn das Zivilrecht nach § 1353 Abs. 1 76

S. 1 BGB die Ehe auf diesen Personenkreis erstreckt. Nach seinem historischen Ge-
halt umfasst der verfassungsrechtliche Ehebegriff als Institutsgarantie lediglich die Ver-
bindung von einer Frau und einem Mann. Vielmehr ist die Ehe auch ein rechtliches 
Gebilde. Insoweit liegt der Verfassung das Bild der verweltlichten bürgerlich-rechtlichen 
Ehe zugrunde . Der Schutzbereich der Ehe reicht von der Eheschließung mit einem 77

selbst gewählten Partner über das eheliche Zusammenleben bis zu der Ehescheidung. 

In diesem Kontext ist es fraglich, inwieweit die Opfer der nationalsozialistischen 
Zwangssterilisationen nach dem GzVeN in ihrem ehelichen Schutzrecht betroffen sind. 
Das damalige Gesellschaftsbild sah eine Eheschaft verbunden mit der Geburt und der 
Erziehung von Kindern vor. Durch diese Grundauffassung wurden die Eheschließun-
gen von Zwangssterilisierten wesentlich erschwert. Denn Frauen und Männer, die bio-
logisch nicht fortpflanzungsfähig waren, wurden auf dem bestehenden Heiratsmarkt 
schlechter gestellt. Daher schied für viele Betroffene der Sterilisationspolitik eine Ehe-
schließung aus. Im weiteren Geschichtsverlauf schafften die Vorschriften des Erbge-
sundheitsgesetzes die Basis für den Erlass des Gesetzes zum Schutz der Erbgesund-
heit des deutschen Volkes (Abk.: EheGesG). Dieses Gesetz verlangte Ehetauglich-
keitszeugnisse für die Brautleute und schloss die erbkranken Menschen von der Ehe 
aus. Es diente dem eugenischen Aspekt des nationalsozialistischen Rassismus’, indem 
es Ehen zwischen den deutschen Staatsangehörigen unter bestimmten Voraussetzun-
gen verbot. Etwaige Verstöße gegen das Gesetz führten zu der Nichtigkeit der Ehe. 
Das Erschleichen einer untersagten Ehe wurde bestraft. Somit sind die betroffenen 
Personen in ihrem Schutzrecht auf Ehe berührt, da ihnen dies nach § 1 Abs. 1 d) Ehe-
GesG untersagt wurde und das GzVeN die Grundlage für diese Regelung bildete. 

Der zweite Leitbegriff der Familie beschreibt das soziale Beziehungsverhältnis zwi-
schen den Eltern und den Kindern. Geschützt ist nicht nur die Gemeinschaft von mit-
einander verheirateten Eltern, sondern auch von Lebenspartnerschaften und von 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit Kindern. Der Schutz der Familie reicht von 
der Familiengründung bis in alle Bereiche des familiären Zusammenlebens und durch 
das Pflichtteilsrecht sogar darüber hinaus . Der Begriff umfasst unter anderem die 78

freien Entscheidungen der Eltern, wann und wie viele Kinder sie haben wollen. 
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In diesem Rahmen ist der Schutz der Familie betroffen, da die primäre Gründung einer 
Familie auf dem natürlichen Weg unterbunden wurde. Nur anderweitige Methoden, um 
den Kinderwunsch zu erfüllen, konnten nach einer Sterilisation in Betracht gezogen 
werden. Einerseits waren diese Alternativen verglichen mit dem damaligen Verdienst-
niveau und Lebensstandard theoretisch schwer bis unbezahlbar. Auf der anderen Seite 
konnten diese Alternativen erst abgewogen werden, als die nationalsozialistische Dik-
tatur ihr Ende fand. Dies war der Tatsache geschuldet, dass die sterilisierten Opfer 
auch nach einer Unfruchtbarmachung als erbkranke Personen behandelt wurden, die 
lediglich sterilisiert wurden. 

Aus diesem Grund wurden das Verhalten der sterilisierten Personen von dem national-
sozialistischen Regime streng beobachtet und die anderweitige Methoden unter ein 
Verbot gestellt. Anderenfalls wären die Sterilisationen hinsichtlich der eugenischen 
Zielsetzungen hinfällig. Ebenso schieden die Alternativen aus zeitlichen Gründen aus, 
da die sterilisierten Personen nach dem Kriegsende in ein fortgeschrittenes Alter ge-
langten und ein Kinderwunsch aus altersbedingten Gründen oftmals verneint wurde. 
Zudem ist der personelle Schutzbereich erfüllt, da der Art. 6 Abs. 1 GG natürliche Per-
sonen und somit die Opfer der Zwangssterilisationen als Adressaten umfasst. Es han-
delt sich um ein Menschenrecht, da keine terminologische Begrenzung auf die deut-
schen Staatsangehörigen gezogen wird. 

Weil die Ehe und Familie zugleich soziale und rechtliche Gebilde darstellen, ist nicht 
jede Regelung direkt ein Eingriff. Vielmehr kann es sich um eine der Festlegungen 
handeln, die Ehe und Familie als rechtliche Gebilde überhaupt ausgestalten . Dahin79 -
gehend muss eine Differenzierung erfolgen. Generell gehören zu den ausgestaltenden 
Regelungen die Normen des Ehe- und Familienrechtes, die die Verfassungsinstitute 
von Ehe und Familie konkretisieren. Zu den eingreifenden Regelungen können Nor-
men gehören, die auf den Regelungsbestand von Ehe und Familie freiheitsbeschrän-
kend einwirken. Fraglich ist, ob die Regelungen der Zwangssterilisationen auf der Ba-
sis des GzVeN und die Vorschriften über die Eheschließungen gemäß EheGesG aus-
gestaltender oder eingreifender Natur sind. Eine eingreifende Regelung liegt immer 
dann vor, wenn die staatlichen Maßnahmen die Ehe und Familie schädigen, stören 
oder in einer sonstigen Weise beeinträchtigen. In Bezug auf die Ehe ist dies dann der 
Fall, wenn an die Eheschließungen negative Rechtsfolgen angeknüpft oder die Ehe-
schließungen verweigert werden. Da die nationalsozialistischen Maßnahmen die Ehe 
und Familie schädigten, liegt ein Eingriff vor. Während der Herrschaft von Adolf Hitler 
gaben viele der Sterilisationsopfer die Hoffnung auf eine partnerschaftliche Ehe auf. 
Weil ihnen das Recht auf eine Ehe durch ein gesetzliches Verbot und die Familien-
gründung verwehrt wurden, liegt ein einschneidender Eingriff in das Recht auf Ehe und 
Familie vor. 
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Da der Art. 6 Abs. 1 GG vorbehaltlos gewährt wird, kann sich eine Rechtfertigung für 
den vorliegenden Eingriff nur aus den verfassungsimmanenten Schranken ergeben. 
Demnach müssten die Eingriffe durch einen legitimen öffentlichen Zweck gerechtfertigt 
sein. Es erweist sich als strittig, die eugenischen Zielsetzungen als legitim zu klassifi-
zieren. Zwar entsprach die damalige Ausführung der Ehe- und Familienpolitik den Vor-
stellungen von staatlichem Schutz und staatlicher Ordnung. Jedoch ist dies nicht mit 
der heutigen grundgesetzlichen Auslegung zu vereinbaren. Die eigentlich privaten 
Sphären von Ehe und Familie sollen durch den Staat ausnahmslos geschützt und nicht 
zu dem Objekt staatlicher Sterilisationspolitik instrumentalisiert werden. Die Gesetzes-
autoren proklamierten das Sterilisationsgesetz als den Primat des Staates auf dem 
Gebiet des Lebens, der Ehe und der Familie . Daher liegt kein legitimer öffentlicher 80

Zweck vor. 

Weiterführend ist die Verhältnismäßigkeit des Eingriffes hilfsgutachterlich zu prüfen. 
Das Übermaßverbot verlangt, dass das Mittel für die Zielerreichung geeignet, erforder-
lich und verhältnismäßig im engeren Sinn ist. Die Eignung ist im Hinblick auf die Zieler-
reichung zu betrachten. Das Mittel muss den Zweck zumindest fördern. Indem in das 
Recht auf Ehe und Familie durch die gesetzlichen Regelungen eingegriffen wurde, 
konnte die Entwicklung eines gesunden Volkskörpers durch die Eheverbote und die 
Unterbindung der Familiengründungen begünstigt werden. Hinsichtlich der Erforder-
lichkeit ist das mildeste Mittel zur Erreichung der rassenideologischen Ziele festzule-
gen. Es ist fraglich, ob die gesetzlichen Regelungen die am wenigsten einschneiden-
den Mittel sind. Die mildesten Mittel liegen nicht in den negativen eugenischen Maß-
nahmen. Um in der Zukunft eine gesunde Bevölkerung zu gewährleisten, konnte eben-
so auf die positiven Maßnahmen zurückgegriffen werden. Weiterführend mangelt es 
bei dem Eingriff an einer Verhältnismäßigkeit im engeren Sinn. In der Rechtsgüterab-
wägung war die Vernichtung lebensunwerten Lebens die Folge einer Doktrin, die 
ethisch und naturwissenschaftlich unhaltbare Qualitätsunterschiede zwischen den ver-
schiedenen Rassen lehrte. Daher dominieren die wesentlichen individuellen Rechtsgü-
ter der betroffenen Personen gegenüber diesem staatlichen Allgemeininteresse. 

Zunächst besteht die Funktion des Art. 6 Abs. 1 GG als Institutsgarantie darin, dass der 
Gesetzgeber die Ehe und Familie nicht ohne eine Änderung des GG abschaffen oder 
wesentlich umgestalten darf. Der nationalsozialistische Gesetzgeber könnte gegen 
diese Institutsgarantie verstoßen haben, indem das Grundrecht auf Ehe ausgehöhlt 
wurde. Die Aushöhlung eines Grundrechtes liegt vor, wenn von der ursprünglichen 
Substanz nichts mehr übrig bleibt. Durch das gesetzliche Heiratsverbot für Personen, 
die den Anwendungsbereich des Erbgesundheitsgesetzes erfüllten, wurde die Möglich-
keit einer Eheschließung vollständig unterbunden. Den Personen wurden die Entschei-
dungen genommen, ob und wen sie konkret ehelichen wollten. Der nationalsozialisti-

 Vgl. Gütt, Rüdin, Ruttke: Zur Verhütung erbkranken Nachwuchses, 1934, S. 56.80

29



sche Gesetzgeber entschied allein, dass die Betroffenen erst gar nicht eine Wahl be-
saßen. Dadurch wurde der Art. 6 Abs. 1 GG hinsichtlich seines Wesensgehaltes aus-
gehöhlt. Der Umstand, dass man im Einzelfall auf einem illegalen Weg die Ehe schlie-
ßen konnte, ändert nichts daran. Selbst bei einer Ehe außerhalb der gesetzlichen Re-
gelungen bleibt der Wesensgehalt ausgehöhlt, da die Heirat letztlich ein gesetzliches 
Verbot darstellte. Es ist fraglich, ob das Schutzrecht der Familie ebenso ausgehöhlt ist, 
wenn lediglich die Geburt auf einem natürlichen Weg ausgeschlossen war. Es könnte 
angeführt werden, dass die Alternativen für einen Kinderwunsch vereinzelt bestehen 
blieben. Jedoch waren diese Alternativen erst nach der nationalsozialistischen Diktatur 
und nur unter bestimmten Voraussetzungen für eine Abwägung geeignet. Aus diesen 
Gründen kann die Meinung vertreten werden, dass beide Teilaspekte des Grundrech-
tes ausgehöhlt sind. 

Als Ergebnis lässt sich feststellen, dass die Opfer der Zwangssterilisationen dem sach-
lichen und persönlichen Schutzbereich des Art. 6 Abs. 1 GG entsprechen. Die Eingriffe 
in das Grundrecht zeigen sich in den gesetzlichen Eheverboten und der Unterbindung 
der Familiengründungen. Diese Eingriffe sind aber nicht im Rahmen der verfassungs-
immanenten Schranken gerechtfertigt, da sie weder einen legitimen Zweck verfolgen, 
noch das Kriterium der Verhältnismäßigkeit erfüllen. Schließlich ist auch der Wesens-
gehalt des Grundrechtes hinsichtlich der Ehe und der Familie ausgehöhlt. 

6.1.5 Recht auf Gleichbehandlung 

Der Gleichheitssatz ius respicit aequitatem (Das Recht achtet auf Gleichheit)  findet 81

seinen Ausfluss in dem Art. 3 GG. Dieser Artikel beansprucht die Rechtsanwendungs-
gleichheit im Sinne einer Gleichheit vor dem Gesetz und die Rechtsetzungsgleichheit 
als Gleichheit des Gesetzes . Die Prüfung eines Gleichheitsrechtes gestaltet sich auf 82

eine andere Art als die der vorhergehenden Freiheitsrechte. Anstelle einer Dreischritt-
Prüfung erfolgt eine Analyse in einem zweistufigen Aufbau. Da die Gleichheitsrechte 
einen sachlichen und personellen Bereich nicht schützen, kann auch kein Eingriff erfol-
gen. Die Prüfung besteht aus der Feststellung einer Ungleichbehandlung und aus die-
ser Rechtfertigung. Zunächst ist die Ungleichbehandlung von dem wesentlich Gleichen 
verfassungsrechtlich relevant. Das bedeutet zum einen, dass die Ungleichbehandlung 
durch dieselbe staatliche Gewalt erfolgt sein muss. Andererseits gilt, dass die Perso-
nengruppen vergleichbar sein müssen. In erster Linie bedarf die Vergleichbarkeit eines 
Bezugspunktes, tertium comparationis . Der Bezugspunkt ist der gemeinsame Ober83 -
begriff genus proximum, dem die Personengruppen angehören. Unter diesem Oberbe-
griff müssen die Gruppen durch ein Unterscheidungsmerkmal differentia specifica voll-
ständig und abschließend sichtbar gemacht werden. 

 Vgl. Epping: Grundrechte, 2019, RN: 782.81

 Vgl. Kingreen, Poscher: Grundrechte, Staatsrecht II, 2018, RN: 519.82

 Vgl. Epping: Grundrechte, 2019, RN: 783.83
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Im Rahmen einer Subsumtion ist ein Vergleichspaar zu ermitteln. Hierbei muss der 
Frage nachgegangen werden, welche Sachverhalte konkret unterschiedlich behandelt 
wurden. In Bezug auf die nationalsozialistische Sterilisationspolitik lassen sich die zwei 
Personengruppen erbkranke und erbgesunde Personen feststellen. Nach der Maßgabe 
des Zieles der ungleich behandelnden Regelung wird der gemeinsame Oberbegriff ge-
bildet. Im Kontext der rassenideologischen Betrachtung liegt der Bezugspunkt in der 
fortpflanzungsfähigen Bevölkerung. Das Unterscheidungsmerkmal umfasst die Un- 
bzw. Vereinbarkeit mit den eugenischen Anforderungen. Die einschlägige Rechtset-
zungsgewalt entspricht der damaligen Reichsregierung, die am 14. Juli 1933 das 
GzVeN erlies, welches die Zwangssterilisation legitimierte. 

Zwischen den Personenkreisen ergeben sich einige Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede. Aus der damaligen eugenischen Sicht liegt ein Unterschied in den erbbiologi-
schen Merkmalen und Konstitutionen. Bei dem ersten Personenkreis ließ sich eine 
Erbkrankheit anhand des GzVeN nachweisen. Hingegen entsprach die erbgesunde 
Bevölkerung dem arischen Rassenideal. Während an dem ersten Personenkreis 
Zwangssterilisationen durchgeführt wurden, war es der erbgesunden Bevölkerung ge-
stattet, sich fortzupflanzen. Allerdings liegt die ausschlaggebende Gemeinsamkeit in 
der unwiderlegbaren Tatsache, dass es sich bei beiden Personengruppen letztlich um 
Menschen handelte. Diese Personen haben Freiheits- und Gleichheitsrechte sowie 
eine unantastbare Menschenwürde inne. Da sich die Gemeinsamkeit als menschliche 
Existenz maßgeblich gegenüber den eugenischen Bestimmungen verhält, handelt es 
sich um wesentlich gleiche Materien. Dazu führt das Bundesverfassungsgericht aus: 
„Der Gleichheitssatz verbietet dem Gesetzgeber wesentlich Gleiches willkürlich un-
gleich und wesentlich Ungleiches willkürlich gleich zu behandeln.“ . Anhand dieser 84

Willkürformel lässt sich feststellen, dass die gleichen Materien durch die Anwendung 
des GzVeN ungleich behandelt wurden. Demnach könnte ein Verstoß gegen den 
Grundsatz vorliegen, wenn für die Ungleichbehandlung keine verfassungsrechtliche 
Rechtfertigung gegeben ist. 

Hinsichtlich einer Bewertung der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung muss eine 
Feststellung erfolgen, ob die Gemeinsamkeiten so bedeutsam sind, dass sie beachtet 
werden müssen oder ob ein so beachtlicher Unterschied besteht, der eine Ungleichbe-
handlung rechtfertigt. Diesbezüglich sind die Gemeinsamkeiten so gewichtig, dass eine 
Pflicht besteht, diese zu achten. Letztlich handelt es sich bei beiden Personenkreisen 
um Menschen, die ein Recht darauf haben, als Menschen auf einer gleichen Ebene 
behandelt zu werden. In diesem Sinne stellt die Klassifizierung in die Menschen zwei-
ter Klasse bzw. in die Untermenschen die konkrete Ungleichbehandlung dar. Das Bun-
desverfassungsgericht formuliert, dass eine Ungleichbehandlung nur legitim ist, wenn 
zwischen zwei Gruppen „Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, 

 BVerfG, Urteil vom 16. März 1955, AZ: 4 144, Juris, RN: 37.84
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dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen“ . Jedoch existiert kein beachtlicher 85

Unterschied, der eine Ungleichbehandlung aus sachlichen Gründen rechtfertigen könn-
te. Für die damalige Rechtfertigung wurde die Eigenschaft der Erbkrankheit anhand 
der gesetzlich festgelegten Krankheitsbilder herangezogen. Wenn bei einer Person 
eine Erbkrankheit festgestellt wurde, wurde diese sofort zu einer minderwertigen Per-
son diffamiert und dementsprechend behandelt. 

Weiterhin ist fraglich, ob ein legitimer Zweck die Ungleichbehandlung rechtfertigt. 
Grundsätzlich sind alle Zwecke zulässig, die nicht ausdrücklich verboten sind. Daher ist 
insbesondere jede Ungleichbehandlung, die an die in Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG genannten 
Kriterien anknüpft, verboten. Die strategische Ungleichbehandlung zwischen den erb-
kranken und erbgesunden Personen verfolgte eugenische Zielsetzungen. Es erfolgte 
eine Unterscheidung zwischen der arischen Rasse und den minderwertigen Rassen, 
die weder fortpflanzungsfähig sein sollten, noch lebenswert waren. Gemäß Art. 3 Abs. 
3 S. 1 GG darf niemand wegen seiner Rasse benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Hierbei umfasst das Kriterium der Rasse Gruppen mit bestimmten vererblichen Eigen-
schaften. Das Kriterium diente der Ungleichbehandlung und gewährte der erbgesun-
den Bevölkerung eine Bevorzugung, während die erbkranke Personengruppe spürbare 
Nachteile erfuhr. Dieses Differenzierungskriterium kann nicht als ein rechtfertigender 
Grund fungieren. Im Gegenteil stellt es einen Diskriminierungsgrund und ein Differen-
zierungsverbot dar. 

Für die weitergehende Hilfsprüfung der Rechtfertigung ergibt sich ein „stufenloser, am 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit orientierter und verfassungsrechtlicher Prüfungs-
maßstab“ . Würde die Ungleichbehandlung einen legitimen Zweck verfolgen, ist zu 86

prüfen, ob die Ungleichbehandlung verhältnismäßig ist. Insoweit ist die Intensität maß-
gebend, mit der eine Ungleichbehandlung die Betroffenen beeinträchtigt. Die Intensität 
wächst, je mehr das Kriterium der Ungleichbehandlung einem der nach Art. 3 Abs. 3 S. 
1 GG verbotenen Kriterien ähnelt . Da die Ungleichbehandlung auf den rassenideolo87 -
gischen Grundauffassungen der Gesundheitsämter und der Sterilisationsgerichte be-
ruhte, lässt sich ein enger Zusammenhang zu dem Differenzierungskriterium der Ras-
se herstellen. Die Anforderungen an die Rechtfertigungsfähigkeit steigen, je weniger 
der Betroffene das Kriterium beeinflussen kann und je mehr die Ungleichbehandlung 
die Anwendung grundrechtlich geschützter Freiheiten erschwert. Die Ungleichbehand-
lung basierte auf den rassenideologischen Grundüberzeugungen. Dass bei einer Per-
son eine Erbkrankheit festgestellt wurde, war von dieser kaum beeinflussbar. Auf der 
Basis der vorhergehenden Prüfung kann angenommen werden, dass die Ungleichbe-
handlung den Gebrauch grundrechtlich geschützter Freiheiten erschwert. 

 BVerfG, Urteil vom 07. Oktober 1980, AZ: 55 72/88, Juris, RN: 61.85

 BVerfG, Urteil vom 21. Juni 2011, AZ: 129 49/69, Juris, RN: 69.86

 Vgl. Kingreen, Poscher: Grundrechte, Staatsrecht II, 2018, RN: 530.87
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Im Kontext der Verhältnismäßigkeit muss die Ungleichbehandlung geeignet und erfor-
derlich sein. Zudem muss der verfolgte Zweck in einem angemessenen Verhältnis zu 
der Intensität der Ungleichbehandlung stehen. Primär müsste das Mittel der Ungleich-
behandlung geeignet sein, um den Zweck eines künftig gesunden und deutschen 
Volkskörpers zu gewährleisten. Die Differenzierung und Benachteiligung von den erb-
kranken Personen waren förderlich, um die eugenischen Zielsetzungen zu erreichen. 
In erster Linie erfolgten durch die Ungleichbehandlung eine erbbiologische Auslese und 
weiterführend eine Steuerung der fortpflanzungsfähigen Menschen anhand der sterili-
sationspolitischen Ziele. Im Rahmen der Erforderlichkeit ist zu untersuchen, ob kein 
anderes Mittel außerhalb der Ungleichbehandlung existiert, welches die Ziele ebenso 
gut erfüllen könnte. Eines der vielen milderen Mittel lag in einer Gleichbehandlung der 
erbkranken Personen. Wenn diese in ihrer Fortpflanzung nicht beeinträchtigt worden 
wären, hätte man auch das Ziel eines gesunden Volkskörpers erreichen können. Bei 
vielen Krankheitsbildern können eine Schwangerschaft und eine Familiengründung in 
Betracht gezogen werden, ohne dass die Kinder an einer Erbkrankheit leiden. Hinsicht-
lich der Angemessenheit erfolgt eine Güterabwägung zwischen den Interessen der von 
der Ungleichbehandlung betroffenen Personengruppen und dem Kollektivinteresse. 
Hierbei überwiegen die Interessen der Opfer hinsichtlich ihres Rechtes auf Gleichbe-
handlung und der damit verbundenen Freiheitsrechte. Das Allgemeininteresse der na-
tionalsozialistischen Diktatur kann nicht ausschlaggebend sein. 

Abschließend könnte ein übergeordneter Verstoß gegen das Willkürverbot vorliegen, 
wenn neben der Verfolgung eines unzulässigen Zweckes die eingesetzten Mittel un-
verhältnismäßig sind, sachfremde Erwägungen eingeflossen sind oder dem Benachtei-
ligten ein unverhältnismäßiger Nachteil erwachsen ist. Der unzulässige Zweck lag in 
der Verfolgung der eugenischen Zielsetzungen durch die Ausmerzung von minderwer-
tigem Erbgut. Die eingesetzten Mittel umfassten die Zwangssterilisationen. Diese wa-
ren weder erforderlich noch verhältnismäßig im engeren Sinn. Der unverhältnismäßige 
Nachteil bei den Betroffenen zeigte sich in der durch die Sterilisation verursachten Un-
fruchtbarkeit. 

Zusammenfassend liegt eine Ungleichbehandlung zwischen den erbkranken und erb-
gesunden Personen vor, die weder durch ein legitimes öffentliches Interesse noch 
durch die Verhältnismäßigkeit gerechtfertigt ist. Darüber hinaus zeigt sich ein Verstoß 
gegen das Willkürverbot, da wesentlich Gleiches ohne einen gewichtigen Grund un-
gleich behandelt wurde. Eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung besitzt andere 
Rechtsfolgen als ein verfassungswidriger Eingriff in ein Freiheitsrecht. Der Eingriff in 
das Freiheitsrecht muss faktisch rückgängig gemacht werden. Dagegen kann die Un-
gleichbehandlung verschieden behoben werden. In der Regel gibt es keine Ungültig-
keitserklärung, sondern nur eine Unvereinbarkeitserklärung. Der Gesetzgeber hat die 
Wahl, wie er die Ungleichbehandlung beseitigt. 
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6.1.6 Verhältnis zu den anderen Vorschriften des Grundgesetzes 

Der § 6 GzVeN regelt die Zusammensetzung der Sterilisationsgerichte. Diese Rege-
lung könnte zu dem Art. 97 Abs. 1 GG in einem Widerspruch stehen, da die Richter 
unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen sind. Die hier garantierte richterliche Un-
abhängigkeit, die die Richter zu spezifischen Amtsträgern macht, gehört zu den tra-
genden Grundsätzen des Verfassungsrechtes . Sie soll die rechtsprechende Gewalt 88

gegen die Eingriffe der Legislative und der Exekutive schützen . Bei der richterlichen 89

Unabhängigkeit wird zwischen der persönlichen und der sachlichen Unabhängigkeit 
unterschieden. Die persönliche ergibt sich insbesondere aus einer angemessenen Be-
soldung, der Lebenszeitstellung und der grundsätzlichen Unversetzbarkeit an ein ande-
res Gericht. 

Die sachliche Unabhängigkeit bedeutet, dass die Richter in ihren richterlichen Tätigkei-
ten nicht an Weisungen gebunden sind . Diese Unabhängigkeit erstreckt sich sowohl 90

auf den Bereich der materiellen Rechtsprechung im Sinne von Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG, 
als auch auf solche Aufgaben, die der Gesetzgeber den Richtern gerade im Hinblick 
auf ihre Unabhängigkeit übertragen hat. Allerdings waren die Richter der Erbgesund-
heit keineswegs unabhängig. Sie handelten nach den nationalsozialistischen Grund-
überzeugungen und fassten ihre Urteile dementsprechend. Hierbei ist hervorzuheben, 
dass die Mehrheit der damaligen Richter Mitglieder in der NSDAP waren. So wandelte 
sich die richterliche Unabhängigkeit in eine nationalsozialistische und radikale Recht-
sprechung, in der hinsichtlich der Erbgesundheit gnadenlose Sterilisationsbeschlüsse 
gefasst wurden. So schrieben die zeitgenössischen Autoren, dass die braunen Richter 
blutrote Roben trugen . 91

Die folgenreichste nationalsozialistische Innovation bestand darin, dass die Ärzte zu 
Richtern wurden. Was die Krankheit und das Erbe betraf, waren die bestehenden Juris-
ten lediglich Laienrichter. Als die wahren Fachmänner galten die eugenischen Ärzte. In 
den Sterilisationsgerichten waren die Ärzte als sachverständige Richter oder ärztliche 
Mitrichter tätig. Der Amtsarzt nahm die Rolle des Staatsanwaltes ein und wurde gele-
gentlich außerhalb des Verfahrens als Henker bezeichnet. Die Ärzte, die eine chirurgi-
sche Sterilisation durchführten, wurden als Nachrichter benannt. Neben der Macht ge-
genüber den Patienten, die ihr Selbstverständnis prägte, wurde den Ärzten die Macht 
der Rechts-Sprechung  zuteil. 92

 Vgl. Hesselberger: Das Grundgesetz. Kommentar für die politische Bildung, 2003, S. 330.88

 Vgl. BVerfG, Urteil vom 14. Juli 2016, AZ: 661/16, Juris, RN: 14.89

 Vgl. BVerfG, Urteil vom 17. Dezember 1953, AZ: 3 213/224, Juris, RN: 37.90

 Vgl. Denk: Sterilisationspolitik im Nationalsozialismus. Von den Vorläufern bis zur planmäßigen, zwanghaften 91

Durchführung, 1991, S. 42.

 Vgl. Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Geschlechterpolitik, 2010, 92

S. 211.
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Die Entscheidung über die Fortpflanzung wurde zu einer forensischen Materie erklärt 
und von einem juristischen und zwei ärztlichen Richtern gefällt. Diese Entscheidung 
wurde insbesondere deshalb der Justiz anvertraut, um in der Öffentlichkeit bei den Be-
troffenen und gegenüber den Regierungen im Ausland dem Verdacht auf rechtlose 
Willkür, offene Barbarei und Missbrauch begegnen zu können. Das Unrecht sollte als 
Recht erscheinen, konkreter als Rassenrecht zum Grundsatz der nationalsozialisti-
schen Justiz. Dass aber diejenigen, über die gerichtet wurde, aufgrund ihrer psychi-
schen Konstitution strafrechtlich nicht zu belangen waren, wurde durch die freiwillige 
Gerichtsbarkeit gelöst. Einerseits sollte dies den Protest einiger Betroffener gegen ihre 
Gleichsetzung mit den Straftätern entkräften. Auf der anderen Seite ist das Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit weit formloser als das der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit. 
Das Verfahren nach der freiwilligen Gerichtsbarkeit ermöglichte den Erbgesundheits-
richtern einen größeren Einfluss durch weitergehende Kompetenzen. Diesbezüglich 
durften die Richter die notwendigen Ermittlungen anstellen. Sie konnten die Zeugen 
und Sachverständige vernehmen sowie das persönliche Erscheinen und die ärztliche 
Untersuchung des Unfruchtbarzumachenden anordnen. Dieses formelle Recht wurde 
als Mittel zum Zweck großzügig angewandt. Die gemäß § 8 S. 1 GzVeN freie Überzeu-
gung der Richter kann nur begrenzt als frei betrachtet werden, da deren Überzeugung 
durch das nationalsozialistische Gedankengut geprägt war. Seit 1934 veranstalteten 
die Reichsministerien des Innern und der Justiz Schulungskurse für Richter und Amts-
ärzte. Vor allem wurde geschult, in einer bestimmten Weise zu denken, die der juristi-
schen Tradition fremd war. Demnach musste sich der Richter stets die Bedeutung ei-
nes Erbkranken für die Zerstörung der Volksgesundheit vergegenwärtigen . 93

In diesem Rahmen kann das Sterilisationsgesetz hinsichtlich der gerichtlichen Rege-
lungen nicht mit dem Art. 20 Abs. 3 GG zu vereinbaren sein. Nach dieser Festlegung 
ist die Rechtsprechung an Gesetz und Recht gebunden. Dies schließt eine Bindung 
der Justiz an Unrecht oder ideologische Vorstellungen aus. Die Menschen galten nicht 
als Träger von subjektiven Rechten. Es rangierten sich das Gemeinwohl vor dem Ei-
genwohl der Bürger und die wertvollen Erbgüter vor den als biologisch minderwertig 
definierten Gruppen. Dieser Charakter der Sterilisationsgerichtsbarkeit kennzeichnete 
auch die nationalsozialistische Rechtsprechung und die gesamte Transformation der 
Justiz. Verwirklicht werden sollte dieses Recht durch eine Auslese der Richter. Generell 
bedeutete dies, dass die Entscheidungen über das Wohl einer Rasse bzw. eines Vol-
kes nicht durch irgendjemanden getroffen werden konnten, sondern einzig durch die 
verantwortungsbewussten Vertreter dieses Volkes. Es richteten solche, deren Nach-
wuchs erwünscht war, über solche, deren Nachwuchs unerwünscht war. Da die Richter 
daher nicht dem Gesetz und Recht unterworfen waren, sondern einer rechtsradikalen 
Grundidee, liegt ein Verstoß gegen Art. 20 Abs. 3 GG vor. 

 Vgl. Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Geschlechterpolitik, 2010, 93

S. 215.
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Der Grundsatz der Öffentlichkeit von Gerichtsverfahren stellt eine Prozessmaxime dar. 
Zwar ist der Öffentlichkeitsgrundsatz kein Verfassungsgrundsatz und nicht unmittelbar 
der Bestandteil eines grundgesetzlichen Artikels. Jedoch wird dieser als eine grundle-
gende Einrichtung des heutigen Rechtsstaates angesehen . Weiterhin stellt es einen 94

Ausfluss des Art. 20 Abs. 2 GG dar. Demnach geht alle Staatsgewalt von dem Volk 
aus. Sie wird vom Volk insbesondere durch die Rechtsprechung ausgeübt. Eine Ge-
richtsverhandlung ist nur dann öffentlich, wenn beliebige Zuhörer die Möglichkeit des 
Zutrittes haben . Dazu gehören die Informationen über die Verhandlung, die regelmä95 -
ßig durch Aushänge in dem Gericht kenntlich gemacht werden. Zudem muss der tat-
sächliche Zutritt zu dem Verhandlungsraum möglich sein. 

Gemäß § 7 Abs. 1 GzVeN sind die Verfahren vor den Sterilisationsgerichten nicht öf-
fentlich. Durch diese Festlegung wurden die am Verfahren beteiligten Personen, insbe-
sondere die Sterilisationsrichter und die Ärzte, geschützt. Weiterhin wurde eine Aus-
einandersetzung mit der Bevölkerung vermieden. Durch den Umstand, dass die Ge-
richtsverfahren geschlossen verliefen, wurde der Entstehung von Widerständen entge-
gengewirkt. Lediglich unter besonderen Umständen ist die Öffentlichkeit bei den Ver-
fahren ausgeschlossen, wenn ein rechtliches Interesse an einer privaten Verhandlung 
glaubhaft gemacht werden kann. Fraglich ist, welche Personen ein gewichtiges Inter-
esse an der Nichtöffentlichkeit der Verhandlung glaubhaft gemacht hätten. Da die 
meisten Fälle der Sterilisationen unter Zwang und Indoktrination ausgeführt wurden, 
wurde das Interesse nicht durch die Opfer glaubhaft gemacht. Im Gegenteil erwünsch-
ten sich diese Personen eine öffentliche Verhandlung, da diese auf den Beistand der 
Bevölkerung und somit eventuell auf eine negative Entscheidung hinsichtlich des Ein-
griffes hofften. 

Ferner widersprechen die geschlossen Verhandlungen ihrem eigentlichen Zweck. Ob-
wohl mit diesen Verhandlungen eine öffentliche Materie verfolgt wurde, verliefen die 
Verhandlungen privat. Dadurch wird ersichtlich, dass die gerichtlichen Verfahrens-
grundsätze lediglich dem Schutz der Richter und der eugenischen Ärzte dienten. Die 
damalige Argumentation, dass es sich um intime und persönliche Sachverhalte hande-
le, erscheint widersinnig, da die Justiz die natürliche Person nicht als einen Rechtsträ-
ger anerkannte. Demnach liegt ein Verstoß gegen den Grundsatz vor, da die Verhand-
lungen geschlossen abliefen, ohne dass dafür ein gewichtiges Interesse bestand. Im 
Zuge dessen wurden nach § 15 Abs. 1 GzVeN die an dem Verfahren oder an der Aus-
führung des chirurgischen Eingriffes beteiligten Personen zu einer Verschwiegenheit 
verpflichtet. Dies stellt einen Ausfluss der Nichtöffentlichkeitsklausel der gerichtlichen 
Verfahren dar. Um dieser Regelung Nachdruck zu verleihen, wurden die unbefugten 
Zuwiderhandlungen gegen die Schweigepflicht mit einer Strafe statuiert. 

 Vgl. BGH, Urteil vom 23. Mai 1956, AZ: 6 14/56, Juris, RN: 45.94

 Vgl. BGH, Urteil vom 10. November 1953, AZ: 5 445/53, Juris, RN: 23.95
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6.2 Bürgerliches Gesetzbuch 

Die damalige Anwendung des GzVeN könnte gegen die privatrechtlichen Regelungen 
verstoßen. Der § 1631 c) BGB bildet ein generelles Sterilisationsverbot für Kinder. Das 
BGB versteht unter dem Kinderbegriff alle Personen, die noch nicht volljährig sind. 
Ebenso regelte das GzVeN die Sterilisation von minderjährigen Personen. Nach Art. 1 
Abs. 3 S. 1 der 1. AVO GzVeN sollte die Unfruchtbarmachung nicht vor der Vollendung 
des zehnten Lebensjahres vorgenommen werden. Im Umkehrschluss waren Sterilisa-
tionen bei Kindern, die bereits zehn Jahre alt waren, erlaubt. Weiterführend durfte der 
Eingriff bei Jugendlichen nach Art. 6 Abs. 5 S. 2 der 1. AVO GzVeN unter der Anwen-
dung von unmittelbaren Zwang nicht vor der Vollendung des 14. Lebensjahres ausge-
führt werden. Dies korreliert mit den heutigen Regelungen der verbotenen Kindersterili-
sationen. 

Aus der Regelung folgt, dass die volljährigen Personen das grundsätzliche Anrecht auf 
die Durchführung einer Unfruchtbarmachung besitzen. Bei diesen Personen wird zwi-
schen den einwilligungsfähigen und den nicht einwilligungsfähigen Patienten unter-
schieden. Die bedeutendere Fallgruppe bezieht sich auf die einwilligungsunfähigen 
Personen. Seit dem Januar 1992 existiert für diese Gruppe ein Betreuungsrecht, wel-
ches die Frage der Sterilisation von behinderten Menschen regelt . Grundsätzlich ist 96

dieser Sterilisationseingriff gemäß § 1905 BGB möglich. Hiernach kann der Betreuer 
einer Sterilisation insbesondere zustimmen, wenn die Sterilisation dem Willen des Be-
treuten nicht widerspricht und der Betreute auf Dauer einwilligungsunfähig bleiben wird. 
Hingegen waren die damaligen Voraussetzungen beschränkter. So genügten das ärzt-
lich festgestellte Vorliegen einer Erbkrankheit und ein endgültiger Beschluss des Steri-
lisationsgerichtes. Die wichtigste heutige Anforderung liegt in der Vereinbarkeit mit dem 
Willen des Betreuten. Dies schließt die Zulässigkeit von jeglichen Zwangssterilisatio-
nen aus. 

Gemäß § 1905 Abs. 2 BGB darf der Eingriff erst zwei Wochen nach dem rechtskräfti-
gen Eintritt der gerichtlichen Genehmigung durchgeführt werden. Hierfür ist eine Me-
thode zu wählen, die eine spätere Wiederherstellung der Fortpflanzungsfähigkeit er-
möglicht. Weiterführend ist vorgesehen, dass der einwilligungsunfähige Volljährige ne-
ben dem gesetzlichen Betreuer einen zusätzlichen Sterilisationsbetreuer bestellt be-
kommen soll. Während der Sterilisationspolitik wurden diese Regelungen bewusst 
nicht entwickelt und praktisch herangezogen. Die damalige Justiz kannte eine umfäng-
liche Vormundschaftsgerichtsbarkeit für betreuungsbedürftige Personen nicht. Die Ste-
rilisationen verliefen endgültig und schlossen eine erneute Fortpflanzungsfähigkeit aus. 
Dies zeigt sich in der zweiten Gesetzesänderung, da die betroffenen Personen durch 
Bestrahlungen sterilisiert wurden. Durch die Unfruchtbarmachung wurde auch jegliche 
Form der geschlechtlichen Funktion ausgelöscht. 

 Vgl. Palandt: Bürgerliches Gesetzbuch, 2018, RN: 983.96
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6.3 Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht 

Offiziell sichern die Vereinten Nationen jedem Menschen das Recht auf Leben, Sicher-
heit der Person und Freiheit zu. Dies stellt das übergeordnete Recht zu den grundge-
setzlichen Freiheitsrechten nach Art. 2 Abs. 2 GG dar. Da in der Grundrechtsprüfung 
Verstoße gegen das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit sowie die Freiheit 
der Person festgestellt wurden, liegt auch eine Verletzung der Menschenrechte vor. 
Weiterführend sichert die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (Abk.: 
GRCh) in dem ersten Artikel, dass die Würde des Menschen unantastbar ist. Gemäß 
Art. 2 Abs. 1 GRCh hat jede Person das Recht auf Leben. In dem Art. 3 Abs. 1 GRCh 
wird jeder Person das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit zugesichert. 
Hierbei handelt es sich um europarechtliche Ausflüsse der grundrechtlichen Freiheits-
rechte, die für den Geltungsbereich der Europäischen Union Anspruch auf Einhaltung 
erheben. 

Der Art. 3 Abs. 2 GRCh beinhaltet eine speziellere Festlegung. Im Rahmen der Medizin 
und der Biologie muss insbesondere beachtet werden, dass die freie Einwilligung der 
betroffenen Person nach einer vorherigen Aufklärung den gesetzlichen Modalitäten 
entspricht. Demnach scheitern die Festlegungen des Erbgesundheitsgesetzes hinsicht-
lich einer erzwungenen Sterilisation an dieser Regelung. Dies bekräftigt die Festle-
gung, dass ein Verbot von eugenischen Praktiken besteht und insbesondere derjeni-
gen Anwendungen, welche die Selektion von Personen zum Ziel haben. Diesbezüglich 
trägt die Charta eine Verantwortung aus der Zeit der nationalsozialistischen Diktatur, 
indem die Ausführung von den erbgesundheitlichen Maßnahmen ausgeschlossen ist. 
Gegen diese Regelungen der Vereinten Nationen und der Europäischen Union ver-
stößt das Erbgesundheitsgesetz, da sowohl Freiheits- und Gleichheitsrechte verletzt 
als auch eugenische Praktiken angewandt wurden. 

Als Konklusion der juristischen Betrachtung des GzVeN und vereinzelt der Ausfüh-
rungsverordnungen lässt sich feststellen, dass die damaligen Rechtsgrundlagen nicht 
mit den Regelungen der Verfassung zu vereinbaren sind. Hinsichtlich der Freiheits-
rechte liegen Verstoße gegen den Grundsatz der Menschenwürde, das Recht auf Le-
ben und körperliche Unversehrtheit, die Freiheit der Person sowie den Schutz von Ehe 
und Familie vor. Weiterhin verletzt das Erbgesundheitsgesetz das Recht auf Gleichbe-
handlung und das Willkürverbot. In diesem Sinne ist die Bezeichnung des Erbgesund-
heitsgesetzes als Unrechtsgesetz gerechtfertigt, da die Rechtsgrundlagen verfas-
sungswidriger Natur sind. Dies zeigt sich in den Verletzungen elementarer und grund-
gesetzlich geschützter Freiheiten und Gleichheiten sowie in der Tatsache, dass weiter-
führende grundgesetzliche Regelungen nicht eingehalten wurden. Dahingehend stehen 
das Gesetz und seine Rechtsverordnungen in einem Widerspruch zu den Grundsätzen 
rechtsstaatlichen Handelns. Dies zeigt sich in den Rechtsfolgen, indem die Opfer stig-
matisiert und kategorisch entrechtet wurden. 
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6.4 Aufhebungs- und Nichtigkeitsproblematik 

Nach dem 08. Mai 1945 wurde das GzVeN nicht durch die Kontrollratsgesetze aufge-
hoben. Während der Tätigkeit der Kontrollratsdirektorate zur Bereinigung des deut-
schen Rechtes wurde das Gesetz behandelt. Charles Fahy als Chef der Legal Devision 
sprach sich für die Aussetzung des Gesetzes bis zu einem Zeitpunkt aus, zu dem des-
sen Anwendung eventuell wieder in dem öffentlichen Interesse läge . In den Nürnber97 -
ger Juristenprozessen wurde es zugunsten der Angeklagten sogar als vernünftigerwei-
se diskutierbar bezeichnet . 98

So rettete sich ein Großteil der nationalsozialistischen Gesetzgebung, inklusive dem 
Erbgesundheitsgesetz, in die neue Bundesrepublik. Erst im Jahr 1974 beschloss der 
Deutsche Bundestag, das GzVeN außer Kraft zu setzen, soweit es als Bundesrecht 
fortgalt. Am 07. Februar 1986 stellte das Amtsgericht Kiel fest, dass das Erbgesund-
heitsgesetz der Verfassung widersprach und gemäß Art. 123 Abs. 1 GG nach dem 
Krieg nicht weiter galt . Im Folgenden nahm der Elfte Deutsche Bundestag eine Be99 -
schlussempfehlung des Rechtsausschusses an . Der Deutsche Bundestag war ent100 -
schlossen, in einem Gesetzesentwurf festzustellen, dass die gerichtlichen Sterilisati-
onsentscheidungen aufzuheben sind. So wurde am 25. August 1998 das Gesetz zur 
Aufhebung nationalsozialistischer Unrechtsurteile in der Strafrechtspflege verabschie-
det. 

Zwar trat am 18. Juni 1974 das GzVeN außer Kraft, jedoch wurde es nicht aufgehoben. 
Das Inkrafttreten und Außerkrafttreten eines verkündeten Gesetzes sind ein Teil der 
normativen Regelungen. Sie sind nicht die Bestandteile des Gesetzgebungsverfah-
rens. Mit dem Inkrafttreten beginnt die Wirksamkeit eines Gesetzes und mit dem Au-
ßerkrafttreten endet diese. Obwohl das Erbgesundheitsgesetz außer Kraft trat, existiert 
es noch. Es entfaltet lediglich keine Wirksamkeit. Daher ist das Sterilisationsgesetz 
rechtlich noch existent, auch wenn es nicht zur Anwendung kommen darf. Die Frage, 
wann ein Gesetz außer Kraft tritt, ist unabhängig von der Frage, ob ein Gesetz recht-
lich existent ist. Daher ist ein außer Kraft getretenes Gesetz nach wie vor existent, bis 
es förmlich aufgehoben wird. Selbst wenn von ihm keine rechtlichen Wirkungen aus-
gehen, hat der Gesetzgeber die Verantwortung dafür, dass das Gesetz als ein Be-
standteil der objektiven Rechtsordnung noch existiert. Es liegt ausschließlich in dessen 
Hand, die Existenz und die politischen Wirkungen des Gesetzes durch dessen Aufhe-
bung zu beseitigen. 

 Vgl. Etzel: Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, 1992, S. 133.97

 Vgl. Römer: Demokratie und Recht, 1980, S. 355.98

 Vgl. Amtsgericht Kiel, Urteil vom 07. Februar 1986, AZ: 4 XIII 1/85, Juris, RN: 45.99

 Vgl. Deutscher Bundestag: Bundestagsdrucksache 11/1714, 1988, S. 3.100
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Weiterführend sind eine ausdrückliche Nichtigkeitsfeststellung und -erklärung erforder-
lich. Die dringende Notwendigkeit ergibt sich aus dem Umstand, dass lange Zeit zwei-
felhaft war, ob das Gesetz nach 1945 wirksam sei . Mehrere Jahrzehnte nach dem 101

Zweiten Weltkrieg wurde es als verfassungsmäßig und somit wirksam angesehen. Die 
Nichtigkeitserklärung des Gesetzes wurde bereits von mehreren Parteien verlangt. Je-
doch wurde dies von dem Bundesministerium der Justiz als verfassungsrechtlich unzu-
lässig abgelehnt . Eine Nichtigkeitserklärung des Gesetzes ist verfassungsrechtlich 102

zulässig und geboten. Die Normen des GzVeN sind als typisch nationalsozialistisches 
Unrecht verfassungswidrig, weil sie Grund- und Menschenrechte verletzen. Für die 
Feststellung der Nichtigkeit ist der Bund zuständig, da die Länder diesbezüglich keine 
Gesetzgebungskompetenz besitzen, vgl. Art. 123 und 125 GG. Demnach ist es möglich 
und notwendig, dass der Bund die Nichtigkeit feststellt und damit verdeutlicht, dass 
dieses Gesetz nicht mehr ein Bestandteil des Rechtes der Bundesrepublik ist. Der 
Bund ist zur Feststellung zuständig, weil das Sterilisationsgesetz im Falle seiner Ver-
fassungsmäßigkeit nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 19 GG Bundesrecht wäre. Zu-
sammenfassend fanden eine ausdrückliche Aufhebung und Feststellung der Unverein-
barkeit sowie Nichtigkeit des GzVeN bisher nicht statt. Dies ist aber anzustreben. Das 
Gesetz trat lediglich außer Kraft. Allerdings wurden die auf dem Gesetz beruhenden 
Entscheidungen aufgehoben. 

6.5 Entschädigungsproblematik  103

In den ersten Jahrzehnten nach dem Krieg wurde die Entschädigung vorwiegend unter 
dem Gesichtspunkt behandelt, ob das Sterilisationsgesetz ein typisch nationalsozialis-
tisches Gesetz sei. Es wurde der Frage nachgegangen, ob es ein legislatives Unrecht 
enthält, dessen Anwendung zu einer Wiedergutmachung verpflichtet. Hierzu führte der 
Deutsche Bundestag am 07. Februar 1957 aus: „Das Gesetz zur Verhütung erbkran-
ken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 ist kein typisch nationalsozialistisches Gesetz, 
denn auch in demokratisch regierten Ländern z. B. Schweden, Dänemark, Finnland 
und in einigen Staaten von Amerika bestehen ähnliche Gesetze. Grundsätzlich gewährt 
das Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Abk.: BEG) Entschädigungsleistungen nur an die Verfolgten des nationalsozialisti-
schen Regimes’ und in wenigen Ausnahmefällen an die Geschädigten, die durch be-
sonders schwere Verstöße gegen rechtsstaatliche Grundsätze Schäden erlitten 
haben.“ . Aus dieser Einordnung folgt, dass die Opfer des Sterilisationsgesetzes zu104 -
mindest nach dem BEG keinen Anspruch auf eine Entschädigung besitzen. Gemäß § 1 
Abs. 1 BEG ist Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung, wer aus Gründen der poli-

 Vgl. Deutscher Bundestag: Bundestagsdrucksache 13/10284, 1998, S. 4.101

 Vgl. Deutscher Bundestag: Bundestagsdrucksache 13/9747, 1998, S. 11.102

 Vgl. Anhang 18.103

 Deutscher Bundestag: Plenarprotokoll 2/191, 1957, S. 10876 (A).104
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tischen Gegnerschaft gegen den Nationalsozialismus oder aus Gründen der Rasse, 
des Glaubens oder der Weltanschauung durch nationalsozialistische Gewaltmaßnah-
men verfolgt worden ist und hierdurch einen Schaden erlitten hat. Somit sah das Ge-
setz das Vorliegen von Wiedergutmachungsleistungen nicht für alle Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung vor. Diese Ausgrenzung wurde bewusst und vorsätzlich ge-
troffen. Eine Lösung im Sinne einer Generalklausel, nach der jeder durch nationalso-
zialistisches Unrecht verursachte Schaden zu ersetzen wäre, wurde vom Bundesge-
setzgeber abgelehnt . 105

Die Auffassung, dass das GzVeN kein typisch nationalsozialistisches Gesetz sei, wur-
de von der Rechtsprechung und dem Schrifttum nahezu einheitlich unter Berufung auf 
die Entstehungsgeschichte und die Gesetzgebung anderer Staaten geteilt . Hingegen 106

umfasst der Regelungsbereich des § 1 Abs. 1 BEG jedoch die zwangssterilisierten 
Personen, da es sich um Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung aus Gründen der 
Rasse handelt. Dies ist in einer weiteren Auslegung zu betrachten, indem die Personen 
als Nichtangehörige der arischen Rasse und als Menschen zweiter Klasse kategorisiert 
wurden. Bezug nehmend auf die Grundrechtsprüfung erlitten die Personen durch die 
Verfolgung insbesondere Schäden an Leben, Körper, Gesundheit und Freiheit. Durch 
diese Differenzierung könnte ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz vorliegen, 
wenn unter den Opfern Entschädigungen gezahlt und andere verfolgte Personen ent-
schädigungsrechtlich nicht anerkannt werden. Eine Aufnahme der sterilisierten Opfer in 
den Regelungsbereich des Entschädigungsgesetzes würde Achtung und Mitgefühl 
symbolisieren und dem eigentlichen Sinn des Gesetzes entsprechen, indem das Un-
recht eine Wiedergutmachung erfährt. Die vorhergehenden Überlegungen der Kapitel 
6.4 und 6.5 finden ihren Ausfluss in der Petition, die in dem Anhang 19 niedergelegt ist. 

7 Ethische Betrachtung 

7.1 Widerstand gegen die Zwangssterilisationen 

Die wenigen Betroffenen, die sich organisieren konnten, leisteten öffentlich Widerstand. 
Die Tauben und Taubstummen protestierten gegen das Sterilisationsgesetz mit dem 
Hinweis, dass auch unter den Gehörlosen wertvolle Menschen seien . Die Reichs107 -
fachgemeinschaft zur Bekämpfung des Alkoholismus’ plädierte für eine differenzierte 
Behandlung der Alkoholiker, da es verschieden ausgeprägte Formen von Alkoholsucht 
gäbe und die Erblichkeit von Alkoholismus erst bewiesen werden müsse. Oft erfolgte 
der Widerstand der einzelnen Betroffenen nicht gegen die Sterilisation selbst, sondern 
gegen die Degradierung ihres menschlichen Wertes. 

 Vgl. Scheulen: Ausgrenzung der Opfer - Eingrenzung der Täter, 2002, S. 46.105

 Vgl. Oberverwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 12. Mai 1953, AZ: III B 215/52, Juris, RN: 23.106

 Vgl. Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Frauenpolitik, 1986, S. 107
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Als einen wichtigen Grund für den Widerstand führten die Opfer die berechtigte Sorge 
an, dass ihre Kinder ebenfalls sterilisiert werden. Ferner befürchteten die Betroffenen, 
dass ihnen finanzielle Zuschüsse aufgrund ihrer Erbkrankheit verweigert werden könn-
ten. Viele katholische Sterilisationskandidaten beriefen sich auf ihren Glauben und ihr 
Gewissen. Dies blieb den evangelischen Betroffenen versagt, da die protestantische 
Kirche das Gesetz befürwortete. Meist waren es die Angehörigen, die für ihre Verwand-
ten protestierten. Allerdings erhielten diese Proteste kein Gehör. Im Gegenteil wurden 
die Fürbitter nun selbst auf ihren Erbwert überprüft. Der Protest der Angehörigen diente 
als eine Bestätigung für die Sterilisationsanhänger, dass die Erbkrankheit und die Min-
derwertigkeit vorlagen. 

Ebenso gab es außerhalb der Betroffenen einige Personen, die mit der Sterilisations-
politik nicht einverstanden waren. Oftmals wurden diese Personen als Sterilisationspro-
testler bezeichnet . Innerhalb der Ärzteschaft gab es vereinzelte Gegner des Re108 -
gimes. Die Ärzte hielten sich aber mit einer öffentlichen Kritik aus Angst, ihre wirtschaft-
liche Existenz zu verlieren, zurück. Sie setzten sich auf andere Weisen für ihre Patien-
ten ein. Während einige Ärzte Krankenberichte fälschten, gingen andere zum Einkauf 
von Medikamenten in eine anonyme Großstadt anstatt in eine Kleinstadtapotheke . 109

Die Lehrer setzten sich für ihre ehemaligen Schüler ein, Bürgermeister und Pfarrer für 
ihre Gemeindemitglieder sowie Pfleger für ihre Schutzbefohlenen. Allerdings blieb der 
Einsatz oft nicht ungestraft. Den Vormündern und Pflegern wurde die Vormund- bzw. 
Pflegschaft entzogen. Die Lehrer wurden mit einer Entlassung bedroht. 

7.2 Religiöse und zeitgenössische Auffassungen 

Die Christen glauben, dass jeder einzelne Mensch das Ebenbild Gottes ist. Für sie gibt 
es kein menschliches Leben, das nicht lebenswert ist. Nicht die Gesundheit macht das 
Leben lebenswert, sondern die Tatsache, dass das Leben eine Gabe Gottes ist . Das 110

Menschenleben ist in sich wertvoll, unersetzbar und unverfügbar. Jeder besitzt vor Gott 
und den anderen Menschen einen eigenen Wert und Sinn. Daher ist der Mensch die 
Kreatur, die Gott um ihrer selbst willen gewollt hat. Diese Auszeichnung ist unverlierbar, 
ganz gleich wie der Mensch beschaffen ist und was mit ihm geschieht. Demnach hat 
niemand über den Wert oder den Unwert eines anderen menschlichen Lebens zu be-
finden. Niemand kann das Recht beanspruchen, andere an der eigenen Vorstellung 
vom Wert oder vom Unwert des Lebens zu messen . 111

 Vgl. Hager: Der gegenwärtige Stand der Frage der Sterilisierung Minderwertiger in Deutschland, 1934, S. 17.108

 Vgl. Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Frauenpolitik, 1986, S. 109

290.

 Vgl. Kongregation für die Glaubenslehre: Instruktion über die Achtung vor dem beginnenden menschlichen 110

Leben und die Würde der Fortpflanzung, 1987, verfügbar unter: http://www.vatican.va/roman_curia/congregati-
ons/cfaith/documents/rc_con_cfaith_doc_19870222_respect-for%20human-life_ge.html, Stand vom 26. Februar 
2020, um 12:00 Uhr.

 Vgl. Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland: Gemeinsame Erklärung, 1989, verfügbar unter: https://ww111 -
w.ekd.de/gottistfreund_1989_welcome.html, Stand vom 26. Februar 2020, um 12:13 Uhr.
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Während seiner Amtszeit warnte Papst Johannes Paul II.: „Wäre es zulässig, aufgrund 
eines von außen gefällten Urteils über die Lebenswürdigkeit eines Subjektes je nach 
Lebensqualität zu entscheiden, führte das in die zwischenmenschlichen Beziehungen 
ein diskriminierendes und eugenisches Prinzip ein.“ . Es beruht auf einer vermesse112 -
nen menschlichen Selbstüberschätzung, bestimmte Erscheinungsformen des Lebens 
als nicht lebenswert zu kennzeichnen. Moraltheologisch ist die Einteilung in lebenswer-
tes und nicht lebenswertes Leben unhaltbar. Vor allem aber steht die Abwertung des 
Lebens gegen die christliche Moral, aber auch gegen die Moral von Menschen mit ei-
ner säkularen Einstellung. 

Dahingehend betont der Deutsche Ethikrat, dass ein Maßstab für den Wert des Lebens 
undenkbar ist . Die Würde des Menschen kommt als innerer und zugleich sozialer 113

Wert- und Achtungsanspruch dem Menschen um seinetwillen zu. An einem Maßstab 
gemessen zu werden, beraubt den Menschen seiner Würde und degradiert ihn zu ei-
nem Objekt. Eine Abstufung, die zwischen gesunden, kranken und sterbenden Men-
schen nach dem Wert ihres Lebens unterscheidet, ist dem GG fremd. Alle Erschei-
nungsformen menschlichen Lebens stehen unter dem gleichen Schutz der Rechtsord-
nung. Diese Auffassung vertrat auch Dr. Michael Wunder in dem Interview, welches in 
dem Anhang 20 zu finden ist. Die religiöse und ethische Betrachtung zeigt auf, dass 
das Erbgesundheitsgesetz hinsichtlich seiner Regelungen und Rechtsfolgen nicht mit 
diesen Lehren zu vereinbaren ist. 

8 Abschließende Worte 
„Ich sehe heute noch die Narkose-Schwester über mich gebeugt. Da kriegt man diese 
Spritze und ich wache dann wieder auf und höre immer noch nicht, dass ich zwangs-
sterilisiert worden bin. Das habe ich von einer Mitpatientin erfahren. Da war ich natür-
lich total, total verzweifelt.“  Mit dieser Aussage verdeutlichte Dorothea Buck als eines 114

der vielen Opfer der nationalsozialistischen Zwangssterilisationen die prekären Folgen 
dieser Eingriffe. Dorothea Buck war 19 Jahre alt, als die Ärzte bei ihr eine schizophre-
ne Psychose diagnostizierten. Hinsichtlich der eugenischen Vorgaben galt sie als geis-
teskrank behindert und generell erbkrank. Für ihre und andere Sterilisationen während 
der nationalsozialistischen Diktatur bildete das Erbgesundheitsgesetz eine zentrale 
rechtliche Grundlage. Daher wurden die Rechtsgrundlagen für die Zwangssterilisatio-
nen sowohl aus einer juristischen als auch ethischen Perspektive betrachtet. Anhand 
dieser Betrachtungen lassen sich die folgende Kernsätze festhalten, die ihren Ausfluss 
in der Petition finden: 

 Deutsche Ausgabe des L’Osservatore Romano: Lebensunwertes Leben, 2004, S. 21.112

 Vgl. Deutscher Ethikrat: Hilfe durch Zwang? Professionelle Sorgebeziehungen im Spannungsfeld von Wohl 113

und Selbstbestimmung, 2018, S. 94.

 Buck: Dorothea Buck und ihr Einsatz für eine humane Psychiatrie, 2017, verfügbar unter: https://www.deutsch114 -
landfunk.de/aufarbeitung-des-nationalsozialismus-dorothea-buck-und-ihr.1148.de.html?dram:article_id=383045, 
Stand vom 03. März 2020, um 17:10 Uhr.
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I. Das Erbgesundheitsgesetz samt seiner Änderungen und erlassenen Verordnungen 
stellt ein Unrechtsgesetz dar, da es gegen zahlreiche Freiheits- und Gleichheits-
rechte, weitere Regelungen der Verfassung sowie andere Rechtsmaterien verstößt. 

II. Es handelt sich um ein Gesetz, welches einer Aufhebung bedarf. Die Notwendigkeit 
der Aufhebung ergibt sich aus dem Umstand, dass das Erbgesundheitsgesetz bis 
zu dem heutigen Stand lediglich außer Kraft gesetzt wurde. Die Aufhebung würde 
eine rechtliche Existenz unterbinden. Ferner handelt es sich um ein Gesetz, wel-
ches einer Nichtigkeitsfeststellung durch den Bund bedarf, um die Verfassungswid-
rigkeit zu verdeutlichen. 

III. Die Betroffenen der nationalsozialistischen Sterilisationspolitik gehören dem Adres-
satenkreis des BEG an und besitzen daher einen Anspruch auf Entschädigungs-
zahlungen auf dieser Grundlage. Damit gelten sie als Verfolgte des nationalsozialis-
tischen Regimes und bedürfen einer Anerkennung. 

Zu Beginn der nationalsozialistischen Diktatur wurde das GzVeN verabschiedet. Es 
führte zu wesentlichen Veränderungen in der Verwaltung, Justiz sowie auch in der da-
maligen Gesellschaft. So wirkten die Gesundheitsämter und Erbgesundheitsgerichte 
enthemmend, weil sie den Gedanken institutionalisierten, dass der Staat in die Rechte 
Einzelner eingreifen dürfe und scheinbar müsse. Im Zuge dessen wurde die Gesell-
schaft daran gewöhnt, dass die Verfolgung bestimmter Personenkreise legal und legi-
tim sei. Rückblickend bildete die Sterilisationspolitik die Vorstufe der späteren Eutha-
nasieverbrechen. Von den Gesundheitsämtern und den Sterilisationsgerichten führte 
der Weg insbesondere nach Auschwitz. So schuf die kontinuierliche und staatsoffizielle 
Herabsetzung von Menschen neue Möglichkeitsräume, die ab 1939 in einem offenen 
Mord mündeten. Eine tiefgreifende Bedeutung der sterilisationspolitischen Rechts-
grundlagen zeigt sich in der Tatsache, dass sie als eine Orientierung für den Erlass von 
späteren Reichsgesetzen dienten. Diese Gesetze konkretisierten und verschärften die 
ursprüngliche Idee des Sterilisationsgesetzes, die Ausmerzung von Minderwertigen. 

Ein Ausblick in die Zukunft soll den Abschluss der wissenschaftlichen Arbeit darstellen. 
Dahingehend erfolgt ein Appell an die Bundesregierung, dass die Petition eine Beach-
tung findet. Durch die historische Bürde ist die deutsche Bevölkerung dazu angehalten, 
Verantwortung zu tragen. Die geschichtlichen Erfahrungen sollen davon abschrecken, 
auch nur die Terminologie aus der dunklen Vergangenheit wieder aufzugreifen. Es 
bleibt zu hoffen, dass jede menschliche Existenz bedingungslos als lebenswert gilt. Die 
Menschen sind keine Erbsenpflanzen, die in ihrem Aussehen und ihren Eigenschaften 
durch die Mendel’schen Regeln verändert werden können. In den vergangenen 90 
Jahren hat sich das Wissen über die Vererbung erweitert. Vor allem haben die Men-
schen gelernt, dass die Vererbung nicht gesteuert werden kann. Entgegen der Auffas-
sung von Adolf Hitler in seiner Jugendrede ist es unwiderlegbar, dass eine Gesellschaft 
nicht gesund ist, die das Lebensrecht von Einzelnen nicht umfänglich schützt. 
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Anhang 1: Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. 
Juli 1933 

[aus dem Original übernommen] 

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

(1) Wer erbkrank ist, kann durch einen chirurgischen Eingriff unfruchtbar gemacht (ste-
rilisiert) werden, wenn nach den Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft mit einer 
großen Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass seine Nachkommen an schweren 
körperlichen oder geistigen Schäden leiden werden. 

(2) Erbkrank im Sinne dieses Gesetzes ist, wer an einer der folgenden Krankheiten 
leidet: 

 1. angeborenem Schwachsinn, 

 2. Schizophrenie, 

 3. zirkulärem (manisch-depressivem) Irresein, 

 4. erblicher Fallsucht, 

 5. erblichem Beitstanz (Huntingtonsche Chorea), 

 6. erblicher Blindheit, 

 7. erblicher Taubheit, 

 8. schwerer erblicher körperlicher Missbildung. 

(3) Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an einem schweren Alkoholismus 
leidet. 

§ 2 

(1) Antragsberechtigt ist derjenige, der unfruchtbar gemacht werden soll. Ist dieser ge-
schäftsunfähig oder wegen Geistesschwäche entmündigt oder hat er das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet, so ist der gesetzliche Vertreter antragsberechtigt; er 
bedarf dazu der Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes. In den übrigen Fällen 
beschränkter Geschäftsfähigkeit bedarf der Antrag der Zustimmung des gesetzli-
chen Vertreters. Hat ein Volljähriger einen Pfleger für seine Person erhalten, so ist 
dessen Zustimmung erforderlich. 

(2) Dem Antrag ist eine Bescheinigung eines für das Deutsche Reich approbierten Arz-
tes beizufügen, dass der Unfruchtbarzumachende über das Wesen und die Folgen 
der Unfruchtbarmachung aufgeklärt worden ist. 

(3) Der Antrag kann zurückgenommen werden. 
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§ 3 

Die Unfruchtbarmachung können auch beantragen 

1. der beamtete Arzt, 

2. für die Insassen einer Kranken-, Heil- oder Pflegeanstalt oder einer Strafanstalt der 
Anstaltsleiter. 

§ 4 

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Geschäftsstelle des Erbgesund-
heitsgerichtes zu stellen. Die dem Antrag zugrunde liegenden Tatsachen sind durch ein 
ärztliches Gutachten oder auf andere Weise glaubhaft zu machen. Die Geschäftsstelle 
hat dem beamteten Arzt von dem Antrag Kenntnis zu geben. 

§ 5 

Zuständig für die Entscheidung ist das Erbgesundheitsgericht, in dessen Bezirk der 
Unfruchtbarzumachende seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 

§ 6 

(1) Das Erbgesundheitsgericht ist einem Amtsgericht anzugliedern. Es besteht aus ei-
nem Amtsrichter als Vorsitzenden, einem beamtete Arzt und einem weiteren für das 
Deutsche Reich approbierten Arzt, der mit der Erbgesundheitslehre besonders ver-
traut ist. Für jedes Mitglied ist ein Vertreter zu bestellen. 

(2) Als Vorsitzender ist ausgeschlossen, wer über einen Antrag auf vormundschaftsge-
richtliche Genehmigung nach § 2 Abs. 1 entschieden hat. Hat ein beamteter Arzt 
den Antrag gestellt, so kann er bei der Entscheidung nicht mitwirken. 

§ 7 

(1) Das Verfahren vor dem Erbgesundheitsgericht ist nicht öffentlich. 

(2) Das Erbgesundheitsgericht hat die notwendigen Ermittlungen anzustellen. Es kann 
Zeugen und Sachverständige vernehmen sowie das persönliche Erscheinen und 
die ärztliche Untersuchung des Unfruchtbarzumachenden anordnen und ihn bei 
unentschuldigtem Ausbleiben vorführen lassen. Auf die Vernehmung und Beeidi-
gung der Zeugen und Sachverständigen sowie auf die Ausschließung und Ableh-
nung der Gerichtspersonen finden die Vorschriften der Zivilprozessordnung sinn-
gemäße Anwendung. Ärzte, die als Zeugen oder Sachverständige vernommen 
werden, sind ohne Rücksicht auf das Berufsgeheimnis zur Aussage verpflichtet. 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden sowie Krankenanstalten haben dem Erbge-
sundheitsgericht auf Ersuchen Auskunft zu erteilen. 

§ 8 

Das Gericht hat unter Berücksichtigung des gesamten Ergebnisses der Verhandlung 
und Beweisaufnahme nach freier Überzeugung zu entscheiden. Die Beschlussfassung 
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erfolgt aufgrund mündlicher Beratung mit Stimmenmehrheit. Der Beschluss ist schrift-
lich abzufassen und von den an der Beschlussfassung beteiligten Mitgliedern zu unter-
schreiben. Er muss die Gründe angeben, aus denen die Unfruchtbarmachung be-
schlossen oder abgelehnt worden ist. Der Beschluss ist dem Antragsteller, dem beam-
teten Arzt sowie demjenigen zuzustellen, dessen Unfruchtbarmachung beantragt wor-
den ist, oder, falls dieser nicht antragsberechtigt ist, seinem gesetzlichen Vertreter. 

§ 9 

Gegen den Beschluss können die im § 8 S. 5 bezeichneten Personen binnen einer 
Notfrist von einem Monat nach der Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift der Ge-
schäftsstelle des Erbgesundheitsgerichtes Beschwerde einlegen. Die Beschwere hat 
aufschiebende Wirkung. Über die Beschwerde entscheidet das Erbgesundheitsgericht. 
Gegen die Versäumung der Beschwerde ist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften der Zivilprozessordnung zulässig. 

§ 10 

(1) Das Erbgesundheitsobergericht wird einem Oberlandesgericht angegliedert und 
umfasst dessen Bezirk. Es besteht aus einem Mitglied des Oberlandesgerichtes, 
einem beamteten Arzt und einem weiteren für das Deutsche Reich approbierten 
Arzt, der mit der Erbgesundheitslehre besonders vertraut ist. Für jedes Mitglied ist 
ein Vertreter zu bestellen. § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Auf das Verfahren vor dem Erbgesundheitsobergericht finden §§ 7, 8 entsprechend 
Anwendung. 

(3) Das Erbgesundheitsobergericht entscheidet endgültig. 

§ 11 

(1) Der zur Unfruchtbarmachung notwendige chirurgische Eingriff darf nur in einer 
Krankenanstalt von einem für das Deutsche Reich approbierten Arzt durchgeführt 
werden. Dieser darf den Eingriff erst vornehmen, wenn der die Unfruchtbarma-
chung anordnende Beschluss endgültig geworden ist. Die oberste Landesbehörde 
bestimmt die Krankenanstalten und Ärzte, denen die Ausführung der Unfruchtbar-
machung überlassen werden darf. Der Eingriff darf nicht durch den Arzt vorge-
nommen werden, der den Antrag gestellt oder in dem Verfahren als Beisitzer mit-
gewirkt hat. 

(2) Der ausführende Arzt hat dem beamteten Arzt einen schriftlichen Bericht über die 
Ausführung der Unfruchtbarmachung unter Angabe des angewendeten Verfahrens 
einzureichen. 

§ 12 

(1) Hat das Gericht die Unfruchtbarmachung endgültig geschlossen, so ist sie auch 
gegen den Willen des Unfruchtbarzumachenden auszuführen, sofern nicht dieser 
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allein den Antrag gestellt hat. Der beamtete Arzt hat bei der Polizeibehörde die er-
forderlichen Maßnahmen zu beantragen. Soweit andere Maßnahmen nicht ausrei-
chen, ist die Anwendung unmittelbaren Zwanges zulässig. 

(2) Ergeben sich Umstände, die eine nochmalige Prüfung des Sachverhaltes erfordern, 
so hat das Erbgesundheitsgericht das Verfahren wieder aufzunehmen und die Aus-
führung der Unfruchtbarmachung vorläufig zu untersagen. War der Antrag abge-
lehnt worden, so ist die Wiederaufnahme nur zulässig, wenn neue Tatsachen ein-
getreten sind, welche die Unfruchtbarmachung rechtfertigen. 

§ 13 

(1) Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens trägt die Staatskasse. 

(2) Die Kosten des ärztlichen Eingriffes trägt bei den der Krankenversicherung angehö-
renden Personen die Krankenkasse, bei anderen Personen im Falle der Hilfsbe-
dürftigkeit der Fürsorgeverband. In allen anderen Fällen trägt die Kosten bis zur 
Höhe der Mindestsätze der ärztlichen Gebührenordnung und der durchschnittlichen 
Pflegesätze in den öffentlichen Krankenanstalten die Staatskasse, darüber hinaus 
der Unfruchtbargemachte. 

§ 14 

Eine Unfruchtbarmachung, die nicht nach den Vorschriften dieses Gesetzes erfolgt, 
sowie eine Entfernung der Keimdrüsen sind nur dann zulässig, wenn ein Arzt sie nach 
den Regeln der ärztlichen Kunst zur Abwendung einer ernsten Gefahr für das Leben 
oder die Gesundheit desjenigen, an dem er sie vornimmt, und mit dessen Einwilligung 
vollzieht. 

§ 15 

(1) Die an dem Verfahren oder an der Ausführung des chirurgischen Eingriffes beteilig-
ten Personen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

(2) Wer der Schweigepflicht unbefugt zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder mit Geldstrafe bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Den An-
trag kann auch der Vorsitzende stellen. 

§ 16 

(1) Der Vollzug dieses Gesetzes liegt den Landesregierungen ob. 

(2) Die obersten Landesbehörden bestimmen, vorbehaltlich der Vorschriften des § 6 
Abs. 1 S. 1 und des § 10 Abs. 1 S. 1 Sitz und Bezirk der entscheidenden Gerichte. 
Sie ernennen die Mitglieder und deren Vertreter. 
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§ 17 

Der Reichsminister des Innern erlässt im Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Justiz, die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften. 

§ 18 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. 

Berlin, den 14. Juli 1933 

Der Reichskanzler Adolf Hitler 

Der Reichsminister des Innern Frick 

Der Reichsminister der Justiz Dr. Gürtner 

Quelle: verfügbar unter: http://www.ns-quellen.at/gesetz_anzeigen_detail.php?geset-
z_id=35210&action=B_Read, Stand vom 07. März 2020, um 16:05 Uhr. 

XI

http://www.ns-quellen.at/gesetz_anzeigen_detail.php?gesetz_id=35210&action=B_Read
http://www.ns-quellen.at/gesetz_anzeigen_detail.php?gesetz_id=35210&action=B_Read
http://www.ns-quellen.at/gesetz_anzeigen_detail.php?gesetz_id=35210&action=B_Read


Anhang 2: Gesunde Eltern - Gesunde Kinder! 

Quelle: NS-Volkswohlfahrt: Gesunde Eltern - Gesunde Kinder!, 1934, verfügbar unter: 
https:/ /www.dhm.de/lemo/bestand/objekt/gesunde-eltern-gesunde-kinder-
um-1936.html, Stand vom 05. März 2020, um 19:29 Uhr. 
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Anhang 3: Volksgenosse, das ist auch dein Geld 

Quelle: Die Monatshefte des Rassenpolitischen Amtes der NSDAP: Volksgenosse, das 
ist auch dein Geld, 1938, verfügbar unter: https://www.dhm.de/lemo/bestand/objekt/
plakat-zu-eugenik-und-euthanasie-um-1938.html, Stand vom 05. März 2020, um 19:31 
Uhr. 
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Anhang 4: Schädelvermessung 

Quelle: verfügbar unter: https://www.mdr.de/zeitreise/ns-zeit/zwangssterilisation-in-der-
ns-zeit-100.html, Stand vom 05. März 2020, um 19:32 Uhr. 
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Anhang 5: Das Erbe 

Quelle: verfügbar unter: https://filmhauer.net/abseits-wege-1935-erbe-1935-
p-2965.html, Stand vom 05. März 2020, um 19:33 Uhr. 
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Anhang 6: Rassenideologischer Unterricht 

Quelle: Orgel-Köhne: Schulungslager für Schulhelferinnen, 1943, verfügbar unter: 
https://www.dhm.de/lemo/bestand/objekt/625_2, Stand vom 05. März 2020, um 19:34 
Uhr. 

 

XVI

https://www.dhm.de/lemo/bestand/objekt/625_2


Anhang 7: Zeittafel der Sterilisations- und Euthanasiepolitik in der 
Stadt Leipzig 

Datum Ereignis

24. November 1859 -Darwin „Über die Entstehung der Arten“

1922 -Binding und Hoche „Die Freigabe der Vernichtung le-
bensunwerten Lebens: Ihr Maß und ihre Form“

1929 -Hitler „Mein Kampf“ 
„Würde Deutschland jährlich 1.000.000 Kinder bekommen 
und 700.000 bis 800.000 der Schwächsten beseitigen, 
dann würde am Ende das Ergebnis vielleicht sogar eine 
Kräftesteigerung sein.“

14. Juli 1933 -Beschluss des Sterilisationsgesetzes 
-tritt am 01. Januar 1934 in Kraft

1934 -Beginn der Massensterilisation 
-in Leipzig werden bis 1940 allein in Leipzig-Dösen 583 
Patienten sterilisiert

ab 1935 -interne NS-Diskussion zur Euthanasie

Sommer 1939 -Tötung des Kindes Knauer in Leipzig in der Kinderklinik 
Oststraße

18. August 1939 -geheimer Runderlass zur Erfassung behinderter Kinder

21. September 1939 -Beginn der Erfassung der Heil- und Pflegeanstalten

Ende Oktober 1939 -Kinderfachabteilung Görden nimmt Kinder-Euthanasie auf

Februar 1940 -Tötungsanstalt Brandenburg

April 1940 -Umzug der Euthanasie-Verwaltung in die Tiergartenstraße 
4 (T 4)

15. Mai 1940 -erster großer Transport aus Leipzig-Dösen 
-149 Männer werden in die Zwischenanstalt nach Wald-
heim gebracht

Juni 1940 -Tötungsanstalt Sonnenstein

Oktober 1940 -Eröffnung der ersten Kinderfachabteilung in Leipzig: HPA 
Leipzig-Dösen

03. August 1941 -Predigt von Clemens August von Galen (Bischof von 
Münster) 
„Wenn man den Grundsatz aufstellt und anwendet, dass 
man den unproduktiven Menschen töten darf, dann wehe 
uns allen, wenn wir alt und altersschwach werden.“

Ende 1941 -Eröffnung der zweiten Kinderfachabteilung in Leipzig: 
Universitätskinderklinik Oststraße

ab August 1942 -Fortführung der organisierten Tötungen durch Überdosie-
rung und Nahrungsmittelentzug in der HPA Großschweid-
nitz 
-fast alle Leipziger Patienten werden ab diesem Zeitpunkt 
dorthin verlegt
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Quelle: Stadtarchiv der Stadt Leipzig: Gebündelte Aufzeichnungen 5, 1978, S. 60 ff.. 

07. Dezember 1943 -Kinderfachabteilung der HPA Leipzig-Dösen wir nach 
Großschweidnitz verlegt 
-wahrscheinlich sind 505 Kinder getötet worden 
-weitere 300 werden in Großschweidnitz getötet

April 1945 -HPA Leipzig Dösen hat noch 229 Patienten 
-zwischen 1.000 und 1.200 wurden ermordet
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Anhang 8: Statistik der Sterilisationspolitik in der Stadt Leipzig 

Tabelle 1: Übersicht über die Sterilisationen in der Heil- und Pflegeanstalt Dösen ab 
Mai 1935 

Tabelle 2: Von der Heil- und Pflegeanstalt Dösen veranlasste, aber in der Frauenklinik 
bzw. Krankenhaus St. Jakob durchgeführte Sterilisationen 

Erläuterung: 

Aus dem Bericht der Anstalt Dösen von 1937 geht hervor, dass allein bis zu diesem 
Zeitpunkt 484 Patienten (316 Männer und 168 Frauen) sterilisiert worden sind. Etwa 
300 Personen davon wurden in Dösen selbst operiert. Bis 1940 stieg diese Zahl noch 
auf über 600 an. Dabei handelte es sich aber nur um Patienten der Heil- und Pflegean-
stalt Dösen, sodass für die Stadt Leipzig insgesamt mit einer weit höheren Zahl ge-
rechnet werden muss, da auch andere Patienten von Dösener Ärzten begutachtet und 
zur Sterilisation vorgeschlagen wurden. Die genaue Zahl der Sterilisationsopfer ist 
nicht bekannt. 

Quelle: Stadtarchiv der Stadt Leipzig: Gebündelte Aufzeichnungen 5, 1978, S. 116 ff.. 

Jahr Männer Frauen

1935 79 34

1936 62 41

1937 57 21

Gesamt 198 96

294

Jahr Männer Frauen

1934 79 57

1935 23 11

1936 10 -

1937 6 4

Gesamt 118 72

190
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Anhang 9: Krankheitsbilder 

Quelle: Vogel: Erblehre und Rassenkunde in bildlicher Darstellung, 1938, verfügbar 
unter: https://museenkoeln.de/ns-dokumentationszentrum/default.aspx?s=390#!pretty-
Photo[45057]/0/, Stand vom 05. März 2020, um 19:35 Uhr. 
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Anhang 10: Erste Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Ver-
hütung erbkranken Nachwuchses vom 05. Dezember 1933 

[aus dem Original übernommen] 

Aufgrund des § 17 des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 
1933 (RGBl. S. 529) wird hiermit verordnet: 

Art. 1 (zu § 1 Abs. 1, 2 des Gesetzes) 

[1] Die Unfruchtbarmachung setzt voraus, dass die Krankheit durch einen für das 
Deutsche Reich approbierten Arzt einwandfrei festgestellt ist, mag sie auch nur vor-
übergehend aus einer verborgenen Anlage sichtbar geworden sein. 

[2] Der Antrag auf Unfruchtbarmachung soll nicht gestellt werden, wenn der Erbkranke 
infolge hohen Alters oder aus anderen Gründen nicht fortpflanzungsfähig ist oder wenn 
der zuständige Amtsarzt bescheinigt hat, dass der Eingriff eine Gefahr für das Leben 
des Erbkranken bedeuten würde oder wenn er wegen Anstaltsbedürftigkeit in einer ge-
schlossenen Anstalt dauernd verwahrt wird. Die Anstalt muss volle Gewähr dafür bie-
ten, dass die Fortpflanzung unterbleibt. Ein fortpflanzungsfähiger Erbkranken, der in 
einer geschlossenen Anstalt verwahrt wird, darf nicht entlassen oder beurlaubt werden, 
bevor der Antrag gestellt und über ihn entschieden ist. 

[3] Die Unfruchtbarmachung soll nicht vor Vollendung des zehnten Lebensjahres vor-
genommen werden. Die Unfruchtbarmachung erfolgt in der Weise, dass ohne Entfer-
nung der Hoden oder Eierstöcke die Samenstränge oder Eileiter verlegt, undurchgän-
gig gemacht oder durchgetrennt werden. 

Art. 2 (zu § 2 Abs. 2) 

[1] Wird der Antrag von dem gesetzlichen Vertreter gestellt, so ist ärztlich zu bescheini-
gen, dass dieser über das Wesen und die Folgen der Unfruchtbarmachung aufgeklärt 
worden ist. 

[2] Für die Bescheinigung ist der Vordruck der Anlage 1 zu verwenden. 

[3] Dem Unfruchtbarzumachenden oder seinem gesetzlichen Vertreter ist ein Merkblatt 
nach Vordruck Anlage 2 auszuhändigen. 

Art. 3 (zu §§ 3, 4) 

[1] Als beamtete Ärzte im Sinne des Gesetzes gelten: 

a) der örtlich zuständige Amtsarzt (Kreisarzt, Bezirksarzt usw.) und sein Stellvertreter, 

b) der Gerichtsarzt und sein Stellvertreter für die von ihnen amtlich untersuchten Per-
sonen. 

[2] Strafanstalten im Sinne des Gesetzes sind Anstalten, in denen Strafgefangene oder 
Untersuchungsgefangene untergebracht oder in denen mit Freiheitsentziehung ver-
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bundene Maßregeln der Sicherung und Besserung vollzogen werden. Als Pflegeanstal-
ten gelten auch Fürsorgeerziehungsanstalten. 

[3] Ist der Anstaltsleiter nicht selbst Arzt, so bedarf sein Antrag auf Unfruchtbarma-
chung der Zustimmung des leitenden Anstaltsarztes. 

[4] Wird einem approbierten Arzt in seiner Berufstätigkeit eine Person bekannt, die an 
einer Erbkrankheit (§ 1 Abs. 1, 2) oder an schwerem Alkoholismus leidet, so hat er dem 
zuständigen Amtsarzt hierüber nach Vordruck Anlage 3 unverzüglich Anzeige zu erstat-
ten. Die gleiche Verpflichtung haben sonstige Personen, die sich mit der Heilbehand-
lung, Untersuchung oder Beratung von Kranken befassen. Bei Insassen von Anstalten 
trifft den Anstaltsleiter die Anzeigepflicht. 

[5] Hält der beamtete Arzt die Unfruchtbarmachung für geboten, so soll er dahin wirken, 
daß der Unfruchtbarzumachende selbst oder sein gesetzlicher Vertreter den Antrag 
stellt. Unterbleibt dies, so hat er selbst den Antrag zu stellen. 

[6] Für den Antrag ist der Vordruck Anlage 4, für das nach § 4 des Gesetzes zu erstat-
tende ärztliche Gutachten von beamteten Ärzten der Vordruck Anlage 5 zu verwenden. 

Art. 4 (zu §§ 6 bis 10, 16) 

[1] Die obersten Landesbehörden können die Befugnis zur Bestellung der Mitglieder 
der Erbgesundheitsgerichte und der Erbgesundheitsobergerichte anderen Stellen über-
tragen. Die Bestellung erfolgt auf die Dauer von mindestens einem Jahr. 

[2] Soweit nicht in dem Gesetz oder in dieser Verordnung etwas anderes bestimmt ist, 
finden auf das Verfahren vor den Erbgesundheitsgerichten und den Erbgesundheits-
obergerichten die Vorschriften des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit entsprechende Anwendung. 

[3] Das Erbgesundheitsgericht und das Erbgesundheitsobergericht können nach Anhö-
rung des beamteten Arztes die Unterbringung der Unfruchtbarzumachenden in einer 
geeigneten Krankenanstalt bis zur Dauer von sechs Monaten anordnen. 

Art. 5 (zu § 11) 

[1] Für die Ausführung des chirurgischen Eingriffes sind staatliche und kommunale 
Kranken-, Heil und Pflegeanstalten zu bestimmen, andere Anstalten nur, wenn sie sich 
dazu bereit erklären. Es muss volle Gewähr dafür geboten sein, dass der Eingriff durch 
einen chirurgisch geschulten Arzt vorgenommen wird. 

[2] Für die Berichterstattung ist der Vordruck Anlage 6 zu verwenden. 

Art. 6 (zu § 12) 

[1] Hat das Gericht die Unfruchtbarmachung endgültig beschlossen, so hat der beam-
tete Arzt den Unfruchtbarzumachenden schriftlich aufzufordern, den Eingriff binnen 
zwei Wochen vornehmen zu lassen; die in Betracht kommenden Anstalten sind ihm 
dafür zu benennen. 
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[2] Hat der Unfruchtbarzumachende nicht allein den Antrag gestellt, so ist ihm ferner 
mitzuteilen, dass der Eingriff auch gegen seinen Willen vorgenommen wird. 

[3] Das Gericht hat anzuordnen, dass die Vornahme des Eingriffes ausgesetzt wird, 
wenn durch ein Zeugnis des zuständigen Amtsarztes nachgewiesen wird, dass die Un-
fruchtbarmachung mit Lebensgefahr für den Erbkranken verbunden wäre. 

[4] Hat sich der Unfruchtbarzumachende auf seine Kosten in eine geschlossene Anstalt 
aufnehmen lassen, die volle Gewähr dafür bietet, dass die Fortpflanzung unterbleibt, 
so ordnet das Gericht auf seinen Antrag an, dass die Vornahme des Eingriffes so lange 
ausgesetzt wird, als er sich in dieser oder in einer gleichartigen Anstalt befindet. Ist der 
Unfruchtbarzumachende geschäftsunfähig oder hat er das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet, so ist sein gesetzlicher Vertreter antragsberechtigt. Ist die Aussetzung vor 
Vollendung des 18. Lebensjahres erfolgt, so kann der Unfruchtbarzumachende nach 
diesem Zeitpunkt die Wiederaufhebung der Aussetzung beantragen. 

[5] Ist bei Ablauf der Frist (Abs. 1) der Eingriff noch nicht erfolgt und hat sich der Un-
fruchtbarzumachende auch nicht in eine geschlossene Anstalt begeben oder ist er dar-
aus wieder entwichen, so ist der Eingriff mit Hilfe der Polizeibehörde, nötigenfalls unter 
Anwendung unmittelbaren Zwanges, in der von dem beamteten Arzt bezeichneten An-
stalt auszuführen. Bei Jugendlichen darf der Eingriff unter Anwendung unmittelbaren 
Zwanges nicht vor Vollendung des 14. Lebensjahres ausgeführt werden. Die Polizei-
behörde hat den beamteten Arzt über die getroffenen Maßnahmen zu unterrichten. 

[6] Der Leiter einer Anstalt, die eine Person aufnimmt, deren Unfruchtbarmachung 
endgültig beschlossen ist, hat dem für das Verfahren zuständigen beamteten Arzt die 
Aufnahme unverzüglich mitzuteilen. Entweicht der Unfruchtbarzumachende, so ist der 
beamtete Arzt unverzüglich zu benachrichtigen. Der Unfruchtbarzumachende darf nur 
dann aus der Anstalt entlassen oder beurlaubt werden, wenn er unfruchtbar gemacht 
oder die Entscheidung über die Unfruchtbarmachung wieder aufgehoben worden ist. 

Art. 7 (zu § 13) 

[1] Wer den Kostenbedarf für den chirurgischen Eingriff nicht oder nicht ausreichend 
aus eigenen Kräften und Mitteln beschaffen kann und ihn auch nicht von anderer Seite, 
insbesondere von Angehörigen erhält, ist hilfsbedürftig im Sinne der Fürsorgepflicht-
verordnung. Soweit nicht § 15 der Fürsorgepflichtverordnung greift, sind die Kosten 
des ärztlichen Eingriffes endgültig von dem Fürsorgeverband zu tragen, der für den 
Unfruchtbargemachten bei dem Eintritt oder der Einlieferung in die Krankenanstalt (§ 
11 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes) endgültig fürsorgepflichtig gewesen wäre; § 2 Abs. 5 
der Fürsorgepflichtverordnung findet entsprechende Anwendung. Die öffentliche Für-
sorge hat weder gegen den Unfruchtbargemachten noch seine Eltern oder seinen 
Ehegatten einen Anspruch auf Ersatz der Kosten des ärztlichen Eingriffes. 
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[2] Soweit die oberste Landesbehörde nichts anderes bestimmt, sind als durchschnittli-
che Pflegesätze die in den öffentlichen Krankenanstalten (§ 11 Abs. 1 Satz 1 des Ge-
setzes) durchschnittlich gezahlten Beträge anzusehen. 

Art. 8 (zu § 14) 

Nimmt ein Arzt eine Unfruchtbarmachung oder eine Entfernung der Keimdrüsen zur 
Anwendung einer ernsten Gefahr für das Leben oder die Gesundheit vor, so hat er 
dem zuständigen Amtsarzt binnen drei Tagen nach Vornahme des Eingriffes einen 
schriftlichen Bericht nach Vordruck Anlage 7 zu erstatten. 

Art. 9 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig der ihm in § 11 Abs. 2 des Gesetzes, Artikel 3 Abs. 4, 
Artikel 6 Abs. 6, Artikel 8 auferlegten Anzeigepflicht zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe 
bis zu einhundertfünfzig Reichsmark bestraft. 

Art. 10 

Die Gerichtsakten und die Berichte über die Ausführung des Eingriffes sind nach Ab-
schluss des Verfahrens einer durch den Reichsminister des Innern zu bestimmenden 
Dienststelle zur Aufbewahrung zu übersenden. 

Berlin, den 5. Dezember 1933 

Der Reichsminister des Innern Frick 

Der Reichsminister der Justiz Dr. Gürtner 

Quelle: verfügbar unter: http://www.ns-quellen.at/gesetz_anzeigen_detail.php?geset-
z_id=34710&action=B_Read, Stand vom 07. März 2020, um 16.40 Uhr. 
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Anhang 11: Antragsformular 

Quelle: Anlage 4 der Ersten Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses. 
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Anhang 12: Vordruck einer Sterilisationsaufklärung und Merkblatt 

Quelle: Anlage 1 der Ersten Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses. 
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Anhang 13: Anzeigeformular 

Quelle: Anlage 3 der Ersten Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses. 
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Anhang 14: Fachärztliches Gutachten 

Quelle: Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik 
und Geschlechterpolitik, 2010, S. 388 ff.. 
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Anhang 15: Beschluss eines Erbgesundheitsgerichtes 

[aus dem Original übernommen] 

Beschluss 

I Der Schreiner Georg B., geboren am 13. August 1909 zu x, 

Sohn von dem verstorbenen Heinrich Peter H. und dessen Witwe Dorothea H. (gebo-
rene K.), 

wohnhaft im Kreis Alsfeld, sachliche Zuständigkeit in der Landes-Heil- und Pflegean-
stalt in x, 

ist unfruchtbar zu machen. 

II Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens trägt die Staatskasse. Gegen diesen Be-
schluss kann binnen einer Notfrist von 14 Tagen nach der Zustellung schriftlich oder 
zur Niederschrift der Geschäftsstelle des hiesigen Erbgesundheitsgerichtes oder des 
Erbgesundheitsobergerichtes Darmstadt Beschwerde eingelegt werden. 

Gründe 

Der Proband hat den Antrag gestellt, ihn unfruchtbar zu machen, da er an manisch de-
pressivem Irresein leide. Der stellvertretende Direktor der Landes-Heil- und Pflegean-
stalt Gießen, Med. Rat Dr. Seriba, hat denselben Antrag mit derselben Begründung ge-
stellt. Der Proband ist in der Schule immer gut mitgekommen, hat nach der Schulent-
lassung das Schreinerhandwerk erlernt und die Gesellenprüfung bestanden. Im Jahre 
1938 erkrankte er geistig im Anschluss an eine Grippe. Er vernachlässigte seine Arbeit, 
lief planlos im Dort herum, führte wirre Reden und wollte einem Landwirt die Scheune 
anstecken, sodass er in die Landesheilanstalt Narburg verbracht werden musste. Die-
se hat die Diagnose „manisch depressives Irresein“ gestellt. Sein Zustand besserte 
sich jedoch schnell, sodass er in der nächstfolgenden Zeit meist als Knecht bei Land-
wirten beschäftigt war. Im April 1936 machte er im Kreiskrankenhaus in Alsfeld eine 
Blinddarmoperation durch. Im Anschluss an diese trat eine neue Erkrankung auf, so-
dass der Proband in die Landes-Heil- und Pflegeanstalt Gießen eingewiesen werden 
musste. Auch hier wurde dieselbe Diagnose wie in der Landesheilanstalt Narburg ge-
stellt. Es kann nach diesen Feststellungen keinem Zweifel unterliegen, dass der Pro-
band an manisch depressivem Irresein leidet, einer Krankheit, die in periodischen Zu-
ständen mit krankheitsfreien Zeiten verläuft. 

Da nach den Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten ist, dass die Nachkommen des Unfruchtbarzumachenden an schweren 
geistigen Erbschäden leiden werden, ist er gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3 des Geset-
zes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 unfruchtbar zu ma-
chen. Die Kosten des Verfahrens fallen gemäß § 13 der Staatskasse zu Last. 
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Quelle: verfügbar unter: https://www.inklusion-als-menschenrecht.de/nationalsozialis-
mus/materialien/behinderung-krankheit-und-euthanasie-im-nationalsozialismus/eutha-
nasie-beschluss-erbgesundheitsgericht-giessen/, Stand vom 07. März 2020, um 16.44 
Uhr. 
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Anhang 16: Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Verhü-
tung erbkranken Nachwuchses vom 26. Juni 1935 

[aus dem Original übernommen] 

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Einziger Art. 

Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 (RGBl. S. 529) 
wird wie folgt geändert: 

1. Im § 9 S. 1 ist statt „Notfrist von einem Monat“ zu setzen „Notfrist von 14 Tagen“ 

2. Nach § 10 wird folgender § 10 a) eingeschaltet: 

(1) Hat ein Erbgesundheitsgericht rechtskräftig auf Unfruchtbarmachung einer Frau 
erkannt, die zur Zeit der Durchführung der Unfruchtbarmachung schwanger ist, so 
kann die Schwangerschaft mit Einwilligung der Schwangeren unterbrochen werden, 
es sei denn, dass die Frucht schon lebensfähig ist oder die Unterbrechung der 
Schwangerschaft eine ernste Gefahr für das Leben oder die Gesundheit der Frau 
mit sich bringen würde. 

(2) Als nicht lebensfähig ist die Frucht anzusehen, wenn die Unterbrechung vor Ablauf 
des sechsten Schwangerschaftsmonats erfolgt. 

3. Im § 11 Abs. 1 S. 1 und 3 und Abs. 2 sind nach dem Wort „Unfruchtbarmachung“ je-
weils die Worte „und Schwangerschaftsunterbrechung“ einzusetzen. 

4. § 14 erhält folgende Fassung: 

(1) Eine Unfruchtbarmachung oder Schwangerschaftsunterbrechung, die nicht nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes erfolgt, sowie eine Entfernung der Keimdrüsen 
sind nur dann zulässig, wenn ein Arzt sie nach den Regeln der ärztlichen Kunst zur 
Abwendung einer ernsten Gefahr für das Leben oder die Gesundheit desjenigen, 
an dem er sie vornimmt und mit dessen Einwilligung vollzieht. 

(2) Eine Entfernung der Keimdrüsen darf beim Manne mit seiner Einwilligung auch 
dann vorgenommen werden, wenn sie nach amts- oder gerichtsärztlichen Gutach-
ten erforderlich ist, um ihn von einem entarteten Geschlechtstrieb zu befreien, der 
die Begehen weiterer Verfehlungen im Sinne der §§ 175 bis 178, 183, 223 bis 226 
des Strafgesetzbuchs befürchten lässt. Die Anordnung der Entmannung im Straf-
verfahren oder im Sicherungsverfahren bleibt unberührt. 

Berlin, den 26. Juni 1935 

Der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler 

Der Reichsminister des Innern Frick 

Der Reichsminister der Justiz Dr. Gürtner 
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Quelle: verfügbar unter: http://www.ns-quellen.at/gesetz_anzeigen_detail.php?geset-
z_id=34310&action=B_Read, Stand vom 07. März 2020, um 16:47 Uhr. 
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Anhang 17: Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Verhü-
tung erbkranken Nachwuchses vom 04. Februar 1936 

[aus dem Original übernommen] 

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 (RGBl. S. 529) 
in der Fassung des Gesetzes vom 26. Juni 1935 (RGBl. S. 773) wird wie folgt geän-
dert: 

1. Im § 1 Abs. 1 fallen die Worte „durch chirurgischen Eingriff“ weg. 

2. § 11 erhält folgenden neuen Abs. 1: 

(1) Die Unfruchtbarmachung hat im Wege des chirurgischen Eingriffes zu erfolgen. Die 
Reichsminister des Innern und der Justiz bestimmen, unter welchen Voraussetzun-
gen auch andere Verfahren zur Unfruchtbarmachung angewandt werden könne. 
Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2. Im S. 1 des nunmehrigen Abs. 2 wird das Wort 
„chirurgische“ durch „ärztliche“ ersetzt. Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

3. Im § 15 Abs. 1 wird das Wort „chirurgischen“ durch „ärztlichen“ ersetzt. 

Berlin, den 4. Februar 1936 

Der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler 

Der Reichsminister des Innern Frick 

Der Reichsminister der Justiz Dr. Gürtner 
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Quelle: verfügbar unter: http://www.ns-quellen.at/gesetz_anzeigen_detail.php?geset-
z_id=33410&action=B_Read, Stand vom 07. März 2020, um 16:49 Uhr. 
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Anhang 18: Zeittafel der Entschädigungspolitik in der Bundesrepu-
blik Deutschland 

Datum Ereignis

1953 Das Bundesergänzungsgesetz tritt in Kraft.

1956 Das BEG wird verabschiedet und tritt rückwirkend zum 01. Oktober 
1953 in Kraft.

1961-1965 Die Entschädigungsforderungen für Zwangssterilisierte werden auf-
grund von Expertenanhörungen vom Wiedergutmachungsausschuss 
abgelehnt. Von den sieben eingeladenen Gutachtern waren drei NS-
Täter eingeladen. Der geheim tagende Ausschuss kommt zu dem 
Schluss, dass das GzVeN im Widerspruch zu rechtsstaatlichen 
Grundsätzen gestanden habe.

1965 Das BEG-Schlussgesetz tritt in Kraft. Nach dem 31. Dezember 1969 
können keine Anträge mehr nach dem BEG gestellt werden. Für 
Zwangssterilisierte und Euthanasie-Geschädigte sind unter extrem 
einschränkenden und in der Praxis kaum erfüllbaren Voraussetzun-
gen lediglich Härteausgleichsleistungen vorgesehen.

1980 Die erste Möglichkeit zur Entschädigung für Zwangssterilisierte. Unter 
Beibringung des Erbgesundheitsgerichtsbeschlusses oder eines 
fachärztlichen Gutachtens kann eine Einmalzahlung in Höhe von 
5.000 DM beantragt werden.

1988 Die Härterichtlinien im Rahmen des Allgemeinen Kriegsfolgengeset-
zes (AKG-HR) treten in Kraft. Zwangssterilisierte können erstmalig 
eine laufende Beihilfe beantragen, wenn das Familieneinkommen un-
ter der Notlagengrenze liegt und ein nachhaltiger Gesundheitsscha-
den infolge der Zwangssterilisation von 40 Grad der Behinderung 
(GdB) durch ein fachärztliches Gutachten nachgewiesen werden 
kann.

1989 Eine Änderung der AKG-HR tritt in Kraft. Das für die Gewährung von 
Härteleistungen nachzuweisende Ausmaß des Gesundheitsschadens 
durch die Zwangssterilisation wird auf 25 GdB herabgesetzt.

1990 Die AKG-HR werden erweitert. Für Heimbewohner kann ein monatli-
ches Taschengeld von 200 DM beantragt werden, sofern der Sozial-
hilfeträger zum Heimaufenthalt zuzahlt. Zwangssterilisierte erhalten 
auf Antrag eine monatliche Beihilfe in Höhe von 100 DM.

1998 Durch das Gesetz zur Aufhebung nationalsozialistischer Unrechtsur-
teile in der Strafrechtspflege werden die Erbgesundheitsbeschlüsse 
aus der Zeit des Nationalsozialismus’ aufgehoben. Für die Opfer hat 
das Gesetz keine monetären Folgen. Die monatliche Beihilfe erhöht 
sich von 100 auf 120 DM.

2002 Die bis dahin geltende Notlagengrenze für Euthanasie-Geschädigte 
entfällt. Auf Antrag erhalten diese, sofern sie die Ermordung des Va-
ters oder der Mutter durch Dokumente belegen können 5.000 DM. Sie 
dürfen zum Zeitpunkt der Ermordung ihres Elternteils das Alter von 18 
Jahren nicht überschritten haben. Es wird nicht die Ermordung der 
Opfer entschädigt, wie der BEZ gefordert hat, sondern ein Unterhalts-
schaden nach § 844 BGB.
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Quelle: Hamm: Ausgegrenzt! Warum? Zwangssterilisierte und Geschädigte der NS-Eu-
thanasie in der Bundesrepublik Deutschland, 2017, S. 23 ff.. 

2004 Der Bundestag beschließt die Neufassung der AKG-HR. Seit Sep-
tember 2004 erhalten Zwangssterilisierte monatlich 100 EUR. Heim-
bewohner, die nicht Sozialhilfeleistungen zur Finanzierung des Heim-
aufenthaltes beziehen und bislang höhere ergänzende Leistungen 
erhielten, haben einen Bestandsschutz. Der Wechsel in ein Alten- 
oder Pflegeheim muss der Bundesfinanzdirektion mitgeteilt werden. 
Das Heimtaschengeld beträgt 102,46 EUR. Die Altersgrenze des Un-
terhaltsschadens § 844 BGB der Kinder der Ermordeten erhöht sich 
von 18 auf 21 und später auf 27 Jahre. Durch die Erhöhung der Al-
tersgrenze erhalten bislang ausgeschlossene Opfer die Einmalzah-
lung.

2005 Bei der Berechnung der ergänzenden laufenden Leistungen in be-
sonderen Notlagen erhöht sich ab Januar der nicht anrechenbare So-
ckelbetrag von bislang 153,39 auf 200 EUR.

2006 Die monatliche Zahlung für Zwangssterilisierte erhöht sich ab Januar 
auf 120 EUR.

2007 Das GzVeN wird durch den Deutschen Bundestag geächtet. Zwangs-
sterilisierte und Euthanasie-Geschädigte sind gesellschaftlich rehabili-
tiert. Für die Opfer hat diese Ächtung keine monetären Folgen.

2008 Die Notlagengrenze für erhöhte laufende Leistungen im Rahmen der 
AKG-HR wird aufgehoben.

2011 Die AKG-HR werden nach dem Bundestagsbeschluss vom 27. Janu-
ar, dem Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus’, neuge-
fasst. Seitdem erhalten Zwangssterilisierte monatlich 291 EUR. Eu-
thanasie-Geschädigte, die bereits in einer Tötungsanstalt waren und 
zurückgestellt wurden, erhalten ebenfalls monatlich 291 EUR. Das 
Privileg haben nach der AKG-HR Änderung drei Opfer. Das Heimta-
schengeld beträgt derzeit 150 EUR.

2014 Die Entschädigungszahlungen für Zwangssterilisierte und Euthana-
sie-Geschädigte werden seit Juli automatisch den Beihilfen aus dem 
Artikel 2 Fonds angepasst und die Opfer erhalten 320 EUR. Die 
Heimtaschengeldregelung entfällt - alle erhalten 320 EUR.

2017 Alle Zwangssterilisierte und ein Euthanasie-Geschädigter erhalten ab 
dem vierten Quartal 2017 rückwirkend zum 01. September 2016 mo-
natlich 352 EUR.

2019 Ab 01. Januar 2019 erhalten alle Zwangssterilisierte und ein Eutha-
nasie-Geschädigter sowie betroffene Heimbewohner monatlich 415 
EUR.
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Anhang 19: Petition an den Deutschen Bundestag 
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Anhang 20: Interviewauswertung 

Interviewauswertung Dr. Michael Wunder 

Vorab wurde das Einverständnis des Interviewpartners Herrn Dr. Michael Wunder erbe-
ten, dass das Interview mit einem Aufnahmegerät dokumentiert werden darf. 

Erste Frage: 

[K]: Sehr geehrter Herr Dr. Wunder, ich danke Ihnen für die Möglichkeit, Sie zum The-
ma Zwangssterilisation und Euthanasie interviewen zu dürfen. Schön, dass es nach 
der Absprache mit Herrn Dr. Vetter geklappt hat. 

[W]: Ja, es freut mich, dass Sie den Weg hierher nach Hamburg gefunden haben. Ich 
bin sehr gespannt auf Ihre kommenden Fragen. 

[K]: Als Einstieg stellt sich mir die Frage, wie lange Sie sich schon mit der Materie der 
Zwangssterilisation und auch weiterführend der Euthanasie während der nationalsozia-
listischen Diktatur denn beschäftigen. 

[W]: Nun, tatsächlich begleitet mich diese spezielle Thematik schon seit meiner Schul-
zeit bzw. konkret seit des Studiums. Während des Psychologie-Studiums stieg die 
Neugier und das Interesse bezüglich der Materie. Ich besuchte diverse Lehrveranstal-
tungen, Vorlesungen und Seminare. Schließlich schrieb ich auch die Doktorarbeit unter 
dem Thema „Euthanasie in den letzten Kriegsjahren“. 

Zweite Frage: 

[K]: Da Sie ja einige Werke zu der Euthanasieproblematik verfasst haben, stellt sich mir 
die Frage, was Sie an dieser speziellen Thematik fesselt. 

[W]: Das Faszinierende an diesem Metier ist, dass es sich um ein unglaublich vielfälti-
ges, aber auch strittiges Thema handelt. Die Wurzeln der Euthanasie lassen sich in 
das antike Griechenland zurück verfolgen. Damals wurde zwischen zwei Arten des To-
des unterschieden. Einem Tod, der gewissermaßen an der Zeit ist, wie etwa auch der 
Schlaf und einem vorzeitigen Tod, der die Menschen aus dem Leben reißt. Ursprüng-
lich bezog sich der Begriff der Euthanasie auf den vorzeitigen Tod, genannt thanatos. 
Als Euthanasie bezeichneten die Griechen einen guten, leichten oder auch schönen 
Tod, wie er auch heute in vielen Literaturen sprachlich übernommen wird. So bedeutet 
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für Sokrates Euthanasie die eng mit einer vernünftigen Lebensführung verknüpfte rech-
te Vorbereitung auf den Tod. Dagegen wurden Kindstötung und Sterbehilfe nicht als 
Euthanasie verstanden. Wie Euthanasie in der Antike praktiziert wurde, kann die Medi-
zingeschichte nicht mit Sicherheit bestätigen. So vertraten die Griechen, mitunter Pla-
ton, die Meinung, ärztliche Behandlung müsse eingestellt werden bei Kranken mit feh-
lender Lebenskraft, da solche Hilfe nichts nütze und dem Staat sogar schade. 

Nichtsdestotrotz wandelte sich dieses Verständnis von Sterbehilfe in der Neuzeit ins-
besondere in der nationalsozialistischen Diktatur. Gegen Ende der 1920er Jahre diente 
Euthanasie als Bezeichnung der verschiedenen Formen von Vernichtung sogenannten 
lebensunwerten Lebens. Dies schloss sowohl die eugenisch begründete Tötung von 
Neugeborenen, die an erblichen Krankheiten oder Behinderungen litten, die utilitaris-
tisch motivierte Tötung von unheilbar Kranken und Behinderten, die sich in Anstalts-
pflege befanden, als auch die Tötung von unheilbar Kranken und Behinderten 
schlichtweg aus Mitleid ein. Die Ausführungen von Darwin und Haeckel wurden als 
Grundlage für rassenhygienische Argumentationen verwendet und natürlich auch gren-
zenlos missbraucht. 

Dritte Frage: 

[K]: In der Bachelorarbeit wird der Fokus primär auf die Zwangssterilisation gelegt. 
Dran anknüpfend frage ich Sie, ob Sie der Meinung sind, dass die Zwangssterilisation 
die Vorstufe der Euthanasie war? 

[W]: In der Literatur werden verschiedene Meinungen vertreten. Ich bin der Ansicht, 
dass die Zwangssterilisation wahrlich die Vorstufe der späteren Euthanasiemorde war. 
Die kontinuierliche und staatlich tolerierte sowie rechtlich legitimierte Diffamierung und 
Herabsetzung von Menschen mit Behinderungen schuf ganz klar Möglichkeitsräume, 
die ab dem Jahr 1939 in einen offenen Massenmord mündeten. Allein indem man 
Menschen mit Behinderungen, die nicht dem nationalsozialistischen Rassenideal ent-
sprachen, ihr Recht auf sexuelle Selbstbestimmung, Fortpflanzung und Nachwuchs 
vorenthielt und für immer verweigerte, begann man ein Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit. Dies wurde auch letztlich in den Nürnberger Prozessen aufgegriffen. 

Vierte Frage: 

[K]: Worin liegt die Unvereinbarkeit der Zwangssterilisation mit der Menschenwürde? 

[W]: Sie spielen bestimmt auf den Artikel 1 unseres Grundgesetzes an. [lacht] Der 
Mensch wird als ein Wesen verstanden, das die Fähigkeit zu eigenverantwortlicher Le-
bensgestaltung besitzt. Sein soziales und privates Verhalten ist durch objektive Gege-
benheiten nicht völlig determiniert, sondern wird gleichzeitig durch autonome Entschei-
dungen mitgetragen, für die er verantwortlich ist. Die eigenverantwortliche Lebensge-
staltung bezieht sich auch auf die intime Sexualebene und weiterführend auf die Ent-
scheidung über die Gründung einer eigenen Familie. Einige soziologische Untersu-

LV



chungen stellen fest, dass sich Menschen insbesondere durch ihre Geschlechtszuge-
hörigkeit definieren. Wird eine Person aber gegen ihren Willen auf der Basis eines völ-
lig verkehrten, rassenideologischen Gedankengutes sterilisiert, so bricht die Verbin-
dung zu dieser Zugehörigkeit. Denn in diesem Sinne besteht die Bindung in den ge-
schlechtsspezifischen Organen oder auch deren Funktionen zur Fortpflanzung. Man 
wird sowohl geschlechtsspezifisch als auch menschlich entwürdigt und eines bestimm-
ten Gutes beraubt, den man sich selbst eigentlich zugesprochen hat. Die damaligen 
Betroffenen erhielten einen schweren Stempel der Minderwertigkeit, der die eigene 
Selbstwahrnehmung veränderte. Dies schaffte die Grundlage für die Entstehung von 
tiefen psychologischen bis hin zu posttraumatischen Erfahrungen bei den jeweiligen 
Personen. 

Fünfte Frage: 

[K]: Ein sehr interessanter Ansatz. Wie Sie natürlich wissen, verabschiedeten die Na-
tionalsozialisten im Zuge der Sterilisationspolitik am 14. Juli 1933 das Gesetz zur Ver-
hütung erbkranken Nachwuchses, welches am 01. Januar 1934 in Kraft trat. Aus einer 
neutralen Perspektive ist der Regelungszweck des Gesetzes mit ethischen Maßstäben 
nicht zu vereinbaren. Worin genau liegt die ethische Verwerflichkeit? 

[W]: Die Grundannahme der Ethik geht von einer Lehre über Moral und Anstand aus. 
Diese Grundprämissen finden natürlich auch ihre spezifischen Grenzen in kritischen 
Diskussionen oder Begebenheiten. Das Grundlegende an diesem Gesetz bildet die 
Annahme bzw. die Unterscheidung, welche Menschen gesund und welche von ihnen 
erbkrank sind. Dies erscheint aus der heutigen Sicht als äußerst ethisch verwerflich 
und anmaßend. Wem steht es zu, den Wert eines individuellen Menschenlebens zu 
bestimmen und daher diesen eventuell als erbkrank zu titulieren? Woraus nehmen sich 
Menschen dieses Recht? 

[K]: Ganz genau, daher lauten auch zwei nationalsozialistische Prinzipien: 

1. Du bist nichts, dein Volk ist alles. 

2. Die arische Rasse ist besonders kostbar, andere Rassen sind minderwertig oder 
sind gar zu vernichten. 

[W]: Bei der Beurteilung des menschlichen Lebens handelt es sich um eine anhaltende 
Diskussion. Neben der Monetarisierung in den Finanzwissenschaften zur annähe-
rungsweisen Berechnung einer Entschädigung bspw. bei Versicherungen existieren in 
der Ethik keine konkreten Ansätze. Weiterhin zeigt sich die ethische Verwerflichkeit des 
Gesetzes in der Bezeichnung von Menschen als erbkrank. Dies stellt eine Diffamierung 
der jeweiligen Personen dar. Es handelt sich um ein nationalsozialistisches Propagan-
damittel, da mittels des Sprachschatzes Indoktrination ausgeübt wurde. Die bloße Dif-
ferenzierung zwischen erbkrank und gesund löst in der menschlichen Psyche eine un-
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terschiedliche Bewertung aus. Durch die negative Konnotation erfolgt eine Herabset-
zung bzw. Entwürdigung von Menschen mit einer Behinderung und einer Alkoholsucht. 

Sechste Frage: 

[K]: Dem kann ich nur zustimmen. Im Jahr 2007 wurde das Gesetz zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses vom Deutschen Bundestag in seiner Ausgestaltung und An-
wendung als nationalsozialistisches Unrecht geächtet. Finden Sie die Bezeichnung des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses als Unrechtsgesetz angemessen? 

[W]: Dies ist bezüglich der vorhergehenden Ausführungen sogar das Mindeste, was 
von einem gesetzgebenden Organ erwartet werden kann. Die Notation als Unrechts-
gesetz ist ein Indiz für den außerordentlichen Verstoß gegen die heute geltende 
Rechtsordnung und das allgemeingültige Rechtsverständnis einer angemessen funk-
tionierenden Gesellschaft mit ihren Institutionen. 

Siebte Frage: 

[K|: Die Opfer des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses werden jedoch 
bis zum heutigen Tag nicht als Verfolgte des Nationalsozialismus’ anerkannt und haben 
so keinen Rechtsanspruch auf Entschädigung nach dem Bundesentschädigungsge-
setz. Wie stehen Sie zu dieser Feststellung? 

[W]: Sie greifen gerade eine Thematik auf, die mir schon seit meiner Forschung in die-
sem Bereich ein Dorn im Auge ist. Grundsätzlich geht es nicht um die finanzielle Kom-
pensation, sondern um die gesetzliche Rechtsstellung als Verfolgte des nationalsozia-
listischen Regimes. Es sind auch nachträglich spezifische Verfolgtengruppen aner-
kannt worden. So wie die verfolgten Künstler. Da brauche ich nur an die entartete 
Kunst zu erinnern. Auch diese sind im Bundesentschädigungsgesetz mit Recht be-
dacht und eingeschlossen worden. Aber nicht die Zwangssterilisierten. Gemeinsam mit 
dem Opferverband der Zwangssterilisierten habe ich damals einen Appell an die Bun-
despolitik ohne Erfolg gerichtet. [zeigt eine Akte] Wir werden freundlich angeschrieben. 
Sie sehen die Länge der Schreiben. Es sind Vertröstungsschreiben. 

[K]: In diesem Kontext ist natürlich schnelles Handeln der Politik geboten. Es ist auch 
fraglich, ob ein monatliches Taschengeld je die Erlebnisse aus der Zeit abgelten kann. 
In diesem Sinne bedanke ich mich recht herzlich für Ihre Zeit und Ihre Anregungen zu 
dieser speziellen Thematik. 

[W]: Dar nicht für. Ich wünsche Ihnen noch viel Erfolg für das Verfassen der Arbeit und 
für die weitere Zukunft alles Gute. 

[K]: Vielen Dank, das wünsche ich Ihnen auch. 
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